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Zum Reformentwurf zur Erneuerung des Steuerrechts von Paul Kirchhof

Wie ist der von Paul Kirchhof in diesem Jahr vorgelegte Entwurf zur Reform des
deutschen Steuerrechts zu beurteilen? Dieter Dziadkowski, Mitglied der Ur-
sprungslandkommission und der Einkommensteuer-(Bareis)-Kommission, be-
tont, dass der Reformentwurf »ein ganzheitliches Werk« sei mit dem Ziel, das
Steuerrecht zu vereinfachen und eine gleichmäßige Steuerbelastung für den Bür-
ger zu schaffen. Insbesondere sollten löchrige Bemessungsgrundlagen, die durch
zahlreiche Ausnahmetatbestände entstanden seien und zu überhöhten Steuer-
sätzen geführt hätten, sachgerechter gestaltet sowie die Steuerartenvielfalt abge-
schafft und auf vier Steuerarten reduziert werden. Seiner Ansicht nach könnte ei-
ne Umsetzung des Vorschlags von Paul Kirchhof zu einer wahrhaft »Großen Steu-
erreform« führen, »sofern sich die derzeitigen Entscheidungsträger trotz Eurokrise
zu einer verbesserten Steuerpolitik durchringen könnten«. Franz W. Wagner, Uni-
versität Tübingen, ist dagegen skeptischer. Seiner Ansicht nach würde das Kurz-
Gesetz das auf »code law« basierende Konstruktionsprinzip des bisherigen Steu-
errechts durch ein System des »case law« ersetzen, dessen Beitrag zur Steuer-
vereinfachung zweifelhaft sei. Wegen weiterhin unterschiedlicher Methoden der
Einkommensermittlung in Bezug auf die Breite und Periodisierung von Steuerbe-
messungsgrundlagen würden bislang nicht auftretende, unerwünschte allokative
Wirkungen entstehen. Und schließlich würde der geplante Niedrigtarif der Ein-
kommensteuer von 25% vor allem für hohe Einkommen zu günstigen Ergebnissen
führen. Rolf Peffekoven, Universität Mainz, sieht bei einer möglichen Umsetzung
des Kirchhof-Modells, z.B. bei der Umsatzsteuer, erhebliche Probleme, die sich
aufgrund EU-rechtlicher Restriktionen ergeben, und weist ebenfalls darauf hin,
dass die angestrebte Reform bei der Einkommensteuer Entlastungen vor allem für
die Bezieher höherer Einkommen bringen würde. Dem ständen deutliche Mehr-
belastungen bei der Umsatzsteuer gegenüber, die in erster Linie die Bezieher
niedriger Einkommen treffen würden. 

Zurück zu mehr Markt: Selbststabilisierende Anleihen
Wolfgang von Eichborn

Wolfgang von Eichborn, Bundesfinanzhof, schlägt in seinem Kommentar das
Konzept der »selbststabilisierenden Anleihen« vor, die die Verantwortung für die
Finanzierungs- und Konsolidierungsnotwendigkeiten auch übermäßig verschul-
deter Staaten wieder dem Kräftespiel derjenigen aussetzen, die am Markt Kre-
dite nachfragen und anbieten. Seiner Ansicht nach ist der Markt als Steue-
rungsinstrument unverzichtbar. Der Ausweg aus der Staatsschuldenkrise muss
deshalb grundsätzlich in »mehr Markt« und nicht in »weniger Markt« gesucht
werden.

Hoher Dieselpreis: Die Macht der Kartelle oder verfehlte Steuerpolitik?
Ferdinand Dudenhöffer

Ferdinand Dudenhöffer, CAR-Center Automotive Research an der Universität
Duisburg-Essen, vertritt die Ansicht, dass nicht die Mineralölkonzerne Verursacher
des hohen Dieselpreises sind, sondern die willkürlichen Steuergeschenke der 
Politiker: Der hohe Dieselpreis sei nicht das Ergebnis von Kartellen der Mineralöl-
gesellschaften, sondern das einer verfehlten Steuerpolitik.
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ifo Konjunkturprognose 2011/2012: 
Schuldenkrise bremst deutsche Wirtschaft aus
Kai Carstensen, Wolfgang Nierhaus, Klaus Abberger, Tim Oliver Berg,

Benjamin Born, Teresa Buchen, Christian Breuer, Steffen Elstner,

Christian Grimme, Steffen Henzel, Nikolay Hristov, Michael Kleemann,

Wolfgang Meister, Johanna Plenk, Klaus Wohlrabe, Timo Wollmershäuser

und Peter Zorn

Am 14. Dezember 2011 stellte das ifo Institut im Rahmen seines vorweihnachtli-
chen Pressegesprächs seine Prognose für die Jahre 2011 und 2012 vor. In
Deutschland ist das Bruttoinlandsprodukt bis zuletzt deutlich gestiegen. Der ifo Ge-
schäftsklimaindex und andere Frühindikatoren zeigen jedoch an, dass der deut-
schen Konjunktur ein Abschwung bevorsteht. Maßgeblich hierfür sind die sich ab-
schwächende Weltwirtschaft und die europäische Schuldenkrise. Die Abhängig-
keit der Konjunkturentwicklung von den Entscheidungen der europäischen Politik
erschwert die Prognose erheblich, denn es sind ganz unterschiedliche plausible
Szenarien möglich. Unter der Annahme, dass sich die Eurokrise nicht weiter ver-
schärft und sich insbesondere Italien weiter am Markt finanzieren kann, dürfte eine
Rezession in Deutschland vermieden werden. Dennoch wird das deutsche Brut-
toinlandsprodukt 2012 voraussichtlich nur um 0,4% zunehmen. Es ist daher zu er-
warten, dass sich der Beschäftigungsaufbau deutlich verlangsamt. Gestützt von
demographischen Faktoren dürfte die Arbeitslosenzahl aber noch um 140 000 auf
rund 2,8 Mill. Personen zurückgehen. Dies entspricht einer Arbeitslosenquote von
6,7%. Im Gefolge der schwächeren Konjunktur wird sich das Tempo des Preisauf-
triebs abschwächen; im Jahresdurchschnitt 2012 ist mit einer Inflationsrate von
1,8% zu rechnen. Das staatliche Budgetdefizit in Relation zum nominalen Bruttoin-
landsprodukt wird im nächsten Jahr voraussichtlich bei 0,9% liegen. Es muss be-
tont werden, dass die makroökonomische Unsicherheit nicht zuletzt aus politi-
schen Gründen derzeit extrem hoch ist. So könnten schon kleine Abweichungen
Italiens vom geplanten Konsolidierungskurs zu neuen Verwerfungen an den ohne-
hin extrem angespannten Finanzmärkten und kaum abschätzbaren politischen Re-
aktionen führen. Diese könnten die der Prognose zugrunde liegenden Annahmen
schnell obsolet werden lassen. Aus technischer Sicht ist damit die Eintrittswahr-
scheinlichkeit des Basisszenarios deutlich geringer, als es in normalen Prognose-
situationen der Fall ist. 

Kurz zum Klima: Der öffentliche Nahverkehr im internationalen Vergleich
Tilmann Rave und Jana Lippelt

Der städtische Verkehr ist für die internationalen Bemühungen zur Minderung von
Treibhausgasen von zunehmender Bedeutung. Zum einen ist der Verkehr insge-
samt seit Längerem ein Sorgenkind der Klimapolitik. Der Verkehrssektor ist für et-
wa 13% der gesamten weltweiten Treibhausgasemissionen und für 23% der welt-
weiten energiebezogenen Treibhausgasemissionen verantwortlich. Zum anderen
ist der städtische Verkehr auch deshalb von zunehmendem klimapolitischen Inte-
resse, weil die in Städten lebende Bevölkerung an Bedeutung gewinnt. Während
heute etwa jeder Zweite in einer Stadt wohnt, wird dieser Anteil bis 2050 auf vor -
aussichtlich 70% ansteigen. Der Beitrag zeigt die unterschiedlichen Anteile des öf-
fentlichen Nahverkehrs an allen motorisierten Personenkilometern in verschiede-
nen Städten weltweit sowie die CO2-Emissionen des Personenverkehrs in Städ-
ten pro Kopf und diskutiert die Bedingungen für eine effektive Förderung des öf-
fentlichen Nahverkehrs.
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Bundessteuergesetzbuch – 
ein Kommentar zum Reform -
entwurf zur Erneuerung des 
Steuerrechts von Paul Kirchhof

Im April 2011 legte Paul Kirchhof einen Re-
formentwurf zur Erneuerung des deutschen
Steuerrechts, der in das Gewand eines Vor-
schlags für ein Bundessteuergesetzbuch
(BStGB) mit vollständig ausformuliertem
Gesetzestext gekleidet ist, vor. Es ist ein
ganzheitliches Werk. Hauptziel ist die Ver-
einfachung des Steuerrechts, gepaart mit
einer gleichmäßigen Steuerbelastung für
den Bürger. Insbesondere sollen löchrige
Bemessungsgrundlagen, die durch zahlrei-
che Ausnahmetatbestände entstanden sind
und zu überhöhten Steuersätzen geführt
haben, sachgerechter gestaltet werden. Die
Steuerartenvielfalt soll abgeschafft und auf
vier Steuerarten reduziert werden. 

Das Umsatzsteuerrecht soll wesentlich ver-
einfacht werden, indem auf Besteuerung
und Vorsteuerabzug im Geschäftsverkehr
zwischen Unternehmen verzichtet wird.
Gleichzeitig soll dadurch der Umsatzsteu-
erbetrug eingedämmt werden. Die Einkom-
mensteuer soll für natürliche und steuer-
juristische Personen gelten und damit die
Körperschaftsteuer überflüssig machen.
Die heutige Gewerbesteuer soll durch ei-
ne kommunale Zuschlagsteuer abgelöst
werden. Zudem soll ein einheitlicher Steu-
ersatz von 25% wie bei der Abgeltungs-
steuer auf das gesamte Einkommen ein-
geführt werden. Durch Freibeträge soll ei-
ne indirekte Progression hergestellt wer-
den. Erbschaftsteuer und Verbrauchsteu-
er sollen ebenfalls vereinfacht werden. 

Eine Umsetzung dieses umfassenden (ra-
dikalen) Vorschlags könnte zu einer wahr-
haft »Großen Steuerreform«, wie sie be-
reits 1949 von dem damaligen Bundes-
kanzler Konrad Adenauer angekündigt
worden war, führen, sofern sich die der-
zeitigen Entscheidungsträger trotz Euro-
krise zu einer verbesserten Steuerpolitik
durchringen könnten. 

Am 9. Dezember 2011 fand an der Uni-
versität Heidelberg ein Symposium zu
dieser Thematik statt.

Bisherige Reformvorhaben

Seit 1949 werden in Deutschland Steu-
erreformen angekündigt. Am 20. Sep-
tember 1949 verkündete der erste deut-
sche Bundeskanzler Konrad Adenauer
im Rahmen seiner Regierungserklärung
die Absicht, eine »umfassende Steuer-
reform« in die Wege zu leiten. (BT-Ver-
handlungen 1/5, 20. September 1949,
25 D). Seither sind zahlreiche Reformen
angekündigt worden. Allerdings sind le-
diglich zwei Steuerarten reformiert wor-
den. Die erste echte Reform wurde 1967
mit der Umstellung der Umsatzbesteue-
rung auf eine Mehrwertsteuer, deren
Kernelement der Vorsteuerabzug war und
ist, realisiert. Die zweite echte Reform er-
fuhr die Körperschaftsteuer 1977 mit der
Einführung des Anrechnungsverfahrens,
das allerdings inzwischen wieder aufge-
hoben wurde (vgl. Reiß 2003). 

Nach der Sprachregelung der Regierungs-
vertreter werden jedoch fast alle Rechts-
änderungen, die ein gewisses Ausmaß er-
reichen, als Reform bezeichnet. Offensicht-
lich ist den meisten Steuerpolitikern der
Wortsinn des Wortes »Reform« nicht hin-
reichend bekannt. Zur Verstärkung eines
positiven Eindrucks verwenden die Volks-
vertreter häufig auch die Bezeichnung
»Große Steuerreform«. Die Einschätzung
von Größe ist dabei sehr subjektiv gefärbt.
Die Bedeutung von Änderungsmaßnah-
men wird vielfach mit Beispielsrechnungen
untermauert, die in der Regel aber vergan-
genheitsorientiert sind. Insbesondere wird
immer die Wirkung der Inflation verkannt

von Paul Kirchhof
Zum Reformentwurf zur Erneuerung des Steuerrechts

Dieter Dziadkowski*

* Prof. Dr. Dieter Dziadkowski war u.a. von 1970 bis
1973 wissenschaftlicher Mitarbeiter beim Finanz-
ausschuss des Deutschen Bundestages und spä-
ter u.a. Vorsitzender der Vereinigung zur wissen-
schaftlichen Pflege des Umsatzsteuerrechts e.V.,
Regensburg/München, sowie Mitglied der Ur-
sprungslandkommission und der Einkommensteu-
er-(Bareis)-Kommission.

Wie ist der von Paul Kirchhof in diesem Jahr vorgelegte Entwurf zur Reform des deutschen Steu-

errechts zu beurteilen?



Zur Diskussion gestellt

oder verschwiegen. In jüngerer Zeit wird die Frage aufge-
worfen: »Wer regiert in der Steuerpolitik?« (vgl. Ganghof 2004).
Im Mittelpunkt der Diskussion steht zumeist nur die Einkom-
mensteuer, weil sie den Steuerzahler unmittelbar trifft und
die indirekten Steuern in der Regel kaum vollumfänglich wahr-
genommen werden können, sofern sie nicht z.B. an den Zapf-
säulen »ausgeschildert« sind.

Die Politik der Einkommensteuerreform wird daher häufiger
hinterfragt. Bekanntlich werden in Wahljahren Einkommen-
steuersenkungen angekündigt, die später auch in verringer-
tem Maße gewährt werden, vielfach aber bereits durch die
Inflation wieder »aufgefressen« worden sind. Inzwischen ist
die Bedeutung der »kalten Progression« wohl auf der poli-
tischen Ebene verinnerlicht worden. Belebt wurde die Dis-
kussion bekanntlich durch die weitreichenden Reformvor-
schläge von Paul Kirchhof zur Einkommensbesteuerung im
Januar 2001 (vgl. Kirchhof et al. 2011, »Karlsruher Entwurf«),
die jedoch auf wenig Gegenliebe stießen, zumal sich die Kri-
tiker auf einen Fixpunkt – die 25%-Marke – konzentrierten
und sämtliche übrigen Verbesserungen ignorierten.

Die Geschehnisse um die Karlsruher Vorschläge, die 2005
ihren unschönen Höhepunkt fanden, riefen in mir Erinnerun-
gen wach, die die Zeit um 1970 bis 1973 betrafen. Damals
fanden im Deutschen Bundestag die Beratungen über eine
Einkommensteuerreform, die im Entwurf eines EStG 1974
konkretisiert worden waren und auf dem Gutachten der Steu-
erreformkommission basierten (Gutachten 1971), statt. Un-
ter anderem war eine Verselbständigung der Steuerbilanz
vorgesehen. Weitere Verbesserungen und Vereinfachungen
hätten realisiert werden können. Bekanntlich scheiterte die
Einkommensteuerreform daran, dass sich die politischen
Gruppen nicht über die steuerliche Berücksichtigung von
Kindern einigen konnten. Die Kontroverse Kinderfreibetrag
versus Kindergeld führte dazu, dass die Reformpakete zu-
nächst aufgeschnürt wurden und eine Einkommensteuerre-
form dann gänzlich unterblieb. Die Vorschläge der Steuer-
reformkommission, die das bislang umfassendste Reform-
werk darstellten, blieben eine hochwertige Materie, die bis
heute beachtenswerte Argumente und Begründungen lie-
fert, aber auf der politischen Bühne chancenlos bleibt. Das
Gutachten sollte als Fundament einer in der Tat »Großen
Steuerreform« dienen (vgl. Geiger 1985; Dziadkowski 1997).
Während das Gutachten 1971 sämtliche Steuerarten um-
fasste, waren in der Vergangenheit immer wieder Gutach-
ten zu einzelnen Steuerarten, vornehmlich zur Einkommen-
steuer, erstellt worden. 

Rückblickend sei nur hingewiesen u.a. auf die »Kleine Steu-
erreform« 1953, die »Große Steuerreform« 1954/55, für die
als gutachtliche Basis die »Diskussionsbeiträge« vom No-
vember 1953 dienten (vgl. Dziadkowski 1997, 5), die Ein-
führung des Splitting-Verfahrens nach Feststellung der Ver-
fassungswidrigkeit von § 26 ff, EStG sowie die »erste« Ein-

kommensteuerkommission, die als Durchforstungskommis-
sion allerdings primär eine textkritische Überarbeitung des
EStG vornehmen sollte. Sie hatte u.a. den Auftrag erhalten,
die Vorschriften »im Wortlaut nach Möglichkeit einfacher, all-
gemeinverständlicher, vielleicht auch volkstümlicher zu fas-
sen« (vgl. Untersuchungen 1964, 25). Weitere Gutachten –
zumeist mit begrenztem Auftrag – wurden erstellt. Erwähnt
seien die »Thesen der Einkommensteuer-Kommission ...«
1994, die »Petersberger Steuervorschläge« 1997, die »Brüh-
ler Empfehlungen« 1999 und weitere Gutachten der Wis-
senschaftlichen Beiräte beim Bundesministerium der Finan-
zen sowie beim Bundesministerium für Wirtschaft, die al-
lerdings keine Vorschläge zur Ausgestaltung von Rechtsvor-
schriften unterbreiteten. 

Grundlage für wissenschaftliche Diskussionen des gesam-
ten Steuersystems war bislang das Steuerreformgutachten
aus 1971, da sich alle weiteren gutachtlichen Stellungnah-
men nur auf bestimmte Steuerarten erstreckten. Für die rea-
le Steuerpolitik erlangte jedoch nur die Körperschaftsteuer-
reform durch die Einführung des Anrechnungsverfahrens
Bedeutung, bis auch dieses wieder vorübergehend durch
das Halbeinkünfteverfahren und dieses inzwischen wieder-
um durch die Einführung der Abgeltungssteuer abgelöst wur-
den (vgl. Ganghof 2004, 62 ff.). 

Die Schwäche aller bisherigen gutachtlichen Meinungsäuße-
rungen und der steuerpolitischen Maßnahmen war und ist,
dass der Inflation zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt wird
und dem Nominalwertprinzip der Status einer Tabuzone zu-
erkannt wird. Lediglich im Jahr 1973 wurde ein Gesetzent-
wurf eingebracht, der die »Beseitigung von Inflationsschä-
den bei der Einkommen- und Lohnsteuer« im Rahmen ei-
nes »Inflationsentlastungsgesetzes« vorschlug (Gesetzent-
wurf 1973). Niemand erinnert sich heute noch an die Worte
von Hans Schäffer aus dem Jahre 1932. Er vertrat die Mei-
nung, man könne »nicht die Finanzen nach der Politik«, son-
dern man müsse »die Politik nach den Finanzen machen (vgl.
Ullmann 2005, 97). Sparsamkeit und Ethik sind bekanntlich
Fremdworte für Steuerpolitiker. Dass Steuerrecht ohne Wert-
grundlage ... in des Wortes eigentlicher Bedeutung wertlos«
ist, berührt die Politik nicht (vgl. Tipke 2002, 148). Im Zuge
einer Diskussion über die Steuerpolitik und das deutsche Re-
gierungssystem hat im Hinblick auf eine Einkommensteuer-
reform schon 2004 Ganghof festgestellt, dass »trotz schein-
barer Einigkeit der Parteien über Grundprinzipien der Steu-
erreform die politische Einigung so schwer fällt, und die Fra-
ge »warum der Flat-Tax-Vorschlag von Paul Kirchhof nur ei-
ne Frage der Zeit war und warum er in absehbarer Zeit wohl
kaum umgesetzt werden wird«, nur schwer zu beantworten
ist. Diese pessimistische Aussage zeigt, wie heutige Steuer-
politik eingeschätzt wird (vgl. Ganghof 2004, 17). 

Man soll die Hoffnung auf Besserung jedoch nie aufgeben,
wie Klaus Tipke es bereits 1990 anklingen ließ, indem er »von
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der Euphorie über die Resignation zu neuer Hoffnung« kam
(vgl. Tipke 1990). Wissenschaftliche Arbeiten können, wenn
auch nur auf lange Sicht, zur Verbesserung der Situation füh-
ren. Man sollte aber nicht »die Wissenschaft zur Magd der
Politik machen« (Tipke 1990, 313). Paul Kirchhof hat trotz
aller Anfeindungen aus politischen Lagern nicht resigniert
und nochmals einen großen Anlauf genommen (mbe.2011).
Um seinen Mut zu begreifen, muss man nochmals 40 Jah-
re zurückblenden. Das 1971 erstattete Steuerreformgutach-
ten war das erste umfassende »Reformwerk«, das nach dem
Zweiten Weltkrieg das gesamte deutsche Steuerrecht ana-
lysiert und konkrete Vorschläge unterbreitet hatte. Es darf
in Erinnerung gerufen werden, dass ca. 20 Jahre nach der
Ankündigung durch Konrad Adenauer Ende 1968 die Steu-
erreformkommission berufen wurde und diese am 30. März
1971 ihr umfangreiches Gutachten vorgelegt hatte. »Aus-
lösendes Moment für die Einsetzung der Steuerreformkom-
mission war die seit Jahren immer heftiger gewordene Kri-
tik an dem System des deutschen Steuerrechts und der
Ausgestaltung der Steuergesetze im einzelnen.« (Gutach-
ten 1971, 23). Die Kritik am Steuersystem sei zwar so alt wie
das Steuerrecht selbst. Es habe auch nicht an Reformvor-
schlägen und partiellen Steuerreformen gefehlt. Für Einzel-
bereiche habe »es Reformen gegeben, die diesen Namen
verdienen, so ... für den Bereich des Umsatzsteuerrechts
mit dem Übergang zum Mehrwertsteuersystem« (Gutach-
ten 1971, 23). An einer umfassenden, in allen Bereichen auf-
einander abgestimmten Reform des ganzen Steuer- Sys-
tems habe es bisher jedoch gefehlt. 

Interessant ist aus heutiger Sicht, welcher Auftrag der Kom-
mission erteilt wurde. Die Kommission sollte zur Vorberei-
tung einer umfassenden Steuerreform ein Gutachten aus-
arbeiten, das sowohl die direkten Steuern als auch die in-
direkten Steuern sowie die Prämiengesetze behandelt. Die
Sparförderung spielte zur damaligen Zeit eine große Rolle.
Es sollte der »Grundsatz der Gleichmäßigkeit und sozialen
Gerechtigkeit der Besteuerung berücksichtigt werden. Ganz
besonderer Wert sei auf eine Vereinfachung des Steuerrechts
zu legen. Schließlich müssten die Harmonisierungsbestre-
bungen innerhalb der EWG Berücksichtigung erfahren« (Gut-
achten 1971, 19). Diese Vorgaben sind nach wie vor aktu-
ell und tragen auch den Reformentwurf Paul Kirchhofs. 

Die in den Jahren 1971 bis 1973 von der Bundesregierung
erarbeiteten Gesetzentwürfe konnten weitgehend nicht um-
gesetzt werden. Lediglich die Körperschaftsteuerreform
konnte per 1977 realisiert werden. In der Zwischenzeit wur-
den immer wieder Kommissionen für Einzelbereiche einge-
setzt. Eine ganzheitliche Untersuchung wurde nicht in Auf-
trag gegeben. Nur Joachim Lang hat es nochmals 1993 ge-
wagt, den Entwurf eines Steuergesetzbuchs vorzulegen (vgl.
Lang 1993). In Deutschland war ihm kein Erfolg beschieden.
Die Absichtserklärung des ersten Bundeskanzlers steht al-
so immer noch im Raum. Nach diesem Rückblick in mehr

als 60 Jahre »Reformbedarf« kann man wohl ermessen, wel-
cher Aufgabe sich Paul Kirchhof gestellt hat. 

Zum Reformentwurf zur Erneuerung des 
deutschen Steuerrechts 

Das Reformwerk basiert auf den bereits früher vorgeleg-
ten Entwürfen für ein Einkommensteuergesetzbuch und ein
Umsatzsteuergesetzbuch, umfasst nunmehr aber das ge-
samte Steuerrecht. Der größte Reformbedarf besteht im
Einkommensteuerrecht. Bereits 1988 hatte Paul Kirchhof
für den Deutschen Juristentag ein Gutachten zur Einkom-
mensteuer erstellt. 2001 folgte der Karlsruher Entwurf zur
Reform des Einkommensteuergesetzes, der 2003 in ein
Einkommensteuergesetzbuch überführt wurde. Vorab ist
anzumerken, dass der Reformentwurf eine Einheitssteuer
im Rahmen einer Reform von Einkommen- und Körper-
schaftsteuer vorsieht, die sowohl für natürliche als auch
für »steuerjuristische Personen« Gültigkeit erlangen soll (vgl.
Kirchhof 2003). Neben dem dringlichen Reformbedarf bei
der Ertragsbesteuerung wird auch seit geraumer Zeit er-
höhter Reformbedarf bei der Umsatzsteuer angenommen
(vgl. Mittler 2001; Widmann 2002; Dziadkowski et al. 2003;
Leitl 2010). Seit Einführung des Binnenmarktes haben miss-
bräuchlicher Vorsteuerabzug und Umsatzbetrug mittels Ka-
russellgeschäften erheblich zugenommen (vgl. Kraeusel
2008). Die Schwierigkeiten, auf EU-Ebene wirksame Ab-
wehrmaßnahmen zu entwickeln, haben in Deutschland ver-
schiedene Instrumente entstehen lassen, die aber ihre Auf-
gabe, Verhinderung von Vorsteuerbetrug, nur unzureichend
erfüllen können. Zur Verhinderung grenzüberschreitend or-
ganisierter Umsatzsteuerverkürzungen sind dringend Re-
formmaßnahmen erforderlich. Hierzu wurden 2008 im Um-
satzsteuergesetzbuch umfassende Vorschläge vorgestellt
(vgl. Kirchhof 2008). Bemerkenswert ist, dass nach die-
sem Vorschlag alle Verkehrsteuern in die Umsatzbesteue-
rung integriert werden sollen.

Der Reformentwurf »Bundessteuergesetzbuch (BStGB)«
ist in sechs Teile gegliedert. Es sind dies fünf »Bücher« und
ein »Anhang«. Vorangestellt wurden »Leitgedanken der Steu-
erreform«. Den jeweiligen Vorschriften sind umfangreiche
Begründungen beigefügt, die durch Rechtsprechungshin-
weise und Literaturquellen die Überlegungen leicht nachvoll-
ziehbar machen. Als Oberziel kann man den Wunsch nach
Vereinfachung des gesamten Steuerrechts ausmachen. Vor
einer weiteren Erörterung der einzelnen Teilbereiche sollen
die Beweggründe des Verfassers und die Bitte um Diskus-
sion aus dem Vorwort zitiert werden: 

»Demokratie fragt immer wieder, ob ein Gesetz gut ist. Ent-
deckt sie Mängel und Unzulänglichkeiten, wird sie über die-
se Schwächen sprechen, in der Wissenschaft und in der Öf-
fentlichkeit auf das gerechtere Gesetz drängen. So erneu-
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ert sich die Demokratie stets – das ist das Ideal – zum Bes-
seren.« (Vorwort V) 

»Unser Reformvorschlag ist wissenschaftlich, also in Unbe-
fangenheit geprägt von einem Willen zum Besseren – für
unser Steuerrecht, unsere Wirtschaft, unsere freiheitliche
Demokratie. Mit der Publikation unserer Überlegungen ver-
binden wir die Hoffnung, der Öffentlichkeit, den Parteien
und Verbänden, dem Parlament einen Reformimpuls ge-
ben zu können, dabei auf wissenschaftliche Kritik zu tref-
fen, die Wege weist, wie unser Vorschlag zu verbessern ist.«
(Vorwort VIII). 

Das Reformwerk ist wie folgt strukturiert: 

Buch 1:  Allgemeiner Teil 
Buch 2:  Einkommensteuer 
Buch 3:  Erbschaft- und Schenkungsteuer 
Buch 4:  Umsatzsteuer 
Buch 5:  Verbrauchsteuer 
Anhang: Bilanzrecht 

Jedes Buch sowie der Anhang enthalten nach einer »Über-
sicht« die »Grundgedanken« sowie umfassende Erläute-
rungen zur jeweiligen Steuerart. Der Reformvorschlag um-
fasst ohne Glossar und Literaturverzeichnis 1 206 Seiten
und entspricht damit vom Volumen her in etwa dem Steu-
erreformgutachten 1971. Besonders hervorstechend sind
die neuen Ansätze bei der Ertragsbesteuerung und der Um-
satzbesteuerung, die die jahrzehntealte Zementierung der
Steuerartengebiete auflösen. Hervorzuheben ist die »Zusam-
menlegung« von Einkommen- und Körperschaftsteuer nebst
Ersatz der Gewerbesteuer durch eine kommunale Zu-
schlagsteuer sowie das neue Umsatzsteuer-(Mehrwertsteu-
er-)konzept, das die Besteuerung von Umsätzen zwischen
Unternehmen merklich vereinfachen könnte.

An den Anfang des Reformentwurfs hat Paul Kirchhof »Leit-
gedanken der Steuerreform« gestellt. Er weist darauf hin,
dass das gegenwärtige Steuerrecht allgemein als unzuläng-
lich empfunden wird, »weil es unübersichtlich ist, die Frei-
heit des Wirtschaftens erschwert und hemmt, in seinem
ständigen Wechsel langfristige Planungen kaum zulässt,
mit seinen Lenkungstatbeständen Freiheit beengt und nicht
selten in die ökonomische Torheit führt« (Paul Kirchhof
2011, 1). Er sieht die Aufgabe der Wissenschaft darin, der
Öffentlichkeit und der Politik nachhaltig bewusst zu ma-
chen, »dass ein maßvolles und gleichmäßiges Steuerrecht
möglich ist« (Paul Kirchhof 2011, 2). Er bezeichnet die Steu-
er als Preis der Freiheit. Dem Staat soll die Steuer als Teil-
habe am Erfolg privaten Wirtschaftens zukommen, weil sich
der Bürger »auf die von der Rechtsgemeinschaft bereitge-
stellte Freiheitsstruktur von Marktordnung, Frieden, Rechts-
system, Schul- und Ausbildungswesen stützt« (Paul Kirch-
hof 2011, 4). 

Der Heidelberger Reformentwurf hat sich zum Ziel gesetzt,
»das geltende Steuerrecht in einem Entwurf eines einsich-
tigen Steuergesetzbuchs zu vereinfachen. ... Die Kodifika-
tion eines BStGB fasst die derzeit mehr als 200 Steuerge-
setze zu einem einzigen Steuergesetzbuch zusammen und
reduziert die mehr als 30 Bundessteuern auf vier« (Paul Kirch-
hof 2011, 7). Ein besonderes Anliegen ist ihm die Schaf-
fung eines einfachen und verständlichen Steuerrechts. Die
steuerliche Gesetzgebungspraxis der Gegenwart gebe An-
lass, »das rechtsstaatliche Erfordernis des einfachen und
verständlichen Gesetzes nachdrücklich in Erinnerung zu
rufen« (Paul Kirchhof 2011, 6). Hiermit greift er die löbliche
Absicht der ersten Einkommensteuerkommission aus dem
Jahre 1964 auf, die ihre Untersuchungen »unter besonde-
rer Berücksichtigung textkritischer, rechtssystematischer
und verfassungsrechtlicher Gesichtspunkte« vorgenommen
hatte (Untersuchungen 1964, 25 f.). Bemerkenswert ist, dass
in § 8 eine »Obergrenze der Gesamtbelastung« vorgeschla-
gen wird. Die Regelung hat folgenden Wortlaut: 

»Die jährliche Belastung aus Steuern darf die Hälfte des jähr-
lichen Einkommens nicht übersteigen (Obergrenze). Dabei
ist die Belastung mit Umsatzsteuer und Verbrauchsteuern
mit 20 von 100 des Einkommens anzusetzen. Die Erbschaft-
und Schenkungsteuer bleibt in diesem Belastungsvergleich
unberücksichtigt. Übersteigt die individuelle Jahresbelas-
tung die Obergrenze, ist bis zu einer gesetzlichen Korrektur
die veranlagte Einkommensteuer entsprechend zu mindern.«
Diese Auffassung zur hälftigen Teilung zwischen privater und
öffentlicher Hand findet u.a. eine Stütze im »Zweiten Politi-
schen Testament« von Friedrich dem Großen aus dem Jah-
re 1768 (vgl. Paul Kirchhof 2011, 167; Dietrich 1986, 499). 

Dieser Regelungsvorschlag wird bei den politischen Ent-
scheidungsträgern wohl wenig Gegenliebe finden, zumal sie
eher an Revitalisierung der Vermögen- und Gewerbekapi-
talsteuer, Verewigung des Solidaritätszuschlags und weite-
re Abgaben wie Bettensteuern usw. denken. Hinzu kommt
der überbordende künftige Mittelbedarf, der durch die Er-
richtung von unüberschaubaren Rettungsschirmen verur-
sacht wird und den Finanzminister vom »Herrn der Löcher«
zum »Billionär der Schirme« mutieren lässt. Nachdem Grie-
chenland mit Volksabstimmungen die Weltwirtschaft ver-
unsichert hat, wird die Krise für Steuerzahler jetzt erst rich-
tig losgehen (vgl. Sinn 2011, 10). Da die Berücksichtigung
der stark schleichenden Inflation auch nicht zu erwarten ist,
wird die Steuerlast real merklich ansteigen (vgl. Milbradt et
al. 2011, 220–237). 

Da der Umfang der Vorschläge eine eingehende Erörterung an
dieser Stelle gegenwärtig nicht zulässt, ohne den Rahmen die-
ses Beitrags zu sprengen, sollen nachstehend nur die Vor-
schläge zu den beiden ergiebigsten Steuerarten – die Umsatz-
steuer und die Einkommensteuer nebst Körperschaft- und Ge-
werbesteuer nach alter Lesart – nachgezeichnet werden.
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Zur »neuen« Einkommensteuer und kommunalen
Zuschlagsteuer 

Der Reformentwurf sieht vor, künftig Personen- und Kapi-
talgesellschaften als steuerjuristische Personen gleich zu be-
steuern. Die Trennung zwischen Körperschaft- und Einkom-
mensteuer wird aufgegeben. Das könnte zur Rechtsform-
neutralität der Besteuerung führen, sofern eine vollständige
Umsetzung realisiert wird. Steuerobjekt soll wie bisher das
Markteinkommen abzüglich bestimmter persönlicher Ab zü-
ge sein.

§ 42 lautet: Persönliche Steuerpflicht 
»Natürliche Personen und steuerjuristische Personen sind
einkommensteuerpflichtig.« 

§ 43 lautet: Steuergegenstand, Steuersatz
»(1) Der Einkommensteuer unterliegt das Einkommen eines
Kalenderjahres. 
(2) Einkommen sind die Einkünfte des Steuerpflichtigen aus
Erwerbshandeln abzüglich der existenzsichernden Aufwen-
dungen und des Sozialausgleichs. 
(3) Einkünfte sind die Erwerbserlöse abzüglich der Erwerbs-
kosten. Erwerbshandeln ist die Nutzung von Erwerbsgrund-
lagen, um Einkünfte am Markt zu erzielen. Eine Erwerbs-
grundlage ist eine zur Vermögensmehrung bestimmte und
geeignete Einkunftsquelle. 
(4) Die Einkommensteuerschuld beträgt ein Viertel des Ein-
kommens.« 

Die Regelung verzichtet auf die Aufzählung von Einkunfts-
arten wie im geltenden EStG. Damit soll eine Gleichbehand-
lung aller Einkünfte sichergestellt werden. 

Bereits 1988 hatte sich Paul Kirchhof in seinem Gutachten
für den 57. Deutschen Juristentag der Frage gestellt; »Emp-
fiehlt es sich, das Einkommensteuerrecht zur Beseitigung
von Ungleichbehandlungen und zur Vereinfachung neu zu
ordnen?« (Paul Kirchhof 1988, Teil F.) Seither kämpf er mit
Verve für die Vereinfachung und wider die Ungerechtigkei-
ten auf dem Gebiet der Einkommensbesteuerung. Erstes
umfassendstes Zeugnis ist der »Vorschlag zur Reform der
Einkommen- und Körperschaftsteuer« (Paul Kirchhof 2004),
der aus dem Karlsruher Entwurf zur Reform des Einkom-
mensteuergesetzes (Karlsruher Entwurf 2001; Paul Kirch-
hof, Erläuterungen, 2001) hervorgegangen war. 

Die Schwächen des geltenden Gewerbesteuerrechts führ-
ten zu Überlegungen, wie die gewichtigste Gemeindesteu-
er verbessert werden kann (vgl. Dziadkowski 1987). Es
wird darauf hingewiesen, dass sich die Gewerbesteuer
durch die Einführung der Gewerbesteuerumlage, den
Wegfall der Lohnsumme als Besteuerungsgrundlage und
die Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer zum 1. Janu-
ar 1998 von einer Objektsteuer zu einer Ertragsteuer ent-

wickelt hat. Da die bisherige Gewerbesteuer nicht mehr
geeignet ist, den notwendigen Beitrag zur Finanzierung
der Gemeinden zu leisten, wird eine kommunale Zu-
schlagsteuer zur »neuen« Einkommensteuer erwogen. Fol-
gende Regelungen werden vorgeschlagen:

§ 65 Erhebung einer Kommunalen Zuschlagsteuer 
»Die Gemeinden erheben eine Kommunale Zuschlagsteu-
er. Die Kommunale Zuschlagsteuer belastet das in der Ge-
meinde erwirtschaftete Einkommen …«

§ 66 Steuerpflicht 
»Steuerpflichtiger der Kommunalen Zuschlagsteuer ist, wer
einkommensteuerpflichtig ist.« 

Der Kreis der Steuerpflichtigen wird ausgeweitet. Im Gegen-
satz zur bisherigen Rechtslage, nach der nur Gewerbetrei-
bende von der Gewerbesteuer erfasst werden, sollen künf-
tig alle Bürger einer Gemeinde die Zuschlagsteuer entrich-
ten, d.h. auch Arbeitnehmer sollen die Gemeindesteuer tra-
gen. Da das Hebesatzrecht der Gemeinde zusteht, muss
noch deren Zuständigkeit geregelt werden. Hier ist vorge-
sehen, die Steuerberechtigung der Gemeinde an das Bele-
genheitsprinzip anzuknüpfen. Im Regelfall ist die Gemeinde
berechtigt, in der die Betriebsstätte belegen ist. Für Arbeit-
nehmer soll nicht die Wohnsitzgemeinde hebeberechtigt
sein, sondern die Gemeinde »in der sich der Arbeitsplatz be-
findet.« Das bedeutet, dass Wohnsitzgemeinden nicht wie
bisher am Arbeitseinkommen partizipieren, wie es bislang
über die Einkommensteueranteile der Fall ist. Wohnstädte
wären gezwungen, gewerbliche Ansiedlungen in verstärk-
tem Maße zu generieren. 

Die Steuerbelastung aller Einwohner einer Gemeinde wür-
de unabhängig von ihrem Wohnort entstehen. Zur Begrün-
dung wird angeführt, dass der Arbeitsplatz der Ort ist, »an
dem Arbeitnehmer ihre Arbeitskraft als Erwerbsgrundla-
ge nutzen, um Arbeitslohn zu verdienen« (Paul Kirchhof
2011, 558). 

Zur Umsatzsteuer 

Als Mangel des geltenden Rechts wird hervorgehoben, dass
die Umsatzsteuer, die als Verbrauchsteuer den Verbrau-
cher belasten soll, auf allen Ebenen erhoben wird. Alle Um-
sätze – auch die zwischen Unternehmern – werden zunächst
belastet und dann unter bestimmten Voraussetzungen durch
den Vorsteuerabzug wieder entlastet. Bekanntlich fungiert
der Unternehmer weitgehend als Steuereinsammler. Die
Kompliziertheit und Unsystematik sei Gegenstand ständi-
ger Diskussion und werde vielfach beklagt. Das UStG las-
se eine innere Ordnung vermissen. Steuerbefreiungen und
Steuerermäßigungen seien zum Teil nicht nachvollziehbar.
Auch seien die besonderen Verkehrsteuern in die Umsatz-
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steuer integrierbar. Auch die Europäische
Kommission habe angeregt, das Mehrwert-
steuersystem zu vereinfachen und zu mo-
dernisieren. Umsatzsteuerausweis auch im
binnenunternehmerischen Sektor erfordere
eine Unmenge an Arbeits- und Buchungs-
vorgängen. So seien von den im Jahre 2008
gezahlten Entgelten von insgesamt »knapp
5,4 Bill. Euro über 1,9 Bill. Euro auf das Ver-
arbeitende Gewerbe und über 1 Bill. Euro auf
den Großhandel« entfallen (vgl. Paul Kirch-
hof 2011, 814). Die hohen Beträge, die auf
Steuerbetrug zurückzuführen seien, gehen
vielfach auf ungerechtfertigten Vorsteuerab-
zug zurück. Das betrugsanfällige »Nullsum-
menspiel« ließe sich vermeiden, »wenn die
Umsatzsteuer von vornherein auf eine Be-
lastung des Verbrauchers ausgerichtet ist.«
(Paul Kirchhof 2011, 814 a.E.). 

Der Reformentwurf schlägt daher vor, im Regelfall – im un-
baren Zahlungsverkehr – auf eine Besteuerung der Leistun-
gen an Unternehmer und auch an die öffentliche Hand zu
verzichten und zugleich den Vorsteuerabzug in diesen Fäl-
len aufzugeben. Vorsteuerbetrug sei dann so gut wie aus-
geschlossen (vgl. Mittler 2001; Widmann 2002; Dziadkowski
et al. 2003). Hinsichtlich der Steuerermäßigungen wird auf
einen ermäßigten Steuersatz verzichtet und der Regelsatz
in Höhe von 19% vorgeschlagen. Obwohl der ermäßigte
Steuersatz gerade für Nahrungsmittel das Existenzminimum
des Verbrauchers berühre, sollen auch diese dem Regel-
steuersatz unterworfen werden. Der Reformentwurf gibt
sich der Hoffnung hin, dass der Grundfreibetrag nach §32a
EStG entsprechend aufgestockt werden könnte. Da eine
zeitnahe Anpassung der Grundfreibetrage an die gestie-
genen Lebenshaltungskosten so gut wie nie vorgenommen
wird, würde die Abschaffung des ermäßigten Steuersat-
zes zu einer merklichen Mehrbelastung führen. Zu berück-
sichtigen ist, dass sich das Aufkommen zwischen 1969 und
2009 vervielfacht hat (vgl. Milbradt et al. 2011, 209).

Ausblick 

Es ist zu erwarten, dass sich die Kritik am Reformentwurf
wieder am Steuersatz bei der Einkommensteuer von »einem
Viertel« entzünden wird. Es soll daher auf die bisherige Stra-
tegie bei Steuersatzkorrekturen, die meist mit der Bezeich-
nung »Steuerreform« belegt wurden, hingewiesen werden.
Der progressive Tarif neigt dazu, bei Preissteigerungsten-
denzen heimliche Steuererhöhungen in Form der kalten Pro-
gression zu erzeugen. Die Verringerung der Steuertarife im
progressiven Bereich wurde in der Vergangenheit zumeist
dadurch zum Teil wieder neutralisiert, dass man die Zonen-
grenzen zum Spitzensteuersatz verschoben hat. Durch Ab-

senkung der oberen Proportionalzone konnten die Ermäßi-
gungen zum Teil wieder eingefroren werden, wie aus Abbil-
dung 1 ersichtlich ist. 

Ob das bemerkenswerte Reformvorhaben das Schicksal
früherer großer Reformwerke erleidet, bleibt abzuwarten. Die
erste sog. Große Steuerreform konnte unter dem Eindruck
von besatzungsbedingten Einkommensteuersätzen bis zu
95% 1954 merkliche Tarifermäßigungen vornehmen. Be-
zeichnend für die damalige Zeit war, dass »die Fragen der
großen Steuerreform noch vor der Herstellung der Gesetz-
entwürfe ausgiebig und gründlich in den berufensten Krei-
sen diskutiert« wurden (vgl. Spitaler 1954, 76). Lob wurde
allen beteiligten Kreisen gezollt. So wies Armin Spitaler da-
rauf hin: »Dem BFM muß die Anerkennung gezollt werden,
daß es ... diese Diskussionen nicht nur nicht scheut und zu
hemmen sucht, sondern sie sogar fordert und unterstützt.«
Es war aber die Zeit, als man noch von der Organischen
Steuerreform träumen durfte. Möge dem Reformwerk von
Paul Kirchhof ebenfalls eine solche fruchtbare sachliche Dis-
kussion beschieden sein. 
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Einfach weniger Steuern zahlen

Paul Kirchhof setzt sich mit seinem Entwurf eines Bundes-
steuergesetzbuches (vgl. Kirchhof 2011) zum Ziel, das Steu-
errecht zu vereinfachen und alle Privilegien und Lenkungs-
maßnahmen abzuschaffen, um das Steuerrecht gerechter
zu machen. Diese eher unbestimmte Zielsetzung weist ei-
nen engen Bezug zu operationalen ökonomischen Krite-
rien auf:

• Steuererhebungskosten sind eine operationale Maßgrö-
ße für die »Einfachheit« eines Steuersystems.

• Steuerwirkungen als Abweichungen von einer neutralen
Besteuerung messen Steuerbegünstigungen und Privi-
legien.

• Distributive Konsequenzen operationalisieren das Ziel
steuerlicher Gerechtigkeit.

Der Kirchhof-Entwurf umfasst eine Radikalreform der Ein-
kommensbesteuerung, eine Erbschaft- und Schenkungs-
steuer sowie eine Umsatz- und Verbrauchssteuer. Da die
tiefgreifendsten Änderungen die bisherige Einkommensteu-
er und Körperschaftsteuer betreffen, wird die Analyse auf
diese Steuern beschränkt.

Welche Kosten sind für eine Steuervereinfachung
relevant?

Der vieldeutige Begriff der Steuervereinfachung wird durch
den Maßstab der Steuererhebungskosten (»compliance
costs«) operationalisiert (vgl. Slemrod 1996). Steuererhe-
bungskosten als Maßgröße der Einfachheit eines Steuer-
systems können unterteilt werden in steuerliche Deklara-
tionskosten und steuerliche Planungskosten. Deklarations-
kosten entstehen ex post durch die Abgabe von Steuer-
erklärungen, die eine Transformation bereits realisierter öko-

nomischer Sachverhalte in gesetzliche Tatbestände vor-
nehmen. Zu den Deklarationskosten im weiteren Sinne ge-
hören auch Kontrollkosten der Finanzbehörden und die
Kosten der Klärung von strittigen Sachverhalten durch Fi-
nanzgerichte. Steuerliche Planungskosten entstehen ex
ante durch Steuervermeidungsbestrebungen von Steuer-
pflichtigen als Reaktion auf die »transactional complexity«
von Steuersystemen. Sie werden durch ungleichmäßige
Besteuerung wirtschaftlich gleichwertiger Alternativen her-
vorgerufen, wenn die Nettoergebnisrechnung nach Steu-
ern zu anderen Entscheidungen führt als die Bruttorech-
nung vor Steuern.

Zwischen steuerlichen Deklarationskosten und Planungs-
kosten besteht ein Substitutionsverhältnis: Deklarationskos-
ten für Steuerbemessungsgrundlagen sind umso höher, je
detaillierter ökonomische Sachverhalte steuerlich abgebil-
det werden, während grobe Pauschalsteuern – wie z.B.
Kopfsteuern – die Deklarationskosten senken. Da Pauschal-
steuern als ungerecht gelten, da sie die »wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit« nicht berücksichtigen, sind der Steuerver-
einfachung durch »rohe« Bemessungsgrundlagen Grenzen
gesetzt. Andererseits werden durch eine verfeinerte und
gleichmäßige Besteuerung ökonomischer Zielgrößen Steu-
erausweichmöglichkeiten reduziert und hierdurch steuerli-
che Planungskosten vermieden. Der Trade off zwischen De-
klarations- und Planungskosten stellt daher ein komplexes
Problem dar. Um sowohl Deklarations- als auch Planungs-
kosten zu berücksichtigen, muss der Kirchhof-Entwurf in
Bezug auf beide Kostenarten beurteilt werden. 

Führen kurze Gesetze zu einfachen Steuern?

Als einen wichtigen Unterschied des Entwurfs gegenüber
der geltenden Rechtslage betont Kirchhof die Kürze seines
Gesetzestexts, der nur 146 Paragraphen umfasst, die in
»einfacher, für jedermann verständlicher deutscher Sprache«
verfasst seien. Indes gibt es an der Einfachheit von Kirch-
hofs Kurz-Gesetz Zweifel. Richter des Bundesfinanzhofs be-
zeichnen das Kirchhof-Modell wegen seiner Kürze und Un-
klarheit als »streitanfällig«. Sie warnen davor, dass es »die
Finanzgerichte und das Bundesverfassungsgericht auf Jah-
re beschäftigen« würde (vgl. Drenseck 2005, 2).

Kirchhofs Kurz-Gesetz läuft darauf hinaus, bislang gelten-
des detailliertes Gesetzesrecht (»code law«) durch fallwei-
ses Richterrecht (»case law«) zu ersetzen. Wegen des knap-
pen Gesetzestextes müssten entweder die Durchführungs-
verordnungen umso länger sein, oder Steuerpflichtige müss-
ten sich die Regelungen für ihre Steuererklärungen aus Ur-
teilssammlungen zusammensuchen, die nur über Spezialli-
teratur oder Datenbanken zugänglich wären. Hiervor war-
nen BFH-Richter: »Dies hat mit Rechtsvereinfachung nichts
zu tun«.
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Ist das deutsche Steuerrecht ungewöhnlich 
kompliziert?

In der Öffentlichkeit herrscht der Eindruck vor, das deutsche
Steuerrecht sei hinsichtlich seiner Komplexität einzigartig.
Dass Deutschland hinsichtlich der Länge der Gesetzestex-
te international aber einen eher unauffälligen Mittelplatz be-
legt, zeigt Abbildung 1. Demnach liegt Deutschland bei der
Seitenzahl der für Unternehmen relevanten Steuergesetz-
gebung mit 1 700 Seiten in Westeuropa im Mittelfeld, wäh-
rend die USA und Japan deutlich umfangreichere Gesetzes-
texte aufweisen.

Aus guten Gründen hat es bislang kein Industriestaat der
westlichen Welt für sinnvoll gehalten, die Steuerdeklaration
durch Kurz-Gesetze zu regeln.

Noch aussagekräftiger für die Einfachheit von Steuer -
gesetzen ist der Zeitaufwand für die Erfüllung von Dekla -
ra tionspflichten. Eine von der Weltbank in
Kooperation mit PWC in den Jahren 2007–
2010 jährlich durchgeführte Erhebung des
durch die Erfüllung steuerlicher Deklara -
tionskosten entstehenden Zeitaufwands für
ein Musterunternehmen in Form einer Kapi-
talgesellschaft differenziert nach Ertragsteu-
ern, Umsatzsteuer und Lohnsteuer ein-
schließlich Sozialabgaben. Demzufolge steht
Deutschland mit 182 Stunden pro Jahr im
europäischen Vergleich im Durchschnitt der
letzten vier Jahre auf einem Mittelplatz. Be-
zogen auf Westeuropa, die USA und Ja-
pan ergibt sich das in Abbildung 2 darge-
stellte Bild:

In einem 177 Staaten umfassenden weltwei-
ten Vergleich steht Deutschland auf Platz 65.
Demgegenüber schneiden Japan mit Platz
131 und die USA mit Platz 122 deutlich un-
günstiger als Deutschland ab, während die
Plätze 1 und 2 von den Malediven und den
Vereinigten Arabischen Emiraten eingenom-
men werden. 

Kann Kirchhof die Steuererhebungs-
kosten senken?

Kirchhof erwartet eine Steuervereinfachung
vor allem von der Abschaffung von »Aus-
nahmen« und »Steuervergünstigungen«.
Tatsächlich werden die meisten streitan-
fälligen Unklarheiten weniger durch Aus-
nahmen, sondern durch steuerliche Stan-
dardprobleme ausgelöst. Mehrere empiri-
sche Auswertungen der Urteile von Finanz-

gerichten in Deutschland und Österreich kommen über-
einstimmend zu dem Ergebnis, dass es gerade nicht die
komplizierten Rechtsnormen sind, die zur Prozessflut füh-
ren, sondern dass »klassische Konfliktpunkte« und «Stan-
dardkonflikte« hierfür verantwortlich sind (vgl. Haegert
1991; Funck 2004; Niemann und Kastner 2009). Die deut-
liche Mehrheit aller durch Finanzgerichte zu klärenden
Streitfälle beruht gerade auf scheinbar unkomplizierten,
kurzen Vorschriften. An der Spitze der Streitfälle stehen
elementare Begriffe wie »Werbungskosten« und »Betriebs-
ausgaben«. Eine Auswertung von 5 621 Urteilen des Bun-
desfinanzhofs und der deutschen Finanzgerichte ergab,
dass allein 985 Urteile strittige Abgrenzungsprobleme des
»einfachen« Begriffs der Werbungskosten und 325 Urtei-
le den Begriff der Betriebsausgaben betreffen (vgl. Man-
hertz 2005). Nach Auffassung von Finanzrichtern würden
sich die strittigen Fallzahlen durch Kirchhofs Kurz-Gesetz
deutlich erhöhen und das Steuerrecht damit komplizier-
ter machen.
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Viele Regelungen des Entwurfs sind nur vage angedeutet:
Eine der Einkommensteuer hinzugefügte neue »Bilanzord-
nung« (neben einer weiteren »Bilanzverordnung«), deren Pa-
ragraphenzahl in Kirchhofs Zählung nicht enthalten ist, löst
komplexe bilanzielle Ansatz- und Bewertungsproblem in § 3
Abs. 2 wie folgt: »Das Vermögen ist realitätsgerecht und
gegenwartsnah zu bewerten«. Nach § 13 soll das Anlage-
vermögen über die nicht näher definierte »betriebsgewöhn-
liche Nutzungsdauer« abzüglich eines vom Steuerpflichtigen
zu schätzenden Restwerts abgeschrieben werden, wäh -
rend das Umlaufvermögen nach § 15 Abs. 1 mit den »ak-
tuellen Wiederbeschaffungskosten« anzusetzen ist, wobei
das bewährte Realisationsprinzip außer Kraft gesetzt wer-
den soll. Wenn mit solch knappen Worten bei komplexen
buchhalterischen Ansatz- und Bewertungsproblemen
Rechtsicherheit hergestellt werden könnte, wären alle bis-
herigen handelsrechtlichen und steuerrechtlichen Bilanz-
standards in der Tat überflüssig. Wäre dem so, so wäre die
weltweite Zunahme der Detaillierung von Bilanzierungsvor-
schriften schwer zu erklären. Gerade weil allgemein gehal-
tene Generalklauseln die zur Klärung von steuerlichen Inte-
ressenkonflikten nötige Trennschärfe vermissen lassen, über-
trifft die Zahl der Urteile zu steuerrechtlichen Bilanzierungs-
problemen die handelsrechtlicher Streitfälle noch bei wei-
tem. Allein vor deutschen Finanzgerichten wurden in den
Jahren 2001–2003 830 buchhalterische Streitfälle verhan-
delt (vgl. Manhertz 2005), obwohl bei deren Lösung auf de-
taillierte Regelungen zurückgegriffen werden konnte, die
auch in Kirchhofs zusätzlicher Bilanzverordnung fehlen. Stün-
den nur vage gehaltene Generalklauseln zur Verfügung, wä-
re die Anzahl der Streitfälle wohl deutlich höher gewesen.

Die meiste Aufmerksamkeit und Zustimmung im Kirchhof-
Entwurf hat die Absenkung des Steuertarifs auf einheitliche
25% gefunden. Die Vereinfachungswirkung des Einheitsta-
rifs ist nach Deklarations- und Planungskosten zu differen-
zieren: Zur Senkung steuerlicher Deklarationskosten trägt
ein linearer Tarif wenig bei, da die Anwendung des Tarifs
auf die Bemessungsgrundlage den Steuerpflichtigen ohne-
hin von den Finanzbehörden abgenommen wird. Zudem
kann die Steuerhöhe bei gegebener Bemessungsgrundla-
ge jederzeit aus öffentlich zugänglichen Steuertabellen bzw.
aus Computer-Software entnommen werden, was den dem
Steuertarif zu widmenden Zeitaufwand auf wenige Minuten
pro Jahr beschränkt. Steuer-Software wird am Jahresende
im Einzelhandel für wenige Euro angeboten.

Doch treffen Kirchhofs Hinweise zu, dass ein einheitlicher
Tarif für Einkommens- und Körperschaftsteuer steuerliche
Planungskosten senken würde. Weder die Rechtsformwahl,
noch der Einkommenstransfer zum Abbau des Steuergefäl-
les zwischen nahe stehenden Personen könnten bei einem
Einheitstarif zur Steuervermeidung genutzt werden. Auch
die Abschaffung von in Subventionsabsicht gewährten Steu-
ervorteilen könnte steuerliche Planungskosten zu Erlangung

der Vorteile senken. Allerdings entfielen dann auch die po-
litisch gewollte Förderung bestimmter Investitionen und Re-
gionen, von Familien, Umwelt, Senioren, Behinderten usw.
In diesem Fall müssten die Fördermaßnahmen durch Regel-
werke außerhalb des Steuerrechts durchgesetzt werden,
was ebenfalls nicht kostenlos wäre. Die Integration der Len-
kungszwecke in das Steuerrecht ermöglicht den Begüns-
tigten ein »One-Stop-Shopping«, während eine Ausgliede-
rung des Förderrechts ein »Two-Stop-Shopping« erzwingen
würde, dessen Kosten eine offene Frage darstellen.

Werden Lenkungstatbestände abgeschafft?

Werden ökonomisch gleichwertige Alternativen ungleichmä-
ßig besteuert, so wird »nach Steuern« anders entschieden
als »vor Steuern«. Dies kann das Ergebnis finanzpolitisch
gewollter Maßnahmen (»Lenkungssteuern«) oder das Ergeb-
nis fiskalisch ungewollter Neutralitätsverletzungen des Steu-
ersystems sein, die als steuerliche Verzerrungen bezeich-
net werden. Steuerwirkungen bedeuten gleichzeitig, dass
steuerliche Ausnahmen im Sinne einer Privilegierung bzw.
Diskriminierung vorliegen. Für ökonomische Steuerwirkun-
gen ist es allerdings unerheblich, ob es sich um gewollte
Ausnahmen im rechtlichen Sinne handelt oder ob das Steu-
errecht zur Steuervermeidung einlädt, weil es nachlässig for-
muliert ist. Da Steuerpflichtige ihre Handlungen am ökono-
mischen Nettoergebnis nach Steuern ausrichten, lassen
sie die Steuervermeidung nicht schon deshalb ruhen, weil
ein nach ökonomischen Kriterien ermittelter Steuervorteil im
juristischen Sinne offiziell nicht als Ausnahme gilt.

Steuerwirkungen sind nicht nur wegen unerwünschter real-
wirtschaftlicher Allokationswirkungen schädlich, sondern
auch wegen der zu ihrer Aufdeckung aufgewendeten Steu-
erplanungskosten. Durch Pauschalierungen können zwar
Deklarationskosten reduziert werden. Werden jedoch Pau-
schalsteuern auf bestimmte Arten der Einkommenserzie-
lung beschränkt, während bei anderen ein Einzelnachweis
für Ausgaben gefordert wird, so werden zwar nicht Entschei-
dungen innerhalb der einzelnen Einkunftsart, aber diejeni-
gen zwischen verschiedenen Einkunftsarten verzerrt, wenn
sich tatsächliche Kosten und Pauschalen nicht decken.

Entgegen der bekundeten Absicht, Lenkungswirkungen ab-
zuschaffen, treten im Kirchhof-Entwurf nach wie vor unge-
wollte Steuerwirkungen auf, die aus der Ungleichbehand-
lung bislang einheitlich behandelter Sachverhalte resultie-
ren. Demnach sollen manche bisher zur Gänze abziehba-
ren Ausgaben künftig entweder teilweise oder gar nicht ab-
ziehbar sein. Bei manchen Einkünften soll ein Einzelnach-
weis für Ausgaben gefordert werden, bei anderen sollen un-
widerlegliche Pauschalen gelten oder Pauschalen, die durch
Einzelnachweis widerlegt werden können. Manche Einkünf-
te sollen mit Bilanzen, andere auf Basis von Überschüssen
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ermittelt werden; die Zukunftssicherung wiederum soll nach-
gelagert besteuert werden, was bedeuten würde, dass in
das System der ESt systemfremde Konsumsteuerelemen-
te eingeführt würden (vgl. Wiegard 2000).

Obwohl Einheitlichkeit und Gleichmäßigkeit steuerlicher Re-
gelungen in Aussicht gestellt wird, herrscht tatsächlich ein
Nebeneinander von Ist-Ertragsbesteuerung und der Be-
steuerung pauschalierter Soll-Erträge, das Kirchhof wie folgt
rechtfertigt:

»Die Typisierung sichert mehr Gleichheit, weil Detailrege-
lungen die Gleichmäßigkeit des Gesetzesvollzugs gefähr-
den« (S. 373). Wenngleich unwiderlegliche Pauschalen De-
klarationskosten senken, so bringt jede Pauschalierung von
Bemessungsgrundlagen das Steuerrecht einer pauschalen
Soll-Ertragsbesteuerung einen Schritt näher. In der Folge
des Nebeneinanders diverser Ist- und Soll-Elemente der Ein-
kommensberechnung stellen sich deshalb Belastungsun-
terschiede ein, deren Nutzung verzerrende Bemessungs-
grundlagen- und Zeiteffekte erzeugt. 

Welche Bemessungsgrundlagenverzerrungen
entstehen neu?

Laut Kirchhof soll die bislang zulässige Abziehbarkeit folgen-
der Ausgaben u.a. völlig abgeschafft werden für (S. 420) 

• Arbeitszimmer,
• Fahrtkosten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte,
• Bewirtungskosten.

Inwiefern z.B. Fernpendler die Fahrt zum Arbeitsplatz und
Lehrer das häusliche Arbeitszimmer als privat veranlasst an-
sehen, bedürfte einer eingehenden Untersuchung.

Ob Reisekosten (Fahrt, Übernachtung, Verpflegung) von
Unternehmern und Nichtselbständigen, die Kirchhof nur
quotal zu 50% abziehen will, tatsächlich in Höhe der rest-
lichen 50% privat veranlasst sind, wird ebenfalls Zweifel
wecken.

Nach ganz eigenen Regeln sollen grundstücksbezogene
Einkünfte besteuert werden. Hier sollen laufende Ausga-
ben auf unwiderlegbare Pauschalen begrenzt werden, wäh-
rend für Veräußerungsgewinne von Grundstücken und An-
teilen an Kapitalgesellschaften ein Wahlrecht zwischen ei-
ner pauschalen Besteuerung und Einzelnachweisen einge-
führt werden soll. Bei vermieteten Grundstücken soll die Aus-
gabenpauschale 60% der Kaltmiete und bei eigenbetrieb-
lich genutzten Grundstücken 2,4% des Kaufpreises betra-
gen (S. 1 143). Abschreibungen sollen dafür gar nicht mehr
anerkannt werden. Veräußerungsgewinne von Grundstü-
cken und Aktien sollen unabhängig von der Besitzzeit mit

10% des Verkaufspreises pauschaliert werden, sofern der
Steuerpflichtige nicht einen niedrigeren Veräußerungsgewinn
nachweist. Hiermit wird ein komplexes Wahlrecht geschaf-
fen, obwohl der Entwurf eigentlich auf Wahlrechte verzich-
ten will (S. 187).

Die Verlustverrechnung durch Verlustausgleich soll nur in
der gleichen Periode möglich sein und bei notwendig wer-
dendem Verlustvortrag nur noch auf die »Erwerbsgrund-
lage« beschränkt werden. Als Erwerbsgrundlage gilt jede
einzelne »Einkommensquelle« (S. 1107), wodurch sich die
Zahl der fortzuführenden »Töpfe« der Verlustverrechnung
entsprechend der Zahl der Erwerbsgrundlagen vervielfacht
(S. 373). 

Weil der Abzug mancher dem Einkommenserwerb dienen-
der Ausgaben verboten werden soll, werfen Finanzrichter
Kirchhof vor, er setze das altbewährte »Nettoprinzip« außer
Kraft, demzufolge alle nachgewiesenen der Einkunftserzie-
lung dienenden Ausgaben das Steuereinkommen mindern
müssen. Es wird moniert, dass hiermit verfassungsrecht-
lich geschützte Prinzipen verletzt würden (vgl. Drenseck
2005, 3). Darüber hinaus löst der Kirchhof-Mix des Neben-
einanders von Ist-Einkommen und Soll-Einkommen natur-
gemäß ungewollte Steuerwirkungen aus, wenn steuerlich
abziehbare Ausgaben den wirtschaftlich notwendigen Aus-
gaben nicht entsprechen, da Steuerpflichtige der diskrimi-
nierenden Besteuerung ausweichen werden. Deshalb wür-
den anstelle expliziter Lenkungsmaßnahmen ungewollte
Steuerwirkungen auftreten, deren Richtung allerdings unbe-
stimmt bleibt.

Betreffen Zeiteffekte eine »quantité 
négligeable«? 

Kirchhof benutzt zur Einkunftsermittlung verschiedene Pe-
riodisierungsverfahren (§ 44):

• Einkünfte mit Quellensteuerabzug sollen mit einer Über-
schussrechnung ermittelt werden.

• Für andere Einkünfte soll ein Vermögensvergleich auf-
grund von Steuerbilanzen durchgeführt werden.

• Die Zukunftssicherung soll nach § 55 »nachgelagert«,
also auf Basis von Cashflows besteuert werden.

Damit werden Einkünfte nach wie vor verschieden ermit-
telt, wodurch sich unvermeidliche Zinseffekte einstellen. Im
Gegensatz zur Betriebswirtschaftslehre, die der steuerlichen
Nutzung dieser Zinseffekte einen eigenen Forschungszweig
gewidmet hat, sieht Kirchhof im Ergebnis »keine steuerli-
chen Belastungsunterschiede« (S. 1 069).

Wäre dies tatsächlich so, wären die Grundlagen des betrieb-
lichen Rechnungswesens, nämlich der Unterschied von Ein-
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zahlungen und Auszahlungen einerseits und Erträgen und
Aufwendungen andererseits, und das Aufstellen von Bilan-
zen zur Gänze entbehrlich und weite Forschungsbereiche
der Betriebswirtschaftslehre hinfällig. In diesem Fall wäre
es nur schwer verständlich, warum ausschließlich zur Nut-
zung steuerlicher Zeiteffekte eine ganze »Abschreibungsin-
dustrie« etabliert wurde, deren Existenzberechtigung aus-
schließlich Problemen gewidmet ist, die Kirchhof für ne-
bensächlich hält. Während eine Unterteilung von Einkünf-
ten in einzelne Einkunftsarten folgenlos bleibt, haben unter-
schiedliche Ermittlungsmethoden durchaus Folgen, wenn
ökonomisch gleichwertige Handlungen zu unterschiedlichen
Barwerten der Steuerbelastung führen. Die von Kirchhof an-
gestrebte ökonomische »Gleichheit in der Zeit« würde folg-
lich verfehlt. 

Ist die Tarifprogression verzichtbar? 

Tarifeffekte können u.a. entstehen durch Rechtsformwahl
und Arbitrage zwischen Einkunftsarten und Steuerpflichti-
gen. Da der Kirchhof-Entwurf sowohl für Personen- als auch
für Kapitalgesellschaften einen einheitlichen Tarif vorsieht,
könnten Tarifeffekte künftig vermieden werden. Eine solche
in der Literatur mit der »flat tax« bereits vor Jahrzehnten
vorgestellte Abschaffung der Progression würde zwar nicht
zu einer Senkung der Deklarationskosten , wohl aber zu ei-
ner Senkung der Planungskosten führen, da eine Gleich-
behandlung aller Personen und aller Rechtsformen ermög-
licht würde; deshalb sind die Vereinfachungswirkungen ei-
nes Einheitstarifs unbestreitbar. Dass es zu einer solchen
Regelung bislang in westlichen Industrieländern nicht ge-
kommen ist, hat vor allem fiskalische und verteilungspoliti-
sche Gründe. Da 57,2% des ESt-Volumens von 10% der
Steuerpflichtigen aufgebracht wird (Jahr 2006) und der Fis-
kus auf die progressive Besteuerung von Spitzeneinkom-
men nicht verzichten möchte, gilt eine »flat tax« als nicht fi-
nanzierbar.

Wer gewinnt, und wer verliert durch den 
Einheitstarif?

Kirchhof argumentiert zugunsten des niedrigen Einheitsta-
rifs, dass sich hierdurch keine Entlastung, sondern eine Hö-
herbelastung der Spitzenverdiener ergeben würde, da die-
se bisherige Privilegien einbüßen würden. Laut Kirchhof näh-
me der Wegfall der Privilegien den Spitzenverdienern mehr
Steuervorteile, als ihnen durch den Niedrigtarif zuwachsen
würden. Einen arithmetischen Beleg für diese Hypothese
fügt Kirchhof seinem Gesetzentwurf nicht bei. Die Nach-
prüfung seiner Behauptungen würde hinsichtlich der »Selbst-
finanzierung« des Entwurfs erleichtert, wenn die Liste der
vermeintlichen 511 Privilegien publiziert würde, die Kirch-
hof nach wie vor unter Verschluss hält.

Deshalb wird in der Literatur bezweifelt, dass Kirchhofs
Rechnung aufgeht. Wenn Reiche, die auf ein bisher er-
klärtes Einkommen von einer Million Euro einschließlich So-
li knapp 500 000 Euro Steuern bezahlt haben, bei einem
Tarif von 25% künftig die gleiche oder eine höhere Steu-
erlast tragen sollen, so müsste bisher ca. die Hälfte des
Einkommens durch Nutzung von »Schlupflöchern« steu-
erfrei geblieben sein, damit die Rechnung aufginge. Eine
überschlägige Berechnung aufgrund der fortgeschriebe-
nen Daten der ESt-Statistik 1995 ergibt, dass bei den ca.
543 000 Stpfl., deren Einkommen 102 267 Euro übersteigt,
das Einkommen durch Abschaffung von Privilegien von bis-
her rund 120 Mrd. Euro um 66,4 Mrd. Euro auf 186,4 Mrd.
Euro erhöht werden müsste. Allein bei den 88 083 Steu-
erpflichtigen. (0,32% aller Stpfl.), deren zu versteuerndes
Einkommen 245 504 Euro übersteigt und die 14,63% des
gesamten gegenwärtigen Steueraufkommens bestreiten,
müsste das steuerliche Einkommen von derzeit 55,7 Mrd.
Euro um 33,4 Mrd. Euro auf 89,1 Mrd. Euro gesteigert wer-
den. Dies würde im Durchschnitt eine notwendige Erhö-
hung der Bemessungsgrundlage um 379 336 Euro pro
Stpfl. bedeuten und wird als extrem unwahrscheinlich an-
gesehen (vgl. Maiterth und Houben 2005).

Die eigentlichen Gewinner des Kirchhof-Konzepts wären da-
her die Spitzenverdiener, die anstelle von 47,5% ESt ein-
schließlich Soli künftig auf das gleiche Einkommen nur 25%
Steuern zahlen würden. 

Fazit

Ein Gesamturteil über den abseits der weltweiten Steuerre-
formdiskussion (aktuell Mirlees 2011) entstandenen Kirch-
hof-Entwurf muss schon deshalb unterbleiben, da viele Re-
gelungen nicht hinreichend konkretisiert sind. Aus diesem
Grund warnen Richter des Bundesfinanzhofs vor dem Ent-
wurf, da sie jahrelange Rechtsunsicherheit befürchten. Das
Kurz-Gesetz würde das auf »code law« basierende Kon-
struktionsprinzip des bisherigen Steuerrechts durch ein Sys-
tem des »case law« ersetzen, dessen Beitrag zur Steuerver-
einfachung für zweifelhaft gehalten wird. Wegen weiterhin
unterschiedlicher Methoden der Einkommensermittlung in
Bezug auf die Breite und Periodisierung von Steuerbemes-
sungsgrundlagen würden bislang nicht auftretende, uner-
wünschte allokative Wirkungen entstehen, deren Richtung
wegen der Unklarheit der Regelungen unbestimmt bliebe.
Zur Nutzung der neu geschaffenen Gelegenheiten zur Steu-
ervermeidung müssten Steuerpflichtige Planungskosten in
Kauf nehmen, die das Steuerrecht komplizierter machen
würden. Am klarsten sind die Verteilungsfolgen des geplan-
ten Niedrigtarifs von 25%, die vor allem für hohe Einkom-
men zu günstigen Ergebnissen führen würden. Für Spit-
zenverdiener wäre es gewiss einfacher, weniger Steuern zu
zahlen. 
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Steuerreform muss auf der Agenda 
bleiben

Zur Ausgangslage

Die hohe Verschuldung der öffentlichen Haushalte und der
sich daraus ergebende Konsolidierungszwang haben die
Diskussion um eine umfassende Steuerreform in den Hin-
tergrund treten lassen. Alle steuerpolitischen Ziele, die in der
Koalitionsvereinbarung vom 16. Oktober 2009 benannt wa-
ren, sind bisher nicht verwirklicht worden. Übrig geblieben
ist nur eine vergleichsweise geringe Steuersenkung im Um-
fang von etwa 6 Mrd. Euro, die in zwei Schritten in den Jah-
ren 2013 und 2014 verwirklicht werden soll. Noch ist aller-
dings unklar, ob sich dafür überhaupt die parlamentarische
Zustimmung gewinnen lassen wird.

Wenn schon so geringfügige Steuersenkungen kaum durch-
setzbar sind, gibt es politisch momentan erst recht keine
Chancen für eine umfassende Steuerreform. Nun ist aller-
dings die Auffassung falsch, Steuersenkungen stünden
grundsätzlich im Widerspruch zum Konsolidierungszwang.
Auch in der momentanen Situation könnten Steuerausfälle
aufgrund von Tarifsenkungen ohne Gefährdung des Kon-
solidierungsziels verkraftet werden, wenn die Politik nur zu
entsprechenden Kürzungen bei den öffentlichen Ausgaben
oder zum Abbau von Steuervergünstigungen bereit wäre.
Da weitgehend akzeptiert ist, dass das deutsche Steuersys-
tem grundlegend reformiert werden muss, sollte dieses Ziel
auch bei schwieriger Haushaltslage auf der finanzpolitischen
Agenda verbleiben.

Einer der wenigen, die konsequent für eine radikale Steuer-
reform – hin zu einem einfachen, gerechten und effizienten
Steuersystem – kämpfen, ist Paul Kirchhof. Bereits im Jahr
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2003 hat er Vorstellungen zu einer durchgreifenden Reform
der Einkommensteuer vorgelegt, die über den wissenschaft-
lichen und politischen Bereich hinaus auch einem Großteil
der Bevölkerung bekannt sind. Das ist darauf zurückzufüh-
ren, dass die Vorschläge im Zentrum der steuerpolitischen
Auseinandersetzungen im Bundestagswahlkampf 2005 ge-
standen haben. Dagegen sind damals viele weitgehend un-
zutreffende, polemisierende und persönlich verletzende Ar-
gumente vorgetragen worden. Das alles hat Kirchhof jedoch
nicht entmutigen können: Inzwischen hat er einen deutlich
erweiterten Reformvorschlag vorgelegt (vgl. Kirchhof 2011).

Vorschlag von Kirchhof

Vieles daran – jedenfalls soweit es um die Reform der Ein-
kommensteuer geht – ist nicht grundsätzlich neu (vgl. Kirch-
hof 2003), aber es sind viele neue Gedanken hinzugekom-
men, und das Reformkonzept ist deutlich erweitert wor-
den. Die wichtigsten Elemente sind:

• In Zukunft soll es nur noch vier Steuerarten (statt heute
nahezu 30) geben: Steuern auf das Einkommen, den Um-
satz, die Erbschaften und Schenkungen sowie den Ver-
brauch.

• Für die Einkommensteuer werden die bereits früher ge-
machten Vorschläge wiederholt, zum Teil aber auch tech-
nisch verfeinert: Es gilt (formal) ein »einheitlicher Steuer-
satz« von 25% Die ersten 10 000 Euro des Jahresein-
kommens bleiben steuerfrei, die nächsten 5 000 Euro
werden nur zu 60%, die dann folgenden 5 000 Euro zu
80% in der Bemessungsgrundlage erfasst. »Die volle
Steuerpflicht setzt deshalb erst bei einem Einkommen
von 20 001 Euro ein« (Kirchhof 2011, 15). Alle Einkom-
mensarten werden gleich behandelt; sämtliche (heutigen)
Ausnahmen und Steuervergünstigungen entfallen.

• Für die Erbschaft- und Schenkungssteuer gilt ein einheit-
licher Steuersatz von 10% auf jede Art der Vermögens-
übertragung; lediglich das Verwandtschaftsverhältnis zwi-
schen Erblasser und Erben wird noch in unterschiedlich
hohen Freibeträgen berücksichtigt.

• Die Umsatzsteuer soll ebenfalls mit einen einheitlichen
Satz (von 19%) erhoben werden. Das bedeutet, dass der
ermäßigte Steuersatz von derzeit 7% entfallen würde; zu-
dem sollen Steuerbefreiungen gestrichen werden. Fer-
ner soll die Umsatzsteuer nicht mehr auf Transaktionen
zwischen Unternehmen, sondern nur auf solche zwischen
Unternehmen und Konsumenten erhoben werden.

• Anstelle der vielen Einzelverbrauchsteuern soll in Zukunft
nur noch eine einheitliche Verbrauchsteuer auf den Kon-
sum solcher Güter (zum Beispiel Tabak, Alkohol, Ener-
gie) erhoben werden, deren Verbrauch »externe Kos-
ten« verursacht.

Der für diesen Beitrag vorgegebene Umfang verlangt, sich
auf einige Aspekte dieses Reformmodells zu konzentrieren.

Deshalb soll lediglich auf die Vorschläge zu den beiden vom
Aufkommen her wichtigsten Steuern, die Einkommensteu-
er und die Umsatzsteuer, eingegangen werden. Für eine Stel-
lungnahme aus ökonomischer Sicht sind vor allem die Be-
gründungen für die Reform in den »Leitgedanken der Steu-
erreform« und in den den einzelnen Steuerarten vorange-
stellten »Grundgedanken« interessant. Das Bundessteuer-
gesetzbuch, das gut 90% des Umfangs des voluminösen
Bandes von immerhin 1 285 Seiten ausmacht, ist die ge-
setzestechnische Umsetzung der »Leitgedanken« und
»Grundgedanken«. Darauf kann hier nicht im Einzelnen ein-
gegangen werden.

Einkommensteuer: »Flat-Rate-Steuer«?

Um die Reform der Einkommensteuer wird nicht nur in
Deutschland, sondern in vielen westlichen Industrieländern,
vor allem auch im anglo-amerikanischen Raum, gerungen.
Liest man das umfangreiche Literaturverzeichnis, könnte
man auf den Gedanken kommen, die Reform der Einkom-
mensteuer sei lediglich ein deutsches und zudem ein aus-
schließlich juristisches Problem. Dem ist aber mit Nichten
so. 

Wer Vorschläge zu einer einfachen, gerechten und effizien-
ten Einkommensbesteuerung vorlegen will, muss sich zu-
nächst einmal mit den Konflikten zwischen diesen drei Zie-
len und mit der Konkretisierung der Ziele beschäftigen. Be-
kanntermaßen ist eine Kopfsteuer eine besonders einfa-
che, aber eben auch extrem ungerechte Steuer. Aus der ak-
tuellen Situation wissen wir, dass manche – sicher nicht je-
de – technisch schwierige Regelung im heutigen Steuersys-
tem ihre Begründung in dem Versuch hat, steuerliche Ge-
rechtigkeit zu sichern. Zu diesen Zielkonflikten findet man
in den grundsätzlichen Ausführungen und Begründungen
zum Bundessteuergesetzbuch nur wenig. Dass ein Steuer-
system auch die Effizienz des Wirtschaftens möglichst we-
nig beeinträchtigen, also weitgehend allokationspolitisch
neutral sein sollte, wird nicht nur durch den Verzicht auf Len-
kungssteuern erreicht (vgl. Kirchhof 2011, 123 ff.). Hierfür
ist auch die Tarifgestaltung relevant. 

Die meisten bisher vorliegenden Vorschläge zur Reform der
Einkommensteuer wollen die Besteuerung nach der persön-
lichen Leistungsfähigkeit garantieren. Das verlangt einen
Indikator für die Leistungsfähigkeit. Nach überwiegender
Meinung kann diese am ehesten am individuellen Einkom-
men abgelesen werden. Das heißt, dass sämtliche Einkom-
men einer Person – gleichgültig aus welchen Erwerbsquel-
len sie fließen – zusammengefasst und dann als Gesamt-
einkommen besteuert werden. Freistellungen bestimmter
Einkommen oder Einkommensteile – möglicherweise diffe-
renziert nach der Art der Einkommensentstehung oder Ein-
kommensverwendung – stehen dazu im Widerspruch. Le-

i fo  Schne l ld ienst  24/2011 –  64.  Jahrgang

16



Zur Diskussion gestellt

diglich zur Absicherung des Existenzminimums ist für den
Steuerpflichtigen (und seine Ehefrau und die Kinder) ein Frei-
betrag erforderlich. Hierfür wird ein Betrag von 8 000 Euro
angesetzt. Für die Einkommensteuer gilt das Nettoprinzip:
Die Kosten des Einkommenserwerbs (heute: Werbungskos-
ten oder Betriebsausgaben) müssen bei der Ermittlung der
Bemessungsgrundlage abgezogen werden. Natürliche Per-
sonen sollen deshalb von ihren Erwerbseinkommen eine
»Vereinfachungspauschale« von 2 000 Euro abziehen kön-
nen, wenn sie nicht höhere Erwerbskosten nachweisen. 

Personen in gleicher Einkommensposition sollen die gleiche
Steuerbelastung tragen. Das ist das Prinzip der horizonta-
len Steuergerechtigkeit, das auf die Forderung nach einer
breiten Bemessungsgrundlage hinausläuft. Dem will das
Bundessteuergesetzbuch auch folgen. Den entsprechen-
den Passagen ist deshalb vollinhaltlich zustimmen. Sieht
man einmal von der Steuerfreiheit bestimmter Zuschläge bei
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit sowie der sog. Pend-
lerpauschale ab, hat die Steuerpolitik in den letzten Jahren
einiges beim Abbau solcher Steuervergünstigungen erreicht.
Der Reformbedarf ist deshalb in diesem Bereich gar nicht
mehr so groß.

Das weitaus schwierigere Problem liegt auf anderem Ge-
biet: Unbestritten ist, dass unterschiedliche Einkommens-
positionen unterschiedlich besteuert werden müssen. Das
ist das Prinzip der vertikalen Steuergerechtigkeit. Die ent-
scheidende Frage ist jedoch, wie unterschiedlich die Be-
steuerung sein soll. Die politischen Vorstellungen darüber
kommen im Steuertarif zum Ausdruck. In der wissenschaft-
lichen Diskussion ist bisher nicht nachgewiesen worden,
welche Art des Tarifs zur Verwirklichung der vertikalen Ge-
rechtigkeit geboten ist. Braucht man dazu einen proportio-
nalen Tarif (konstanter Durchschnittssteuersatz) oder einen
progressiven Tarif (steigender Durchschnittssteuersatz) und
wie müsste die Progression im Einzelnen gestaltet sein – in
der Form der direkten (steigende Grenzsteuersätze) oder
der indirekten Progression (konstanter Grenzsteuersatz mit
Freibetrag)? Alle Tarifformen haben ihre speziellen Vor- und
Nachteile – vor allem auch hinsichtlich ihrer ökonomischen
Wirkungen. Kirchhof hat sich für eine »flat rate« entschieden:
Die Einkommensteuer soll einen Freibetrag und (formal) ei-
nen konstanten Grenzsteuersatz von 25% haben. Das läuft
auf einen linear progressiven Tarif hinaus. Dass Kirchhof in
früheren Veröffentlichungen und auch im vorliegenden Werk
nicht sauber trennt zwischen Grenz- und Durchschnittssteu-
ersatz, hat wohl mit dazu beigetragen, dass er sich den zwei-
fellos unzutreffenden Vorwurf zugezogen hat, er wolle im
Grunde eine »Kopfsteuer« einführen, konkret: Die Kranken-
schwester solle in Zukunft genauso stark belastet werden
wie der Chefarzt.

Ein solches System der »flat rate« hat zweifellos große Vor-
teile, die der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesminis-

terium der Finanzen (2004) in einem Gutachten im Einzel-
nen diskutiert hat. Die harsche Kritik an der »flat rate« hat
Kirchhof nun offenbar veranlasst, in den jüngsten Vorschlä-
gen die Progression zu verstärken; er »verlegt diese ... in
die Bemessungsgrundlage« (Kichhof 2011, 14). Damit wer-
den die Aspekte der horizontalen Gerechtigkeit und der ver-
tikalen Gerechtigkeit miteinander vermengt. Das Ergebnis
ist denn auch gar keine »flat rate« mehr, sondern ein Stu-
fentarif mit drei Stufen und Grenzsteuersätzen von 15, 20
und 25%.

Umsatzsteuer: Zurück zu einer allgemeinen 
Konsumsteuer

Die heute innerhalb der Europäischen Union erhobene Um-
satzsteuer ist eine Netto-Allphasen-Umsatzsteuer, die der
Intention nach ausschließlich den privaten Konsum besteu-
ern soll. Man nennt sie deshalb auch Mehrwertsteuer vom
Konsumtyp. Nach der theoretischen Konzeption soll der ge-
samte private Konsum – aber auch nur dieser – mit einem
einheitlichen Steuersatz belegt werden. Die derzeit tatsäch-
lich praktizierte Regelung weicht davon ganz erheblich ab
(vgl. dazu Peffekoven 2010, 21 ff.), was sich vor allem in
Abstrichen von der Systematik zeigt. Nicht nur der private
Konsum, sondern auch Teile der privaten Investitionen so-
wie der staatliche Konsum und die staatlichen Investitionen
werden steuerlich belastet. 

Schließlich wird nicht einmal der gesamte private Konsum
einheitlich besteuert. Das ist auf die Steuerbefreiungen und
auf die Steuersatzdifferenzierung zurückzuführen. Insofern
liegt der Reformbedarf in erster Linie in diesen Bereichen.
Mithin ist Kirchhof voll zuzustimmen, wenn er für das Strei-
chen der Steuerbefreiungen1 und des ermäßigten Steuer-
satzes plädiert. 

Das mit der Streichung der beiden Steuervergünstigungen
zusätzlich anfallende Aufkommen wäre beträchtlich; es dürf-
te nach einer groben Schätzung bei gut 30 Mrd. Euro lie-
gen. Hinzu kommen noch (allerdings sehr schwer abzuschät-
zende) Steuermehreinnahmen, die aus Wachstums- und Ef-
fizienzgewinnen resultieren. Zudem dürfte der Erhebungs-
und Kontrollaufwand bei der Umsatzsteuer durch eine sol-
che Reform deutlich zurückgehen.

Die Verwendung des Mehraufkommens kann man sich ver-
schieden vorstellen: Kirchhof empfiehlt, den einheitlichen
Satz bei der Umsatzsteuer beim heutigen Normalsatz von
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nanzdienstleistungen bleiben ebenfalls im bisherigen Umfang steuerfrei« 
– und das ohne jede Begründung (Kichhof 2011, 33). Da allerdings – an-
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lich ist, ob das bei Inlandstransaktionen EU-rechtlich durchsetzbar ist (vgl.
dazu Peffekoven 2010, 27 und die dort angegebene Literatur).



Zur Diskussion gestellt

19% zu belassen. Das würde insgesamt eine deutliche Mehr-
belastung darstellen, durch die vor allem die Bezieher nied-
riger Einkommen getroffen würden. Diese (regressive) Wir-
kung erklärt sich daraus, dass dieser Personenkreis einen
Großteil seines Einkommens für heute ermäßigt besteuerte
oder steuerbefreite Güter und Leistungen ausgibt. Das soll
im Kirchhof-Modell durch entsprechende Transferzahlungen
ausgeglichen werden.

Man kann sich auch eine andere Vorgehensweise vorstel-
len: Die Gesamtsumme des zunächst anfallenden Steuer-
mehraufkommens würde es ermöglichen, mit dem Regel-
satz wieder auf die bis zum 31. Dezember 2006 geltende
Höhe von 16% zurückzugehen; dafür sind etwa 25 Mrd.
Euro erforderlich. Die Masse der Konsumenten würde sich
bereits dadurch besser stehen als mit einem Regelsatz von
19%, dem ermäßigten Satz von 7% und einer Fülle von Steu-
erbefreiungen, die für die Konsumenten letzten Endes auch
Steuerbelastungen (»versteckte Mehrwertsteuer«, vgl. Mo-
nopolkommission 2009, 45) mit sich bringen. Für Bezieher
sehr niedriger Einkommen kann dann noch eine verteilungs-
politisch unerwünschte Mehrbelastung übrig bleiben, die
man über Transfers ausgleichen könnte.

Ein besonderes Problem bei der Umsatzsteuer stellen die
hohen Steuerausfälle dar, denen sich die Bundesregierung
laut Koalitionsvertrag zuwenden wollte. Geschehen ist auch
in diesem Zusammenhang bisher nichts. Auf die Steuerhin-
terziehung bei Transaktionen im EU-Binnenmarkt (vor allem
bei sog. Karussellgeschäften) soll hier nicht eingegangen
werden. Steuerhinterziehung gibt es auch bei inländischen
Transaktionen. Da Umsatzsteuer, die man nicht entrichten
muss, auch nicht hinterzogen werden kann, liegt der Ge-
danke nahe, die Umsatzsteuer, die im Unternehmenssek-
tor letzten Endes ein durchlaufender Posten ist, gar nicht
mehr auf Transaktionen zwischen Unternehmen, sondern
nur noch auf solche zwischen Unternehmen und Haushal-
ten zu erheben.2 Dadurch kann man allerdings viele Tatbe-
stände der Hinterziehung gar nicht in den Griff bekommen
– etwa die Fälle, dass ein Lieferant die einbehaltende Mehr-
wertsteuer nicht korrekt an den Fiskus abführt oder dass in
der Schattenwirtschaft Geschäfte ohne Umsatzsteuer ab-
gewickelt werden. Zudem würde die Netto-Allphasen-Um-
satzsteuer mit dem Kirchhofschen Vorschlag aufgegeben
und de facto eine Einzelhandelssteuer (sales tax) eingeführt.
Wer die Probleme kennt, die in den USA mit den state sales
taxes verbunden sind, kann davor nur warnen. Die Steuer-
hinterziehung im Unternehmenssektor würde sich auf die
Einzelhandelsstufe verlagern. Bei Transaktionen eines Un-
ternehmens müssten klar getrennt werden zwischen sol-
chen mit anderen Unternehmen und solchen mit Konsu-
menten. Das wird nur über ein System von Identifikations-

nummern zu bewerkstelligen sein, das wiederum Anreize
zum Missbrauch und damit zur Steuerhinterziehung gera-
dezu provoziert, wie die Erfahrungen mit der Besteuerung
der innergemeinschaftlichen Leistungen in der EU belegen.

Im Zusammenhang mit den Vorschlägen zur Neugestal-
tung der Umsatzsteuer ist erstaunlich, dass Kirchhof hier
Gedanken aufgreift, die seit Jahren in der wirtschaftswissen-
schaftlichen Diskussion behandelt worden sind, ohne die-
se zu zitieren, geschweige denn sich damit auseinanderzu-
setzen. So hatte der Sachverständigenrat zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem Jahres-
gutachten 2005/06 (Ziff 454 ff.) ausführlich zum Modell des
»Reverse Charge« und zu den Problemen beim Übergang
zu einer Ist-Besteuerung anstelle der heutigen Soll-Besteue-
rung Stellung genommen.

Nachdem CDU, CSU und FDP in ihrer Koalitionsvereinba-
rung die Reform der Umsatzsteuer zu einem wichtigen Re-
formfeld für die laufende Legislaturperiode erklärt hatten,
ist es in den Jahren 2010 und 2011 zu einer Fülle von Gut-
achten und Stellungsnahmen zu dieser Thematik gekom-
men. Keiner der wirtschaftswissenschaftlichen Beiträge er-
scheint im umfassenden Literaturverzeichnis.3 Die Reform-
vorschläge werden eher ex cathedra verkündet als in einer
wissenschaftlichen Argumentation und einer Auseinander-
setzung mit anderen Quellen überzeugend und nachvoll-
ziehbar erarbeitet.

Chancen für eine Verwirklichung 

Chancen für eine umfassende Steuerreform, wie sie das
Bundessteuergesetzbuch vorsieht, sind momentan wegen
der prekären finanziellen Situation generell gering. Zudem
wird jeder sich bietende finanzielle Spielraum derzeit eher
für Ausgabenerhöhungen als für Steuersenkungen genutzt.
Laut Koalitionsvereinbarung sollte bei der Einkommensteu-
er zum 1. Januar 2011 ein Stufentarif eingeführt und die Um-
satzsteuer an die modernen Anforderungen angepasst wer-
den. Zwei Jahre nach Regierungsantritt ist nicht eines die-
ser Ziele verwirklicht worden. 

Die größere Gefahr für die Kirchhofschen Vorschläge lauert
aber wohl woanders. Würden das Bundessteuergesetzbuch
verabschiedet, dann verlören die Politiker bei den dann noch
erhobenen vier Steuern jede Gestaltungsmöglichkeit, um ih-
re Klientel über Steuervergünstigungen zu bedienen. Dieses
Instrument werden sie sich nicht aus der Hand nehmen las-
sen. Gerade die Reformbemühungen um die Umsatzsteu-
er haben gezeigt, dass selbst Modelle, die dem Staat Mehr-
einnahmen bringen würden, nicht konsensfähig sind. Die
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2 Dieser Vorschlag ist keineswegs neu, sondern bereits 2001 vom damali-
gen rheinland-pfälzischen Finanzminister Gernot Mittler gemacht worden. 

3 Das gilt auch für die grundlegende (im Auftrag der EU-Kommission er-
stellte) Studie Copenhagen Economics (2007).



Zur Diskussion gestellt

Politik scheut zum Beispiel bei einer Abschaffung des ermä-
ßigten Satzes den dann wohl anstehenden Streit mit vielen
Interessenvertretern.

Bei der Umsatzsteuer dürften sich erhebliche Probleme für
die Umsetzung des Bundessteuergesetzbuches aus den
EU-rechtlichen Restriktionen ergeben. Bei dieser Steuer ist
die Harmonisierung schon weit fortgeschritten. Reformen
im nationalen Alleingang sind in vielen Bereichen (etwa bei
den Steuerbefreiungen oder beim Nullsteuersatz) gar nicht
mehr möglich.

Die mit dem Bundessteuergesetzbuch verfolgte Reform wird
im Übrigen bei der Einkommensteuer Entlastungen vor al-
lem für die Bezieher höherer Einkommen bringen. Dem ste-
hen deutliche Mehrbelastungen bei der Umsatzsteuer ge-
genüber, die in erster Linie die Bezieher niedriger Einkom-
men treffen werden. Durch die Reform würde also die Pro-
gression des gesamten Steuersystems abgebaut. Das wird
auf verteilungspolitische Bedenken stoßen. 
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Umweltverbrauch und Staatsschuldenkri-
se: beides schieben wir ungelöst seit Jah-
ren vor uns her und auf eine Generation
ab, die zudem die Lasten einer (über-)al-
ternden Bevölkerung zu schultern haben
wird. Der Glaube, Schuldenprobleme
durch noch mehr Schulden zu lösen, und
seien sie von der EZB finanziert, ist vor
diesem Hintergrund naiv und unverant-
wortlich. Alle Erfahrung zeigt, dass sich
die Schuldenspirale immer nur weiter nach
oben schraubt. Der insbesondere von den
USA verfolgte Weg droht dort zu enden,
wo Japan bereits heute ist: in der finanz-
politischen Sackgasse. 

Anders als bei den Umweltproblemen gibt
es für die der Staatsverschuldung im Prin-
zip funktionierende Märkte, um die ge-
gebene und erwartete Knappheit an Ka-
pital sowie das Ausfallrisiko von Anleihen
einzupreisen und sichtbar zu machen. Der
Markt mag in mancher Hinsicht blind sein,
als Steuerungsinstrument ist er unver-
zichtbar. Der Ausweg aus der Staats-
schuldenkrise muss grundsätzlich des-
halb in »mehr Markt« und nicht in »weni-
ger Markt« gesucht werden. 

In diesem Sinne will der im Folgenden zur
Diskussion gestellte Vorschlag »Selbst-
stabilisierende Anleihen« (SSA) die Ver-
antwortung für die Finanzierungs- und
Konsolidierungsnotwendigkeiten auch
übermäßig verschuldeter Staaten wieder
dem Kräftespiel derjenigen aussetzen, die
am Markt Kredite nachfragen und anbie-
ten. Im Gegensatz dazu laufen Euro-
bonds, Anleihekäufe der EZB und damit
verbundene von der Troika gesteuerte
Haushaltsauflagen darauf hinaus, die
Schuldnerstaaten aus ihrer individuellen
Verantwortung für Schulden und Konso-
lidierung zu entlassen.

1. Grundmodell 

Das Modell funktioniert ähnlich wie Vor-
zugsaktien und beruht auf einer Kombi-
nation von:

– einem akzeptablen »Basiszins« (bspw.
Italien 4,5%), 

– dem »Stabilitätsversprechen«, dass
sich die öffentliche Verschuldung wäh-
rend der Laufzeit (bspw. fünf Jahre) auf
einem bestimmten Konsolidierungs-
pfad bewegt (Defizit bspw. im ersten
Jahr 4%, im zweiten Jahr 3,5%, … im
letzten Jahr 1,5%) und 

– einem »Ausgleichszins« als variable
Kompensationszahlung für den Fall,
dass das Stabilitätsversprechen nicht
eingehalten wird (bspw. in Höhe des
Dreifachen der Differenz zwischen dem
Ist-Defizit und dem Soll-Defizit laut Sta-
bilitätsversprechen).
Liegt das Defizit bspw. im zweiten Jahr
nach der Ausgabe bei 5% statt der
im Stabilitätsversprechen zugesagten
3,5%, so beträgt der zu zahlende Aus-
gleichszins – im Falle des angenom-
menen dreifachen Satzes – bei 3 x
1,5% = 4,5%; der Gesamtzinssatz be-
trägt dann bei einem Basiszins von
4,5% insgesamt 9%. 

Das Stabilitätsversprechen bedarf der Zu-
stimmung des jeweiligen Parlaments auf
der Grundlage eines national aufzustel-
lenden Konsolidierungsplans, einer Art Fi-
nanzbericht. Gegebenenfalls könnte auch
ein Testat des IWF, der EU-Kommission,
der OECD oder einer anderen Organisa-
tion vorgesehen werden. Entsprechende
Finanz- bzw. Konsolidierungspläne dürf-
ten bereits heute mehr oder weniger ver-
bindlich aufgestellt werden. 

Bei der Festsetzung der Fälligkeit des
Ausgleichszinses gilt es, die Balance zu
wahren zwischen einer zeitnahen aber zu
ungenauen und einer genauen, aber zu
späten Ermittlung der Abweichung. Die
verbindliche Feststellung einer Abwei-
chung obläge einer der genannten Insti-
tutionen. Eine relativ baldige Fälligkeit er-
scheint für die Wirksamkeit des Instru-
ments sowie für die Handelbarkeit derar-
tiger Anleihen von großer Bedeutung.
Grundsätzlich müssten die Märkte das
aber zeitnah ebenso einschätzen können
wie bspw. die Aktienbörsen die Gewinn-
und Dividendenerwartungen von Unter-
nehmen. Damit vergleichbar führt die an
den Börsen laufend vorgenommene Be-
wertung der SSA – und damit des erwar-
teten Ausgleichszinses – dazu, dass die
Konsolidierungsanstrengungen eines

Zurück zu mehr Markt: Selbststabilisierende Anleihen
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Staates einer ständigen marktwirtschaftlichen Bewertung
unterworfen werden. 

Die Bezeichnung als SSA soll zum Ausdruck bringen, dass
diese Anleihen mit ihrem Anreiz- und Sanktionsmechanis-
mus das Land von selbst auf dem versprochenen Konsoli-
dierungspfad halten bzw. dorthin zurückführen sollen. 

2. Funktion des Ausgleichszinses

Das Neue ist zum einen, dass die Initiative und Verantwor-
tung wieder stärker in die jeweiligen Länder verlegt wird:

– Der Ausgleichszins verschafft dem Stabilitätsversprechen
die notwendige Nachhaltigkeit. Ein Abweichen von dem
versprochenen Konsolidierungspfad verteuert nicht nur
die jeweils neu aufzunehmenden Kredite, sondern führt
zugleich zur Verteuerung der bereits nach diesem Mo-
dell begebenen früheren Anleihen (Rückschlageffekt, He-
belwirkung). 

– Das Land, seine Regierung wie seine Bürger, steht da-
mit Tag für Tag vor der neu zu beantwortenden Frage: lie-
ber bereits jetzt stärker konsolidieren und weniger Zin-
sen zahlen oder lieber die Grausamkeiten hinausschie-
ben und mehr Zinsen zahlen.

– Ein Unterschreiten des versprochenen Konsolidierungs-
pfades geht nicht mehr (allein) zu Lasten der Gläubiger,
die heute wegen des erhöhten Länderrisikos im Falle ei-
nes Verkaufs oder der Bilanzierung einen Abschlag hin-
nehmen müssen. Denn der Ausgleichszins bewirkt, dass
das Papier in diesem Fall einen höheren Zins verspricht,
so dass sein Marktwert im Idealfall richtiger Feinjustie-
rung stabil bleibt oder gar steigt. 

– Das Risiko, seine Zusagen nicht einhalten zu können,
trägt nun vor allem das Land über den Ausgleichszins;
und es gewinnt, wenn es sparsamer wirtschaftet, als die
Kreditgeber erwarten. 

– Weil die Einhaltung des Stabilitätsversprechens deshalb
im elementaren Eigeninteresse des anleihebegebenden
Landes liegt, könnte diese Art Anleihen geeignet sein, die
Investoren von dem Ernst des Versprechens zu überzeu-
gen. Der Ausgleichszins sichert die Gläubiger – vom Ri-
siko der Insolvenz abgesehen (dazu unten 5.) – ja gegen
Kursverluste ab. 

– Der drohende Ausgleichszins verhindert vor allem, dass
geschönte oder auf dem Prinzip Hoffnung beruhende
Versprechen abgegeben werden. Das Modell hat da-
mit einen eingebauten Mechanismus, der eine realisti-
sche Auseinandersetzung mit dem in Zukunft Mach-
baren erzwingt.

3. Automatische Sanktion aus dem 
Stabilitätsversprechen

Neu ist an dem Vorschlag zum anderen, dass ein etwaiges
Abweichen vom Konsolidierungspfad nicht von bürokrati-

schen Institutionen – gegebenenfalls erst nach einer Ent-
scheidung des EuGH – geahndet wird, sondern vom Markt
selbst, der über den Ausgleichszins und dessen Einprei-
sung in den Kurswert der Anleihen laufend »gegensteu-
ert«. Gerade weil die Sanktionierung zeitnah und automa-
tisch erfolgt, ist sie zwar schmerzhaft, aber unvergleichlich
wirksamer, als eine von einer Aufsichtsbehörde (EU/EuGH)
nach einem bürokratischen Verfahren gegebenenfalls ver-
hängte Strafe. Und damit wird das Modell für Investoren
umso glaubwürdiger. 

Die im Zuge der derzeit geleisteten Finanzhilfen abverlang-
ten Konsolidierungsanstrengungen und die geplanten Sou-
veränitätseinschränkungen im Rahmen einer Finanzunion
laufen demgegenüber – wie ein Blick in die aktuelle auslän-
dische Presse zeigt – Gefahr, von den Bürgern (und Wäh-
lern!) der betroffenen Länder über kurz oder lang als unde-
mokratisches Diktat aus Brüssel oder Berlin empfunden und
abgelehnt zu werden. Zumal wenn die jeweiligen Finanzhil-
fen, die mit den Auflagen verbunden waren, bereits verein-
nahmt und konsumiert worden sind und »nur« zur Befriedi-
gung der Altgläubiger gedient haben. Solange es keinen eu-
ropäischen Bundesstaat und kein entsprechendes Gemein-
schaftsgefühl der Bürger gibt, so lange werden die von ei-
ner Behörde verhängten Sanktionen kaum auf Akzeptanz
stoßen; im Gegensatz zum Ausgleichszins der vorgeschla-
genen SSA fehlt deren Strafen die sichtbare Korrelation zu
den zuvor aufgenommenen Finanzmitteln.

Bei dem hier zur Diskussion gestellten Modell liegt es da-
gegen bei dem Land selbst, seine finanzwirtschaftliche Si-
tuation realistisch einzuschätzen und zu entscheiden, mit
welchem Stabilitätsversprechen es die benötigten Kreditge-
ber findet. Erweisen sich die Annahmen als zu optimistisch,
so lässt sich die Verantwortung für die sich ergebenden Kon-
sequenzen nicht auf eine die Sanktionen verhängende Stel-
le abwälzen; denn die Sanktion ergibt sich aus dem selbst
gegebenen Versprechen unmittelbar.

4. Modifikationen

Natürlich ist das als Grobskizze zu verstehende Modell mit
Risiken und Schwierigkeiten verbunden. Zu deren Begren-
zung und auch zur sonst möglichen weiteren Ausgestaltung
sollen hier einige Modifikationen angesprochen werden: 

– Insbesondere kann ein zu optimistisches Versprechen zu
drakonischen Ausgleichszinsen führen und das Land in
den Abgrund reißen. Diese Schwäche ist aber zugleich die
Stärke des Modells: Das Versprechen muss im Eigeninte-
resse des jeweiligen Landes auf realistischen, kaufmän-
nisch-vorsichtigen Annahmen beruhen und ernsthaft ver-
folgt werden. Ein kreditsuchendes Land, das diese Vor -
aussetzungen für nicht erfüllbar erklärt, gesteht ein, eine
ehrliche Finanzpolitik für nicht durchführbar zu halten und
stellt sich damit selbst das allerschlechteste Zeugnis aus.
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Das Risiko ließe sich gegebenenfalls durch eine Modifi-
kation dahingehend verringern, dass in der Anleihe ein
negativer Ausgleichszins für den Fall vorgesehen wird,
dass das Konsolidierungsziel schneller erreicht wird.
Denn diese Art der »Belohnung« könnte eine vorsichti-
ge Einschätzung und stringente Verfolgung des Stabili-
tätsversprechens zusätzlich begünstigen, hätte aber ei-
nen höheren Basiszins zu Voraussetzung.

– Hinsichtlich des Ausgleichszinses müsste vermutlich Vor-
sorge für den Fall externer Schocks getroffen werden, in
denen zusätzliche öffentliche Ausgaben unabweisbar und
ein Abweichen vom Konsolidierungspfad unvermeidbar
werden können (z.B. Naturkatastrophen). Hierfür gewähr-
te Kredite müssten bspw. herausgerechnet werden. 

– Denkbar erscheint auch eine Deckelung des Ausgleichs-
zinses zur Begrenzung des vom Schuldnerland zu tra-
genden Risikos.

– Weiterer vorbereitender Untersuchungen bedarf insbe-
sondere das Austarieren des Basiszinses und des für die
Berechnung des Ausgleichszinses maßgeblichen Fak-
tors betreffend die Differenz zwischen dem Soll- und
Ist-Defizit.

5. Ausfallrisiko

Keine Gewähr bieten auch diese Anleihen gegen einen Aus-
fall des Schuldners. Der Mechanismus des Ausgleichszin-
ses bewirkt aber, dass ein Fehlverhalten alsbald spürbare
finanzielle Nachteile zur Folge hat und kann damit vielleicht
am ehesten rechtzeitig ein Abrutschen in die Katastrophe
verhindern. Zumindest in der Vergangenheit ist das Ausfall-
risiko so gering gewesen, dass es keinen größeren Spread
rechtfertigte, was wiederum einen nur ungenügenden Kon-
solidierungsanreiz bot. Dem bauen SSA mit ihrem Rück-
schlageffekt vor, und zwar selbst dann, wenn der Ausgleichs-
zins gedeckelt wird. 

6. Ausblick

Die hier zur Diskussion gestellten SSA bedürfen weiterer
theoretischer Ausarbeitung, etwa durch Finanzmarktex-
perten, und schließlich der Bewährung in einem Feld -
versuch. 

Gegebenenfalls ließe sich die Faszilität ergänzend zu ander-
weitigen Hilfsmaßnahmen verwenden. Insbesondere für Län-
der, die erst wieder auf den Markt zurückkehren müssen,
wie Irland oder Portugal, oder die sich nur mehr zum Teil
mit herkömmlichen Anleihen am Markt finanzieren können,
könnte das hier unterbreitete Modell vielleicht eine Alterna-
tive darstellen. Es bietet die Chance, sich am Markt Ver-
trauen sichtbar zurückzugewinnen und damit auf den Markt
insgesamt zurückzukehren. Denkbar erscheint auch die
gleichzeitige Begebung herkömmlicher und SSA: eine inte-
ressante Konkurrenzsituation.

Die wesentlichen Vorteile von SSA sind:

– Das Stabilitätsversprechen wird nicht gegenüber einem
Dritten abgegeben, sondern gegenüber dem Investor.

– Ob das Stabilitätsversprechen eingehalten wird, wird nicht
von einer Behörde in einem notwendigerweise bürokra-
tischen Verfahren überwacht und gegebenenfalls an-
schließend sanktioniert, sondern täglich vom Markt be-
wertet und automatisch zum Fälligkeitstag sanktioniert.

– Solange das Land seine Schulden bezahlen kann, ge-
winnt der Gläubiger bei Nichterfüllung des Stabilitäts-
versprechens. Beim Grundmodell (kein negativer Zins)
wettet der Investor gewissermaßen auf die Nichterfüllung;
das Land kann dem durch Einhaltung des Versprechens
begegnen. Ein starker Anreiz!
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Die Entwicklung ist eindeutig. In den ver-
gangenen 20 Jahren bewegten sich die
Marktanteile der Diesel-Pkw bei den Neu-
wagen kontinuierlich und stetig nach oben.
Nur das »Kleinwagenjahr« 2009, das durch
die Abwrackprämie einen künstlichen
Boom für Kleinwagen auslöste, bildete 
eine Ausnahme. Mittlerweile kommen
46,6% aller Pkw-Neuwagen in Deutsch-
land als Diesel auf die Straße. Im Jahr 2000
betrug der Anteil noch 30,4% und 1990
gar nur 11,1%. Und auch in Westeuropa
ist eine ähnliche Entwicklung festzustellen.
Betrug der Dieselanteil der Pkw-Neuwa-
gen in Westeuropa im Jahr 1990 nur
14,7%, ist er bis zum Jahr 2010 auf stol-
ze 52,6% angestiegen. Man könnte also
glauben, mit dem Pkw-Dieselantrieb wur-
de der Antrieb der Zukunft gefunden.

Schaut man sich allerdings die Differenzen
bei den Marktanteilen des Diesels an, ver-
ändert sich das Bild. So betrug etwa im
Jahr 2010 der Dieselanteil bei den Neu-
wagen in der Schweiz 30%, in Österreich
51% und in Belgien 76%. Da die Schweiz
und Österreich eine ähnliche Topographie
haben und belgische Autokäufer sich nicht
unbedingt anders verhalten als Schwei -
zer Autokäufer, lassen die deutlichen
Streuungen bei den Dieselmarktanteilen
vermuten, dass es beim Diesel um mehr
als nur ein Antriebsaggregat geht. Diesel-
marktanteile werden durch künstliche und
überwiegend willkürlich festgelegte Steu-
ervorteile beim Kraftstoff geprägt. So ver-
zichtet etwa die Schweiz auf die künstli-
che Bevorzugung des Dieselkraftstoffs,
während in Deutschland, Österreich und
Belgien der Dieselkraftstoff mit großzügi-
gen Steuervorteilen ausgestattet ist. Der
»wahre« Dieselanteil, der also ohne Steu-
ervorteile, läge vermutlich in Deutschland,
der EU und Westeuropa eher bei 30 als
bei 50%. Die Gründe für den Dieselboom
basieren also durchaus auf politisch will-
kürlich festgelegten Entscheidungen. Da-
bei werden dem Diesel gleich auf drei Ebe-
nen monetäre Vorteile gegenüber Antrie-
ben mit Ottomotoren eingeräumt.

Erstens, Dieselkraftstoff genießt in
Deutschland einen Energiesteuervorteil
von 0,18 Euro pro Liter. Berücksichtigt
man zusätzlich die Mehrwertsteuer, ad-
diert sich der Steuervorteil des Kraftstoffs
bei einem Literpreis von 1,50 Euro auf
0,21 Euro pro Liter. Damit genießt Diesel-
kraftstoff einen rein steuerlich bedingten
Kostenvorteil von 14% pro Liter. Die Hö-
he dieses Steuervorteils ist willkürlich ge-
wählt. Insgesamt wurden im Jahr 2010 in
Deutschland 35 Mrd. Liter Diesel ver-
braucht. Bleiben Ausnahmeregelungen,
wie etwa die Ausklammerung der Land-
wirtschaft unberücksichtigt, entspräche
dies einem Steuerausfall von 7,35 Mrd.
Euro. Zwar wird der Diesel-Pkw in seiner
Kfz-Steuer höher veranlagt als der Ben-
ziner, aber in der Summe bleibt die Steu-
erbilanz deutlich negativ. Nach grober Ab-
schätzung, die beim Diesel eine zusätzli-
che Kraftfahrzeugsteuer von 150 Euro pro
Jahr zugrunde legt und einer Durch-
schnittsfahrleistung von 30 000 Kilome-
ter pro Jahr, ist netto mit einem Steuer-
verlust von gut 3,5 Mrd. Euro zu rechnen.

Zweitens, Dieselkraftstoff genießt auf-
grund seiner höheren Energiedichte zu-
sätzliche Steuervorteile. Bei dem Strom-
verbrauch im Haushalt zählt bei der Be-
steuerung die Energieeinheit, wie etwa Ki-
lowattstunden. Beim Kraftstoff wird nur
die Volumeneinheit gemessen. Da der Li-
ter Diesel einen höheren Energieinhalt als
der Liter Ottokraftstoff hat, wird selbst bei
gleicher Steuer der Energieverbrauch un-
gleich besteuert. Wenn bei einer Kraft-
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stoffart Energie geringer besteuert wird als
bei der anderen, werden Anreize gesetzt, we-
niger sparsam oder effizient mit Energie um-
zugehen. Um den Wettbewerb zwischen den
Kraftstoffen fair zu gestalten, müsste daher
die Steuer auf den Liter Diesel höher sein
als auf den Liter Ottokraftstoff. Da dies selbst
in der Schweiz nicht der Fall ist und in Län-
dern wie Deutschland der Diesel gegenüber
dem Ottokraftstoff »subventioniert« wird, ha-
ben wir eine doppelte Bevorzugung des Die-
sels. Also wäre der »wahre« Dieselanteil in
Europa möglicherweise sogar unter der
30%-Grenze.

Der dritte künstliche Vorteil des Diesels rührt
aus seiner schlechteren Abgasbilanz. Diesel-
motoren emittieren deutlich mehr Stickstoff-
oxide als Ottomotoren. Bei der heutigen gültigen Abgas-
norm Euro 5 ist der Stickoxidausstoß beim Diesel auf
180 mg/km und beim Ottomotor auf 60 mg/km limitiert.
Stickstoffoxide verursachen u.a. Reizwirkungen an Augen
und Schleimhäuten und Schädigungen von Pflanzen. Die
Bevorzugung des Diesels bei Stickoxiden wird auch bei der
im Jahr 2014 gültigen Euro-6-Norm weiterbestehen. Dann
werden dem Diesel 80 mg/km und dem Ottomotor nur
60 mg/km an Stickstoffoxidemissionen zugestanden. Der
Diesel hat also größere »Nebenwirkungen« als der Ottokraft-
stoff und müsste eigentlich für diese höheren Nebenwir-
kungen »bestraft« werden. Anders ausgedrückt, der Diesel
müsste entweder die gleichen Abgaswerte wie der Ottomo-
tor erfüllen oder durch höhere Steuern auf das Ottomoto-
renniveau gehoben werden. Also liegt eine dritte preisliche
Bevorzugung gegenüber dem Ottomotor vor.

Falsche Steuersignale treiben den 
Tankstellenpreis für Diesel

Die künstliche, willkürliche Bevorzugung des Dieselantriebs
hat für den Autokäufer allerdings auch handfeste Nachtei-
le. Die zu niedrige Dieselsteuer hat über Jahrzehnte in vie-
len EU-Staaten dazu beigetragen, dass der Diesel mit einem
künstlichen Preisvorteil ausgestattet ist, welcher die Nach-
frage nach Diesel-Pkw selbstverständlich »anregt«. Wie stark
die Nachfrage angeregt wird, zeigt Abbildung 2 zum Kraft-
stoffverbrauch in Deutschland.

Wurden 2000 in Deutschland noch 38,4 Mrd. Ottokraftstoff
und 31 Mrd. Diesel verbraucht, hat sich das Bild gedreht.
Mittlerweile wird in Deutschland deutlich weniger Ottokraft-
stoff als Dieselkraftstoff verwendet. Bis zum Jahr 2015 wer-
den wir nach unserer Einschätzung in Deutschland 1,8-mal
so viel Dieselkraftstoff wie Ottokraftstoff verbrauchen. Nun
wäre dies alles kein Problem, wenn Diesel- und Ottokraft-

stoff beliebig produziert werden könnten. Sie sind aber Kup-
pelprodukte. Die Raffineriekapazitäten für schwefelfreien
Dieselkraftstoff sind begrenzt und kurzfristig nicht ausbau-
bar. Durch das Ansteigen der Nachfrage nach Dieselkraft-
stoff, wie etwa in Asien aufgrund des deutlich gewachse-
nen Transportbedarfs, steigt der Nachfrageüberhang beim
Diesel zusätzlich. 

Diesel- und Ottokraftstoffe werden in den bestehenden Raf-
finerien in nahezu fixem Verhältnis zueinander gewonnen.
Wird mehr Diesel gebraucht, muss das zusätzliche Benzin
neue Abnehmer finden. Um neue Abnehmer zu finden, sinkt
in einem Markt der Preis. Damit können wir uns in den nächs-
ten Jahren darauf einstellen, dass die Schere zwischen Die-
sel- und Ottokraftstoff an der Tankstelle sich weiter öffnen
wird.

Nachfragelücke bleibt langfristig

Bleibt die Möglichkeit, den Engpass über den Zeitverlauf
durch Investitionen in Raffinerien mit höherem Dieselanteil
zu beheben. Nun ist es so, dass neue Raffinerien langfristi-
ge Investitionen mit Abschreibungszeiträumen von über
20 Jahren bedürfen. Sollen also neue Raffinerien gebaut wer-
den, die das Verhältnis Diesel- zu Ottokraftstoff günstiger
gestalten, muss mit diesen Raffinerien gut 30 Jahre in der
Zukunft gearbeitet werden. Da allerdings Mineralölgesell-
schaften und Autobauer davon ausgehen, dass der Diesel-
boom keine 20 oder 30 Jahre mehr anhält, werden wir kaum
mit neuen Raffinerien rechnen können. Gleich vier Argumen-
te unterstreichen dies:

Erstens, der Benziner wird besser. Mit kleineren Aggrega-
ten, Doppeltaufladung und  Schichtladeeinspritzung wird
der Benziner zum Sparmotor. Die neuen 3-Zylinder-Moto-
ren, die bei fast allen Autobauern in Serie gehen, verbrau-
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chen bis zu 25% weniger Treibstoff als die heutigen 4-Zy-
linder-Benzinmotoren. Das ist fast Dieselniveau und noch
keinesfalls das Ende der Optimierung. Um das Jahr 2014
wird die Selbstzündung bei Ottomotoren serienfähig. Dann
hat der Benziner 30% Einsparung umgesetzt. Ohne Diesel-
steuergeschenke wäre die neue Ottomotorentechnik schnel-
ler im Markt verankert. Die verzerrte Besteuerung verursacht
nicht nur Versorgungsengpässe beim Dieselkraftstoff, son-
dern bremst die Innovation in Richtung Umweltschutz und
Verbrauch. Aufgrund der über 40-jährigen künstlichen Sub-
ventionierung des Dieselkraftstoffs wurden Forschungs- und
Entwicklungsbudgets bei Autobauern gesellschaftlich »sub-
optimal« eingesetzt.  

Zweitens, Erdgas gewinnt als Zukunftskraftstoff an Bedeu-
tung. Weltweit sind die bekannten Erdgasvorkommen deut-
lich höher als bei Rohöl, und es verbrennt deutlich saube-
rer. Alle modernen Ottomotoren können Erdgas verbren-
nen und damit schadstoffarmer unterwegs sein. In den
nächsten Jahren wird mit einem Anstieg der heute noch
sehr kleinen Nachfrage nach Erdgasautos gerechnet. VW
ist neben der Fiat-Gruppe einer der großen Konzerne, die
systematisch ihre Fahrzeugangebote in Richtung Erdgas
ausbauen.

Drittens, Hybride stärken den Ottomotor. Der Hybrid stei-
gert die Verbrauchsvorteile des Benziners zusätzlich. Damit
kommt der Benziner mit Hybrid (Micro, Mild, Plug In) auf ei-
nen besseren Verbrauch als der Diesel bei niedrigeren oder
gleichen Kosten. Zusätzlich sind ab diesem Jahr mit dem
Prius Plug In und dem Opel Ampera Fahrzeuge in Serien-
produktion gegangen, die durch das billige Nachladen mit
Strom aus der Steckdose die Verbrauchsbilanz des Benzi-
ners weiter verbessern.

Viertens, das Elektroauto erhöht den Wettbewerb. Die
Elektrifi zierung der Antriebe ist eines der großen Zukunfts-
themen der Automobilindustrie. Elektromotoren nutzen Ener-
gie fast dreimal so effizient wie Verbrennungsmotoren. Das
Elektroauto ist zwar heute noch teuer, aber mit dem Nissan
Leaf, dem Mitsubishi Miev und anderen Fahrzeugen, die
2013 in Serie gehen, hat das Elektroauto weltweit den Se-
rienstart erfolgreich bewältigt. Im Jahr 2020 kann mit Brenn-
stoffzellen-Fahrzeugen in Serienproduktion gerechnet wer-
den, die es erlauben, nachhaltige Energielösungen – Was-
serstoffgewinnung durch Elektrolyse in Windkraftwerken –
umzusetzen. Auch aus dieser Richtung ist mit zusätzlichem
Wettbewerb zu rechnen.

Es gibt eine Reihe von Gründen, die es für die Mineralölge-
sellschaften nicht sinnvoll erscheinen lassen, in neue Raf-
finerien mit höherem Dieselanteil zu investieren. Der Diesel -
engpass wird damit größer und wird – das ist das kuriose
an der Geschichte – durch unsere Steuer- und Verkehrs-
politik verstärkt. Provokativ formuliert: Nicht die Mineralöl-

konzerne verursachen den hohen Dieselpreis, sondern die
willkürlichen Dieselgeschenke der Politiker. Auch Analysen
des Bundeskartellamts helfen nicht weiter, die – wie schon
seit Jahren – hier wieder die Marktmacht der Tankstellen-
organisationen sehen. Die immer wieder ohne Ergebnis
ins Spiel gebrachten Preisabsprachen klingen eher nach
Verschwörungstheorien statt handfester ökonomischer Fak-
ten. Der hohe Dieselpreis ist nicht das Ergebnis von Kar-
tellen der Mineralölgesellschaften, sondern einer verfehl-
ten Steuerpolitik.
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1. Überblick 

Das weltwirtschaftliche Expansionstem-
po hat sich in den zurückliegenden Mo-
naten verlangsamt. Damit setzte sich ei-
ne seit Mitte 2010 zu beobachtende Ab-
schwächungstendenz fort, die nicht zu-
letzt auf die fast überall restriktiver wer-
dende Wirtschaftspolitik sowie auf die Ver-
schuldungsprobleme vieler fortgeschrit-
tener Volkswirtschaften zurückzuführen
ist. Von besonderer Bedeutung für die eu-
ropäische Konjunktur war die Eskalation
der Schuldenkrise im Sommer. Damit ist
das wesentliche Risikoszenario der zu-
rückliegenden Juniprognose des ifo Insti-
tuts eingetreten.

Die Folgen lassen sich am ifo Weltwirt-
schaftsklima ablesen. Der Indikator ist er-

heblich gesunken und liegt nunmehr deut-
lich unter seinem langfristigen Durch-
schnitt (vgl. Abb. 1.1). Darüber hinaus hat
die globale Industrieproduktion seit Be-
ginn 2011 zunehmend an Schwung ver-
loren und war im September in vielen Re-
gionen der Welt rückläufig. Auch der Welt-
handel entwickelte sich im laufenden Jahr
weniger dynamisch als noch im Vorjahr. 

Das Wirtschaftsklima hat sich in allen gro-
ßen Wirtschaftsräumen verschlechtert.
Dies macht sich an dem starken Einbruch
des Ifo World Economic Survey (WES) in
den Industrie- sowie Schwellenländern im
dritten Quartal 2011 bemerkbar (vgl.
Abb. 1.2). Selbst in den nach wie vor über-
durchschnittlich stark expandierenden
Volkswirtschaften Ostasiens und Latein-
amerikas ist der WES seit dem Sommer
abwärtsgerichtet.  

Der Stimmungseinbruch reflektiert die im
Herbst 2011 drastisch gestiegene Unsi-
cherheit bezüglich des Ausblicks für die
Weltwirtschaft. Darauf deuten auch die
Volatilitätsindizes an den Finanzmärkten
hin, die sich bereits im August sprung-
haft erhöht haben. Die Verunsicherung
dürfte im Prognosezeitraum einer der zen-
tralen Belastungsfaktoren für die Konjunk-
tur sein. Denn in einem als risikoreicher
empfundenen Umfeld werden viele pri-
vate Kauf- und Investitionsentscheidun-
gen zurückgestellt. Ferner steigen die Ri-
sikoprämien auf private und öffentliche
Schuldtitel und verschlechtern dadurch
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die Finanzierungsbedingungen für Unternehmen und öffent-
liche Haushalte. 

Der Anstieg der Verunsicherung ist das Ergebnis mehrerer,
sich teilweise gegenseitig verstärkender Faktoren. So ist der
massive Stimmungseinbruch der privaten Wirtschaftsakteu-
re nicht zuletzt auf die Erfolgslosigkeit der bisherigen An-
sätze zur nachhaltigen Lösung der Staatsschuldenkrise im

Euroraum zurückzuführen. Vielmehr vermittelten die politi-
schen Entscheidungsträger seit Anfang 2010 den Eindruck,
von den ökonomischen Ereignissen getrieben zu werden.
Schließlich kam es im August 2011 zu einer Eskalation der
Krise, als das Vertrauen der Märkte in den Willen der da-
maligen italienischen Regierung zu dringend notwendigen
Sparmaßnahmen und Strukturreformen zerbrach. Seitdem
stehen nicht nur die Kurse italienischer Staatsanleihen un-
ter wachsendem Druck. Auch die Risikoprämien auf spani-
sche und französische Staatstitel nahmen im Herbst 2011
spürbar zu, nicht zuletzt weil diese Länder sowohl über den
Gütermarkt als auch über ihren Bankensektor verhältnismä-
ßig stark mit Italien verflochten sind. Die damit zunehmen-
de Gefahr, dass die Schuldenkrise in eine europaweite Ban-
ken- und Wirtschaftskrise ausartet, die auch andere Regio-
nen der Welt schwer belastet, ließ die Volatilität auf den Fi-
nanzmärkten rasant zunehmen. Auch die Gipfeltreffen eu-
ropäischer Spitzenpolitiker im Verlauf des Herbsts 2011 und

die am 26. Oktober beschlossene Aufstockung des euro-
päischen Rettungsschirms EFSF, kombiniert mit einem »frei-
willigen« Teilschuldenerlass für den griechischen Staat, ver-
mochten die Märkte nicht zu beruhigen. Denn es bleibt nach
wie vor ungewiss, inwieweit die anvisierte Hebelung des
EFSF gelingen wird. Ferner ist es nahezu ausgeschlossen,
dass das Volumen des Rettungsschirms ausreicht, sollten
auch größere Länder wie Spanien oder gar Italien in eine Li-
quiditätskrise geraten. Schließlich muss sich erst noch zei-
gen, ob die im Herbst 2011 in vielen Mitgliedstaaten des Eu-
roraums angekündigte Verschärfung der fiskalischen Kon-
solidierungsmaßnahmen und die auf dem Gipfeltreffen An-
fang Dezember beschlossene Einführung von nationalen
Schuldenbremsen in der Tat mit der versprochenen Inten-
sität umgesetzt werden und zu den erhofften Ergebnissen
führen. 

Neben der europäischen Schuldenkrise sorgte auch die bis
zuletzt erfolglose politische Debatte über den künftigen fis-

kalpolitischen Kurs in den USA für Verunsicherung der pri-
vaten Haushalte und Unternehmen. Schließlich konnte auch
das im Sommer einberufene Superkomitee kein konsens-
fähiges Konzept zum Abbau der mittlerweile erdrückenden
Staatsverschuldung erarbeiten. Ab 2013 greift dann ein Not-
mechanismus ein, der automatische Kürzungen vor allem in
den Verteidigungs- und Sozialbudgets vorsieht. Allerdings
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ist es auch bei diesem Mechanismus äußerst ungewiss, über
welchen Zeitraum er in seiner jetzigen Form bestehen bleibt.
Entsprechend niedrig ist die Planungssicherheit aus der Sicht
von Konsumenten und Produzenten. 

Darüber hinaus werden die privaten Wirtschaftssubjekte
auch dadurch beunruhigt, dass die Fähigkeit der Wirt-

schaftspolitik zur Bekämpfung neuerlicher Krisen in der
Mehrzahl der Industrieländer nur noch sehr begrenzt ist. So
macht die vielerorts hohe Staatsverschuldung die Imple-
mentierung umfangreicher Maßnahmen zur Stützung des
Bankensektors oder zur Stimulierung der Konjunktur nahe-
zu unmöglich. Zudem liegen aktuell die Leitzinsen in fast
allen fortgeschrittenen Volkswirtschaften auf einem sehr
niedrigen Niveau, was den Spielraum der dortigen Zentral-
banken stark einschränkt.

Über den weltweiten Anstieg der Unsicherheit hinaus war
die konjunkturelle Abschwächung seit dem Sommer 2011
auch durch Kräfte bedingt, die spezifisch für bestimmte Län-
dergruppen waren. So erweisen sich die private und die öf-
fentliche Verschuldung in der Mehrzahl der fortgeschritte-

nen Volkswirtschaften als äußerst schwere Bürden für die
Erholung der dortigen Binnennachfrage. Zum einen erfor-
dert die angespannte Vermögensposition der privaten Haus-
halte in den USA sowie in einigen Euroraumländern nach
wie vor erhebliche Sparanstrengungen. Diese bremsen den
privaten Verbrauch und verhindern, dass er nach dem Aus-
laufen der staatlichen Konjunkturprogramme zu einer tra-
genden Säule der wirtschaftlichen Erholung wird. Zum an-
deren müssen die Regierungen vieler Industrieländer ange-
sichts sehr hoher und zum Teil rapide anschwellender Staats-
verschuldung die finanzpolitischen Zügel straffen. Beson-
ders groß ist dabei der Konsolidierungsbedarf in einigen Mit-
gliedstaaten des Euroraums. Dort führten die gewaltigen
Austeritätsprogramme zu einem drastischen Einbruch der
privaten Konsum- und Investitionsausgaben und ließen ins-
besondere Griechenland und Portugal in eine Rezession ab-
gleiten. Lediglich in Japan wurde infolge der Natur- und Nu-
klearkatastrophe im März 2011 das dringend erforderliche
Konsolidierungsprogramm vorerst zurückgestellt und durch
ein umfangreiches Wiederaufbauprogramm ersetzt.

Auch in den Schwellenländern nahm im ersten Halbjahr 2011
der Restriktionsgrad der Wirtschaftspolitik sukzessive zu und
dämpfte die Expansion der Kreditvergabe sowie der priva-
ten Nachfrage. Allerdings handelte es sich hier nicht um
durch Konsolidierungsdruck bedingte fiskalpolitische Ein-
griffe. Vielmehr reflektierte die Kombination aus geldpoliti-
scher Straffung (China, Ostasien, Lateinamerika) und diver-
ser Beschränkungen für Kapitalimporte und Kreditvergabe
(China, Brasilien) den Versuch, einer drohenden konjunktu-
rellen Überhitzung entgegenzuwirken. Letztere war vor al-
lem das Ergebnis intensiver Zuflüsse ausländischen Kapi-
tals, die die Ausweitung des Kreditangebots ankurbelten

und zusammen mit den im ersten Halbjahr 2011 stark ge-
stiegenen Rohstoffpreisen die Inflation in den aufstrebenden
Ländern erheblich beschleunigten. 

Nach einer Erholungsphase in der ersten Hälfte 2011 hat
sich die Lage an den internationalen Kapitalmärkten seit dem
Sommer 2011 merklich verschlechtert. Nicht nur nahm die
Unsicherheit drastisch zu. Auch verzeichneten alle wichti-
gen Aktienmärkte signifikante Kursverluste. Besonders stark
sank im Herbst die Nachfrage nach privaten und öffentlichen
Schuldverschreibungen aus vielen Euroraumländern. Die
sinkende Attraktivität des Euroraums als Anlagemöglich-
keit lenkte einen Großteil der privaten Kapitalströme in als
»sichere Häfen« geltende Länder wie die USA, die Schweiz
und Japan. Entsprechend waren ihre Währungen seit Mitte
2011 einem starken Aufwertungsdruck ausgesetzt, der in
Japan und der Schweiz nur durch Zentralbankeingriffe ge-
dämpft werden konnte. Darüber hinaus hat sich die Lage
des Bankensektors im Euroraum und den USA in den ver-
gangenen Monaten merklich verschlechtert. So haben die
Notierungen für Kreditausfallversicherungen für die Anleihen
von Privatbanken aus Europa und den USA im Herbst 2011
deutlich angezogen. Dies reflektiert die wachsende Sorge
um die Solvenz vieler Kreditinstitute, die im Falle einer wei-
teren Zuspitzung der europäischen Schuldenkrise negativ
betroffen sein könnten. Auch die Stimmung am Interban-
kenmarkt im Euroraum und, in etwas geringerem Maße, in
den USA trübt sich zunehmend ein. So deuten die größer
werdenden Abstände zwischen den Renditen besicherter
und unbesicherter Interbankkredite auf ein wachsendes
Misstrauen unter den Banken hin. Die verschlechterten Fi-
nanzierungsbedingungen im Bankensektor schlagen sich
bereits in strengeren Kreditvergabestandards für private
Haushalte und Unternehmen nieder. Darauf deuten die neu-
esten Lesungen des Bank Lending Survey im Euroraum
sowie des Loan Officer-Survey in den USA hin.

Die Kapitalmärkte in den Schwellenländern leiden ebenfalls
zusehends unter dem weltweiten Anstieg der Unsicherheit.
So nahmen auch dort, wenn auch in deutlich geringerem
Maße als im Euroraum, die Risikoprämien auf Staatsanlei-
hen zu. Darüber hinaus schwächten sich die ausländischen
Kapitalimporte zuletzt etwas ab, was mancherorts die in die-
sem Jahr verzeichnete Währungsaufwertung gegenüber
dem US-Dollar teilweise rückgängig machte.

Die Inflationsrate war bis zuletzt in nahezu allen Regionen
der Welt aufwärtsgerichtet. Einen wesentlichen Betrag da-
zu leistete der starke Anstieg der Preise für Energie und Nah-
rungsmittel in der ersten Hälfte 2011. In vielen aufstreben-
den Volkswirtschaften wurde die Teuerung auch durch die
mittlerweile überdurchschnittliche Kapazitätsauslastung und
die hohe binnenwirtschaftliche Dynamik stark beschleu-
nigt. Auch deshalb ist die Geldpolitik in Lateinamerika und
den asiatischen Schwellenländern auf einen restriktiveren
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Kurs eingeschwenkt. In den Industrieländern hingegen wirk-
te die eher träge Binnenkonjunktur dämpfend auf den Preis-
auftrieb und sorgte für deutlich moderatere Inflationsraten.
Entsprechend bleibt die Geldpolitik in den fortgeschritte-
nen Volkswirtschaften außerordentlich expansiv.

Basisszenario für die Prognose und Risiken

In der zweiten Jahreshälfte 2011 kam es zu dem bereits
befürchteten Überschwappen der europäischen Schulden-
krise auf Mitgliedstaaten der Währungsunion, die im Früh-
jahr noch als liquide und solvent erachtet wurden. So ste-
hen vor allem der italienische und, in geringerem Maße, der
französische Staat seit dem Sommer unter dem zunehmen-
den Druck steigender Refinanzierungskosten. Damit ist die
Gefahr einer weiteren massiven Eskalation der Schulden-
krise spürbar gestiegen. Denn eine Liquiditäts- oder gar Sol-
venzkrise Italiens könnte den Zusammenbruch vieler italie-
nischer Banken nachsichziehen. Dies würde verheerende
Konsequenzen für den gesamten europäischen Bankensek-
tor haben. Der Versuch, die heimischen Privatbanken zu ret-
ten, würde die Finanzen vieler europäischer Staaten in gro-
ße Mitleidenschaft ziehen und im Extremfall auch ihre Sol-
venz aufs Spiel setzen. Besonders stark würde in diesem
Fall Frankreich betroffen sein, da seine Privatbanken verhält-
nismäßig hohe Bestände an italienischen Staatsanleihen hal-
ten. Darüber hinaus ist es aufgrund der ökonomischen Grö-
ße Italiens nahezu ausgeschlossen, dass die bis dato erar-
beitete wirtschaftspolitische Lösung – nämlich der Rettungs-
schirm EFSF– in der Lage sein wird, eine eventuelle Liqui-
ditäts- oder gar Solvenzkrise des italienischen Staates auf-
zufangen. Schließlich ist damit zu rechnen, dass die adver-
sen Effekte einer Zuspitzung der Schuldenkrise nicht nur auf
den Euroraum beschränkt bleiben, sondern auch den Ban-
kensektor und somit die konjunkturelle Situation weiterer In-
dustrie- und Schwellenländer destabilisieren. 

Folglich hängt die weltwirtschaftliche Entwicklung im Prog-
nosezeitraum entscheidend von der Beherrschbarkeit der
europäischen Schuldenkrise ab. Die vorliegende Progno-
se beruht auf der Annahme, dass es gelingt, die Finanz-
märkte nachhaltig zu beruhigen und somit eine weitere Es-
kalation der Krise zu verhindern. Dies erfordert hinreichend
starke Anstrengungen zur Sanierung der Staatsfinanzen in

vielen Mitgliedstaaten des Euroraums. Dabei müssen nicht
nur die bereits angekündigten Spar- und Reformprogram-
me lückenlos umgesetzt, sondern auch eine darüber hin -
ausgehende, spürbare Intensivierung der fiskalischen Kon-
solidierung vorgenommen werden. Unter diesen Annah-
men ist mit keinen weiteren Schuldenschnitten zu rechnen,
und die gemeinsame europäische Währung dürfte stabil
bleiben. Entsprechend dürfte sich die aktuell herrschende
Unsicherheit im Verlauf des kommenden Jahres langsam
abbauen. 

Es spricht einiges für die Plausibilität dieses Basisszena-
rios. Zum einen ist neben dem Druck durch die Finanzmärk-
te auch der innen- und außenpolitische Druck auf Italien
sowie die Länder der europäischen Peripherie in den ver-
gangenen Monaten stark gestiegen. Dafür sprechen die Re-
gierungswechsel, die sich im November in Italien und Grie-
chenland vollzogen haben. In beiden Fällen wurde die je-
weils amtierende Regierung durch ein zumeist aus parteilo-
sen Technokraten bestehendes Übergangskabinett ersetzt,
das mit dem klaren Mandat ausgestattet ist, die dringend
notwendigen Reformen einzuleiten bzw. zu beschleunigen.
Zuversicht stiftet dabei die Tatsache, dass die Berufung
von Technokratenregierungen die einzelnen politischen Par-
teien von der direkten Verantwortung für die Durchführung
schmerzhafter Konsolidierungsmaßnahmen entbindet. Da-
her dürften die Übergangsregierungen mit verhältnismäßig
schwachem politischem Gegenwind im eigenen Parlament
konfrontiert sein. Nicht zuletzt ist es alles andere als unrea-
listisch zu unterstellen, dass Italien in der Lage sein wird,
Sparmaßnahmen umzusetzen, die politisch tragbar sind und
zugleich die Solvenz des italienischen Staates sicherstel-
len. So fuhr Italien seit Ausbruch der Finanzkrise 2009 deut-
lich geringere öffentliche Defizite als die Länder der euro-
päischen Peripherie (Griechenland, Spanien, Portugal, Ir-
land). Dabei waren die Primärdefizite Italiens deutlich nied-
riger als im Euroraumdurchschnitt und gingen sogar in ei-
nen Primärüberschuss von knapp 0,9% im laufenden Jahr
über. Allein das Fortsetzen dieser Tendenz dürfte bei stabil
bleibenden Refinanzierungskosten das Anwachsen der öf-
fentlichen Schuldenquote in den kommenden zwei Jahren
stoppen. Ferner weist der Privatsektor Italiens eine im eu-
ropäischen Vergleich sehr gute Vermögensposition auf, was
der Regierung ein verhältnismäßig großes Finanzierungspo-
tenzial mittels Vermögensbesteuerung eröffnet. Darüber hin -
aus dürfte Italien unter plausiblen Annahmen selbst dann
solvent bleiben, wenn es einen langfristigen Refinanzierungs-
zins von 7% zu stemmen hat (vgl. Kasten »Zur langfristigen
Zahlungsfähigkeit Italiens«). 

Allerdings ist es alles andere als sicher, dass sich das eben
geschilderte Basisszenario realisiert. Auch dem wichtigs-
ten Risikoszenario, dass der politische Wille zur Durchfüh-
rung weitreichender Reformen in großen Ländern wie Ita-
lien und Spanien erlahmt oder dass die Reformen von den
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• Der Brent-Ölpreis wird im Prognosezeitraum 111 US-Dollar
pro Barrel betragen.

• Der Wechselkurs des Euro wird im Prognosezeitraum bei
1,35 US-Dollar liegen.

• Die Eurokrise wird durch umfangreiche und glaubwürdige Kon-
solidierungsschritte in den betroffenen Ländern allmählich ent-
schärft (vgl. Abschnitt »Basisszenario für die Prognose und 
Risiken«). 

Kasten 1.1
Annahmen und Rahmendaten der Prognose
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Die Staatsverschuldung in Italien wird dieses Jahr voraussichtlich 120,5% des Bruttoinlandsprodukts erreichen. Damit wird sie nach
wie vor deutlich über dem Durchschnitt im Euroraum (88%) liegen und die zweithöchste in der Eurozone sein. Zugleich sind seit dem
Sommer die Zinsen auf italienische Staatsanleihen stark gestiegen. Während die Durchschnittsverzinsung über alle Laufzeiten aktuell
bei 5,5% liegt, erreichte die vom Markt geforderte nominale Rendite auf zehnjährige italienische Staatsanleihen Ende November 6,8%.
Zuweilen wird argumentiert, dass ein Zinsniveau von rund 7% angesichts der hohen Staatsverschuldung zur Überschuldung Italiens
führen wird. 

Die Solvenz eines Staates hängt jedoch nicht nur von der Höhe der bereits akkumulierten Schulden und den Refinanzierungskosten
ab, sondern auch von der Entwicklung seiner künftigen Primärsalden. Dieser Kasten soll Aufschluss über die Höhe der Primärüber-
schüsse geben, die Italien künftig generieren muss, um solvent zu bleiben. Dabei werden die Annahmen bezüglich der langfristigen
Refinanzierungskosten sowie der langfristigen Zuwachsrate des Bruttoinlandsprodukts variiert.

Die hier verwendete Solvenzbedingung ergibt sich aus der so genannten intertemporalen Budgetrestriktion des Staates und fordert,
dass der Gegenwartswert aller künftigen Primärüberschüsse (relativ zum nominalen Bruttoinlandsprodukt) größer oder gleich der
Staatsverschuldung (relativ zum nominalen Bruttoinlandsprodukt) in der laufenden Periode sein muss. Unter der Annahme langfristig
konstanter durchschnittlicher Refinanzierungszinsen für Staatsanleihen sowie einer konstanten Wachstumsrate des nominalen Brut-
toinlandsprodukts lässt sich diese Forderung darstellen als

, 

wobei bt die Schuldenstandsquote am Ende des Jahres t, i den (zeitkonstanten) Zins, m die Wachstumsrate des nominalen Bruttoin-
landsprodukts, und pst+1+h = ps die (zeitkonstante) Primärsaldoquote bezeichnen.a) Dabei gilt 

, 

wobei g und π die Wachstumsrate des realen Bruttoinlandsprodukts bzw. die Inflationsrate kennzeichnen. Die daraus abzuleitende
Forderung

beschreibt genau genommen, welche (durchschnittliche) Primärsaldoquote in allen zukünftigen Perioden erreicht werden muss, um
die ausstehende Staatsverschuldung bei gegebenem (durchschnittlichen) Wachstum des nominalen Bruttoinlandsprodukts und ge-
gebenem (durchschnittlichen) Zins für Schuldtitel zu stabilisieren. Eine darüber hinausgehende Primärsaldoquote führt daher zu einem
Abbau der Schuldenquote.

Wir setzen den Startzeitpunkt t gleich dem Jahr 2014 und unterstellen, dass ab 2014 die Inflationsrate, das Wachstum des realen
Bruttoinlandsprodukts und die Staatsanleihezinsen in Italien konstant bleiben. Für die Teuerungsrate wählen wir den Zielwert der EZB
von 2%. Die reale Zuwachsrate der aggregierten Produktion setzen wir entweder auf den im Zeitraum 1992–2006 beobachteten Durch-
schnittswert von 1,5% oder auf 1%, was dem Mittelwert über die zehn Jahre vor Ausbruch der Finanzkrise entspricht. Zwar dürfte
sich die Schuldenquote Italiens nach Projektionen der Europäischen Kommission in den kommenden Jahren angesichts der zusätz-
lichen Sparanstrengungen stabilisieren. Um der Skepsis an den Finanzmärkten Rechnung zu tragen, wird neben dieser eher optimis-
tischen Variante (Schuldenstand verharrt bei bt = 120,5%) auch eine deutlich pessimistischere Variante simuliert (Schuldenstand steigt
bis Ende 2013 auf bt = 130%).

Tabelle 1.1 zeigt für plausible Annahmen über den Zins auf Staatsanleihen und Wachstumsraten des realen Bruttoinlandsprodukts die
Primärsaldoquoten, die benötigt werden, um Solvenz sicherzustellen. Erwartungsgemäß steigt der erforderliche Primärüberschuss in
Relation zum Bruttoinlandsprodukt mit zunehmenden Refinanzierungskosten und/oder abnehmender Zuwachsrate der aggregierten
Wirtschaftsleistung. Das erste Panel nimmt eine dauerhafte Schuldenstandsquote von 120,5% an, die Inflationsrate beträgt 2%. Un-
terstellt man, dass sich die Wachstumsrate des realen Bruttoinlandsprodukts in Italien auf seinem Durchschnittswert über die letzten
20 Jahre von etwa 1,5% stabilisiert und zugleich die durchschnittlichen Refinanzierungszinsen auf ihrem heutigen Wert von 5,5% ver-
bleiben, so benötigt das Land einen Primärüberschuss von 2,29% in Relation zum Bruttoinlandsprodukt. Würde sich Italien künftig
einem Staatsanleihezins von 7% gegenübersehen, so bräuchte seine Regierung Primärüberschüsse in Höhe von 4,04% des nomi-
nalen Bruttoinlandsprodukts. Bei diesen Primärsalden würde die öffentliche Schuldenquote ad infinitum auf ihrem Anfangswert von
120,5% verharren. Erst höhere Primärüberschüsse würden einen allmählichen Abbau der Staatsschuldenquote ermöglichen. So be-
nötige Italien bei einem Primärüberschuss von 5% der aggregierten Wirtschaftsleistung und einem Refinanzierungszins von 7% etwa
17 Jahre, um den Schuldenstand auf knapp 100% des nominalen Bruttoinlandsprodukts zu senken. Bei einer Verzinsung von 5,5%
und einem Primärsaldo von 5% würde es nur noch knapp acht Jahre dauern, bis die Staatsschuldenquote 100% unterschreitet.

Kasten 1.2
Zur langfristigen Zahlungsfähigkeit Italiens
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Investoren als nicht glaubwürdig und effektiv bewertet wer-
den, muss eine nicht unerhebliche Eintrittswahrscheinlich-
keit zugemessen werden. In dieser Situation sind verschie-
dene wirtschaftspolitische Reaktionen denkbar, die alle ho-
he Risiken für die Konjunktur und die mittelfristige Wirt-
schaftsentwicklung bergen.

1. Ohne Eingriffe der europäischen Geld- oder Finanzpoli-
tik würden massiv steigende Zinsen für die öffentliche An-
leihen der betroffenen Länder dazu führen, dass sie – ähn-
lich wie Griechenland – praktisch vom Kapitalmarkt ab-
geschnitten sind. Der dann wohl unvermeidliche Ausfall
ihrer Papiere dürfte weite Teile des europäischen Ban-
kensektors schwer beschädigen und eine Kapitalflucht
aus dem Euroraum auslösen. Die wirtschaftlichen Folgen
könnten immens sein, zumal eine Ansteckung weiterer
Regionen der Welt zu erwarten wäre. Daher ist nicht zu
erwarten, dass die Währungsunion eine solche Eskala ti-
on übersteht.

2. Würde die EU, um dies zu vermeiden, dem Ruf nach ei-
ner Vergemeinschaftung der öffentlichen Schulden fol-
gen, indem die Rettungsfonds ausgeweitet oder Euro-
bonds eingeführt werden, dürfte die Bonität der verblie-
benen Stabilitätsanker im Euroraum erheblich leiden und
das Vertrauen in die Eurozone insgesamt sowie in alle
Mitgliedsländer weiter nachhaltig beschädigt werden. Die
daraus erwachsenden direkten und indirekten Belastun-

gen der Geberländer könnten den dortigen politischen
Widerstand gegen Hilfszahlungen schnell verstärken und
die Sorge der Investoren vor einem Scheitern der Wäh-
rungsunion drastisch erhöhen. Daher ist auch für diesen
Fall gerade nicht mit einer nachhaltigen Beruhigung der
Situation zu rechnen.

3. Es ist auch möglich, dass stattdessen die EZB einge-
schaltet wird, indem sie in großem Umfang Staatsanlei-
hen aufkauft oder indem dem Rettungsfonds eine Bank-
lizenz zur Refinanzierung bei der EZB erteilt wird. Beide
Fälle entsprechen einer unverhohlenen Monetisierung öf-
fentlicher Schulden und widersprechen fundamental dem
Geist der europäischen Verträge. Zwar muss dies nicht
unmittelbar inflationstreibend wirken. Es ist aber zu er-
warten, dass ein derartiger Verstoß gegen die bisheri-
gen geldpolitischen Prinzipien die Glaubwürdigkeit der
EZB untergräbt, mittelfristig für Preisstabilität zu sorgen,
und daher das Misstrauen der Anleger drastisch erhöht.
Als Folge dürften die mittelfristigen Inflationserwartungen
sprunghaft steigen und die Nominalverzinsung aller An-
leihen – also auch aller Staatsanleihen – nach oben trei-
ben, bevor die Teuerungsraten nachziehen. Folglich kä-
me es kurzfristig zu einem Anstieg der durchschnittlichen
Realzinsen im Euroraum. Auch in diesem Fall ist insbe-
sondere aus Deutschland mit erheblichem politischen Wi-
derstand zu rechnen, der den Fortbestand der Währungs-
union infrage stellt.
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Die erforderliche Primärsaldoquote steigt,
wenn man von einer durchschnittlichen Wachs-
tumsrate der aggregierten Produktion von 1%
ausgeht. In diesem Fall bräuchte Italien Primär-
überschüsse von 2,90% und 4,66%, sollten
sich die Refinanzierungszinsen bei 5,5% bzw.
7% einpendeln. Entsprechend würde es bei ei-
nem hypothetischen Primärüberschuss von
5% etwa neun bzw. 32 Jahre dauern, bis die
öffentliche Schuldenquote die 100%-Marke
unterschritten hat. Steigt die Schuldenstands-
quote an, erhöhen sich die erforderlichen Pri-
märsaldoquoten marginal (vgl. Tab. 1.1, Vari-
ante B).

Der historische Vergleich zeigt, dass die in Ita-
lien benötigten Primärsalden durchaus erreich-
bar sind. So lag der Primärüberschuss Italiens
im Zeitraum 1992–2006 im Durchschnitt bei

3,1% des Bruttoinlandsprodukts. Im Zeitraum 1997–2001 wurde sogar ein positiver Primärsaldo von 5,0% der aggregierten Produk-
tion erzielt. Auch andere Euroraumländer konnten in den zwei Jahrzehnten vor Ausbruch der Finanzkrise (1992–2006) Primärüber-
schüsse ähnlicher Größenordnung erzielen. So lag der positive Primärsaldo in Belgien, Irland und Finnland bei 4,8%, 3,8% bzw. 2,9%
des Bruttoinlandsprodukts.b) Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die langfristigen Primärüberschüsse, die Italien benötig,
um zahlungsfähig zu bleiben, zwar hoch sind, im historischen Vergleich jedoch durchaus im Bereich des ökonomisch Möglichen und
des politisch Tragbaren liegen.

a) Zur Herleitung dieses Zusammenhangs vgl. M. Obstfeld und K. Rogoff, Foundations of International Macroeconomics, The MIT Press, Cambridge,
Massachusetts, 1996, Kapitel 3.
b) Vgl. Europäische Kommission, »European Economic Forecast«, Autumn 2011, Statistischer Anhang, Tabelle 37, online verfügbar unter:
http://ec.europa.eu/economy_finance/publications/european_economy/2011/pdf/ee-2011-6_en.pdf.

Tab. 1.1 
Italien, solvenzsichernde Primärsalden 
Inflationsrate: 2% 

Variante A: Schuldenstandsquote 120,5% 
  Refinanzierungszins in % 
  5,5 7 
  erforderlicher Primärsaldo in % 
Reales BIP-
Wachstum in % 

1 2,90 4,66 
1,5 2,29 4,04 

Variante B: Schuldenstandsquote 130% 
  Refinanzierungszins in % 
  5,5 7 
  erforderlicher Primärsaldo in % 
Reales BIP-
Wachstum in % 

1 3,13 5,02 
1,5 2,47 4,36 

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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Ausblick für die Weltwirtschaft

Gemäß des Basisszenarios wird sich die welt-

wirtschaftliche Expansion im Prognosezeit-
raum spürbar verlangsamen. Maßgeblich da-
für sind die gestiegene Unsicherheit sowie die
Verschuldungsprobleme in vielen fortgeschrit-
tenen Volkswirtschaften. Die Verunsicherung
dürfte die Finanzierungsbedingungen für Ban-
ken und Unternehmen erheblich verschlech-
tern und darüber hinaus zum Aufschub vie-
ler Konsum- und Investitionsausgaben füh-
ren. Die schlechte Vermögenssituation der
privaten Haushalte in den USA sowie in eini-
gen europäischen Ländern (Spanien, Irland)
wird weiterhin nach einer hohen Sparquote
verlangen und somit die Entwicklung des pri-
vaten Konsums stark belasten. Schließlich
wird die Fiskalpolitik in Europa und den USA
aufgrund der hohen Staatsverschuldung
spürbar kontraktiv ausgerichtet sein. Der ne-
gative Fiskalimpuls dürfte besonders stark
in mehreren von der Schuldenkrise bedroh-
ten Euroraumländern sein (Griechenland, Por-
tugal, Spanien, Italien, Frankreich), deren 
Wirtschaftsleistung im kommenden Jahr
schrumpfen wird. Lediglich in Japan wird die
Fiskalpolitik im kommenden Jahr expansiv
sein. Zwar wird die konjunkturelle Abschwä-
chung in den Industrieländern die wirtschaft-
liche Dynamik in den Schwellenländern et-
was dämpfen. Doch dürften diese auch im Prognosezeit-
raum, gestützt durch die zuletzt wieder expansiver gewor-
dene Geldpolitik sowie durch die stärker werdende Binnen-
nachfrage, deutlich höhere Produktionszuwächse verzeich-
nen. Ferner dürfte der Wachstumsbeitrag der Nettoexpor-
te positiv in den fortgeschrittenen und negativ in den auf-
strebenden Volkswirtschaften ausfallen. Maßgeblich dafür
wird die relativ robuste Entwicklung der Nachfrage aus den
Schwellenländern (insbes. China, Russland und Brasilien)
sein. Eine wichtige Ausnahme stellt Japan dar. Dort dürf-
te sich die Leistungsbilanz im Prognosezeitraum aufgrund
kräftig steigender Importe im Zuge der staatlichen Wie-
deraufbauprogramme verschlechtern. Im Verlauf des kom-
menden Jahres werden annahmegemäß die Anzeichen,
dass die europäische Schuldenkrise beherrschbar bleibt,
spürbar zunehmen. Entsprechend dürfte sich die Zuver-
sicht von Konsumenten und Produzenten in den fortge-
schrittenen Volkswirtschaften in der zweiten Hälfte 2012
etwas erholen, was gegen Ende des Prognosezeitraums
die Weltkonjunktur leicht beleben wird. 

Alles in allem dürfte die gesamtwirtschaftliche Produktion
in der Welt in diesem und im nächsten Jahr mit 3,8% bzw.
3,3% nur schwach zunehmen (vgl. Tab. 1.2 und Abb. 1.1).

Entsprechend wird der Welthandel im Jahr 2011 um 6,2%
expandieren, ehe der Zuwachs sich im kommenden Jahr
auf 3,9% abschwächt.

Die globale konjunkturelle Abschwächung in den kommen-
den Quartalen und das sukzessive Auslaufen der Teuerungs-
impulse aus dem Rohstoffpreisanstieg der ersten Hälfte 2011
werden den Preisauftrieb in allen Regionen der Welt redu-
zieren. Gleichwohl wird die Inflationsrate in den aufstreben-
den Volkswirtschaften weiterhin deutlich höher als jene in
den Industrieländern sein. Maßgeblich dafür werden die stär-
kere Binnennachfrage und die höhere Kapazitätsauslastung
in den Schwellenländern sein. Dennoch dürfte die schwa-
che zugrunde liegende Inflationsdynamik in manchen Eu-
roraumländern durch die Einmaleffekte von Verbrauchssteu-
ererhöhungen erheblich überzeichnet werden.

Weltwirtschaftlich wichtige Volkswirtschaften
und Regionen

In den USA dürfte sich das Expansionstempo im Winter-
halbjahr weiter verlangsamen, ehe es sich in der zweiten
Hälfte 2012 auf einem im Vergleich zum Vorjahr spürbar
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Tab. 1.2 
Reales Bruttoinlandsprodukt in der Welt, gewichtet mit  
Kaufkraftparitäten 

 Gewichta)  Bruttoinlandsprodukt 
Veränderungen gegenüber dem 

Vorjahr in % 
2010 2011 2012 

Industrieländer     
EU-27 20,5   1,8   1,6   0,2   
USA 19,7   3,0   1,7   1,8   
Japan 5,8   4,5   – 0,7   2,0   

Industrieländer insg.b) 48,6 2,7 1,4 1,1 
Schwellenländer     

Russland 3,0   4,0   4,0 3,5   
China  13,6   10,3   9,1 8,2   
Indien 5,4   10,1   7,5 7,0   
Ostasien ohne Chinac) 7,1   7,7   4,5 4,2   
Lateinamerikad) 7,3  6,1   4,3 3,5 

Schwellenländer insg. 36,4 8,4 6,6 5,9 
Nachrichtlich:     
Weltwirtschafte)  5,1 3,8 3,3 
ifo Exportindikatorf)  5,2 3,5 1,9 
Welthandel, realg)  12,2 6,2 3,9 
Annahmen     
Ölpreis $/Barrel (Brent)   111 111 
Wechselkurs $/€   1,39 1,35 
a) Gewichtet mit Kaufkraftparitäten des Jahres 2010. – b) Gewichteter 
Durchschnitt aus den EU-27-Ländern, USA, Japan, Kanada, Schweiz und 
Norwegen. – c) Gewichteter Durchschnitt aus Südkorea, Indonesien, Tai-
wan, Thailand, Malaysia, Singapur, Philippinen und Hongkong. – d) Ge-
wichteter Durchschnitt aus Brasilien, Mexiko, Argentinien, Venezuela, Ko-
lumbien und Chile. – e) Weltwirtschaft nach Abgrenzung des IWF. – f) Brut-
toinlandsprodukte von 29 Ländern gewichtet mit Anteilen am deutschen 
Export. – g) Welthandel von Waren und Dienstleistungen in Abgrenzung 
der OECD. 

Quelle: OECD; IWF; Berechnungen des ifo Instituts; 2011 und 2012: Prog-
nose des ifo Instituts. 
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niedrigeren Niveau stabilisiert. Dabei werden die noch im-
mer hohe Verschuldung der privaten Haushalte und die sich
schleppend abbauende Arbeitslosenquote die Erholung
des privaten Konsums spürbar bremsen. Ferner wird die
Fiskalpolitik aufgrund der hohen öffentlichen Verschuldung
restriktiv ausgerichtet bleiben und negative Impulse für die
Binnennachfrage zeitigen. Schließlich dürfte auch die hö-
here Unsicherheit, zum einen in Zusammenhang mit der
fiskalpolitischen Kurs in den kommenden Jahren und zum
anderen resultierend aus der europäischen Schuldenkri-
se, die Investitionsbereitschaft US-amerikanischer Unter-
nehmen schwächen. Gleichwohl dürfte das Land gemäß
dem Basisszenario weiterhin seine Position als »sicherer
Hafen« für internationale Kapitalströme behalten, was sich
positiv auf die Finanzierungsbedingungen für den Staat und
die privaten Unternehmen auswirken wird. Alles in allem
ist damit zu rechnen, dass das Bruttoinlandsprodukt im lau-
fenden Jahr um 1,7% und im kommenden Jahr um 1,8%
zunimmt.

Im Sommer 2011 legte die japanische Wirtschaft kräftig zu,
nachdem sie im Vorquartal, als Folge der Natur- und Nukle-
arkatastrophe von Fukushima, einen regelrechten Einbruch
erfahren hatte. Maßgeblich für die starke Beschleunigung
waren der Rückpralleffekt durch die Wiederherstellung ge-
kappter Lieferketten und das massive staatliche Wieder-
aufbauprogramm. Letzteres wird auch im kommenden Win-
terhalbjahr die tragende Säule der wirtschaftlichen Erholung
sein. Stützend im weiteren Prognosezeitraum wird das im
Herbst 2011 beschlossene Konjunkturprogramm mit einem
Volumen von knapp 2% des Bruttoinlandsprodukts wirken.
Belastend auf die japanische Konjunktur dagegen wird sich
die im Herbst 2011 beobachtete starke Aufwertung des Yen
auswirken. Insgesamt rechnen wir für das Jahr 2011 mit ei-
nem Rückgang der aggregierten Wirtschaftsleistung um
0,7%. Die gesamtwirtschaftliche Produktion wird sich dann
im Folgejahr wohl um 2,0% erhöhen. 

Die Wirtschaft Chinas wird im Prognosezeitraum eine im glo-
balen Vergleich nach wie vor deutlich überdurchschnittliche
Dynamik entfalten. Dabei wird sich die bereits in den ver-
gangenen Jahren beobachtete Grundtendenz einer zuneh-
menden Bedeutung der Binnennachfrage relativ zu jener aus
dem Ausland fortsetzen. Maßgeblich dafür wird neben dem
steigenden Einkommensniveau auch die Abnahme der Teue-
rungsrate sein, mit der bei der erwarteten Stabilisierung der
Rohstoffpreise zu rechnen ist. Nichtsdestotrotz wird auch
in China das Expansionstempo im kommenden Winterhalb-
jahr bedingt durch die weltwirtschaftliche Abkühlung etwas
an Fahrt verlieren. Darauf deutet auch die Mehrzahl der Früh-
indikatoren, die seit einigen Monaten rückläufig sind. Um
einer zu starken konjunkturellen Verlangsamung vorzubeu-
gen, wurden im November 2011 die wirtschaftspolitischen
Zügel zum ersten Mal seit dem Frühjahr 2010 etwas gelo-
ckert. So hat die chinesische Zentralbank die Mindestre-

serveanforderung reduziert, während die Regierung einige
Kreditvergabebeschränkungen leicht aufgeweicht hat. Fer-
ner wurde die Anhebung der Transferzahlungen an unter die
Armutsgrenze fallende Individuen beschlossen. Entspre-
chend dürfte das Bruttoinlandsprodukt 2011 um 9,1% zu-
legen, ehe seine Zuwachsrate für 2012 auf 8,2% leicht zu-
rückgeht. Ein Risiko in China bleibt weiterhin die Entwick-
lung auf dem Immobilienmarkt vor allem in den Großstäd-
ten. Es ist davon auszugehen, dass die Preisanstiege in
den letzten beiden Jahren zum Teil übertrieben waren. Je-
doch dürfte eine notwendige Preiskorrektur nicht zu einer
großen Belastung für den Bankensektor oder den privaten
Konsum werden. Der größte Einfluss dürfte vielmehr in den
Immobilieninvestitionen liegen. Im pessimistischsten Szena-
rio dürfte ein drastischer Rückgang der Hauspreise die Zu-
wachsrate des Bruttoinlandsprodukts um 2 bis 3 Prozent-
punkte dämpfen. 

Auch die übrigen asiatischen Schwellenländer sehen einer
Abnahme ihrer Exportzuwächse und somit einer Verlang-
samung des Expansionstempos in den kommenden Quar-
talen entgegen. Doch auch im Prognosezeitraum wird die
konjunkturelle Dynamik in den aufstrebenden Volkswirtschaf-
ten Asiens deutlich kräftiger als in der industrialisierten Welt
bleiben. 

Begünstigt durch die hohen Rohstoffpreise und die starken
Zuflüsse ausländischen Kapitals zeigte sich die wirtschaft-
liche Expansion in Lateinamerika auch in diesem Jahr sehr
kräftig. Allerdings dürften sich die Produktionszuwächse im
Prognosezeitraum spürbar abschwächen. Maßgeblich da-
für wird neben der globalen Abkühlung und der gestiege-
nen Unsicherheit auch das Auslaufen der positiven Impul-
se der noch bis Mai 2011 steigenden Rohstoffpreise. Fer-
ner dürfte die starke Währungsaufwertung in einigen Län-
dern (Brasilien, Argentinien) die Expansion ihrer Exporte ver-
langsamen. Ein mögliches Risiko für die konjunkturelle Ent-
wicklung in Lateinamerika ergibt sich aus der starken Prä-
senz spanischer Banken in der Region, über die es zu An-
steckungseffekten aus einer eventuellen Zuspitzung der eu-
ropäischen Schuldenkrise kommen könnte. Weitere Risiken
könnten sich im Falle einer weltweiten Zunahme der Risi-
koaversion ergeben, die zu einer massiven Umkehr der Ka-
pitalzuflüsse führen könnte.

Das wirtschaftliche Expansionstempo im Euroraum hat sich
seit Beginn des Jahres deutlich abgeschwächt. Verantwort-
lich dafür waren neben der fiskalischen Konsolidierung in
vielen Mitgliedsländern und der Abflachung der Auslands-
nachfrage auch einige Sonderfaktoren. So wirkten die Na-
turkatastrophe in Japan und die im Frühjahr 2011 rasant ge-
stiegenen Energiepreise negativ auf die wirtschaftliche Dy-
namik im zweiten Quartal. Im dritten Quartal 2011 wurde die
Erholung durch die Zuspitzung der Schuldenkrise und den
starken Anstieg der Unsicherheit gebremst. Letztere wird
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auch die Hauptursache für die milde Rezession sein, die
die europäische Währungsunion im Winterhalbjahr durch-
laufen wird. Im weiteren Prognosezeitraum, mit der Mate-
rialisierung des Basisszenarios, dürfte die Verunsicherung
allmählich zurückgehen und sich die Konsumenten- und
Produzentenstimmung etwas aufhellen. Allerdings wird die
Erholung in der zweite Jahreshälfte 2012 aufgrund der mas-
siven fiskalischen Konsolidierungsmaßnahmen in vielen Mit-
gliedsländern äußerst moderat ausfallen.

Deutschland

In Deutschland hat sich der Aufschwung bis ins dritte Quar-
tal 2011 fortgesetzt. Die gesamtwirtschaftliche Produktion
expandierte mit einer laufenden Jahresrate von 2,0%; im
zweiten Quartal hatte das Expansionstempo bei 1,1% ge-
legen. Im gesamten Euroraum ist das reale Bruttoinlands-
produkt in diesen beiden Quartalen zusammengenommen
nur mit einer laufenden Jahresrate von 0,7% gestiegen. Da-
mit steuert die deutsche Wirtschaft weiterhin überdurch-
schnittliche Wachstumsbeiträge zum Bruttoinlandsprodukt
im Euroraum bei. 

Die Impulse für die deutsche Wirtschaft kamen im dritten
Quartal überwiegend aus dem Inland: Der private Konsum,
der im zweiten Quartal überraschend gesunken war, stieg
mit 0,8% recht kräftig. Kaum langsamer nahm der öffentli-
che Konsum zu (0,6%). Die Ausrüstungsinvestitionen zogen
sogar beschleunigt an (2,9%); im ersten Halbjahr hatte das
Expansionstempo im Mittel bei 1,1% gelegen. Abermals
leicht rückläufig waren die Bauinvestitionen (– 0,7%), im Som-
merhalbjahr konnte das durch Nachholeffekte und milde Wit-
terung überzeichnete Ergebnis des ersten Quartals nicht ge-
halten werden. Alles in allem expandierte die inländische Ver-
wendung um 0,4% und trug damit zum überwiegenden Teil
zum Anstieg des Bruttoinlandsprodukts in Höhe von 0,5%
bei. Vom Außenhandel kam dagegen zuletzt nur ein margi-
naler Wachstumsimpuls in Höhe von 0,1 Prozentpunkten.
Zwar stieg die Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen recht
kräftig (2,5%), noch etwas stärker nahm jedoch die Einfuhr
zu (2,6%).

Die Beschäftigung hat, wenngleich verlangsamt, weiter zu-
genommen. Die Zahl der Erwerbstätigen ist im dritten Quar-
tal saisonbereinigt um 0,2% gestiegen, der Tiefpunkt vom
dritten Quartal 2009 wird damit um knapp 820 000 über-
schritten. Auch die sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung hat bis zuletzt saisonbereinigt weiter zugelegt. Nur
noch 57 000 Arbeitnehmer bezogen im September konjunk-
turelles Kurzarbeitergeld; zum Höhepunkt der Inanspruch-
nahme im Mai 2009 hatte es 1,44 Mill. konjunkturelle Kurz-
arbeiter gegeben. Die Zahl der Arbeitslosen lag im Novem-
ber saisonbereinigt bei 2,9 Mill., im Vergleich zum Vorjahr
waren 214 000 weniger Arbeitslose registriert. 

Das Verbraucherpreisniveau ist im laufenden Jahr spürbar
gestiegen, im November war der Verbraucherpreisindex um
2,4% höher als im vergleichbaren Vorjahreszeitraum. Maß-
geblich hierfür war die Verteuerung von Energieträgern. 

Im Prognosezeitraum dürfte sich der Aufschwung in
Deutschland nicht weiter fortsetzen, die Konjunktur wird zeit-
weilig sogar in einen Abschwung geraten. Die Exporte wer-
den voraussichtlich erheblich vom weltwirtschaftlichen Tem-
poverlust und insbesondere von den vielfältigen Konsoli-
dierungs- und Sparanstrengungen im Euroraum in Reakti-
on auf die Staatsschuldenkrise belastet. Die bei schwacher
Produktionsentwicklung wohl sinkende gesamtwirtschaftli-
che Kapazitätsauslastung sowie die hohe Unsicherheit dürf-
ten zudem die Ausrüstungsinvestitionen dämpfen. Der zyk -
lisch eher nachlaufende private Konsum wird dagegen von
der guten Arbeitsmarktlage und der noch recht günstigen
Einkommenssituation gestützt und robust expandieren. Be-
fördert durch niedrige Zinsen und die Unsicherheit der In-
vestoren in Bezug auf Finanzanlagen, dürfte auch die Nach-
frage nach Wohnbauten zunehmen. Daher ist zu erwarten,
dass Deutschland – anders als viele europäische Partner-
länder – nicht in eine Rezession gerät. Dies hängt allerdings
entscheidend von dem der Prognose zugrunde liegenden
Basisszenario ab, dem zufolge sich die Eurokrise nicht wei-
ter verschärft, so dass die Unsicherheit und die Probleme
des Finanzsektors allmählich abnehmen.

Im vierten Quartal 2011 wird das Bruttoinlandsprodukt wohl
um 0,2% sinken. Darauf deuten die amtlichen Frühindika-
toren sowie die Ergebnisse des ifo Konjunkturtests hin. Maß-
geblich hierfür dürfte ein Rückgang der Exportnachfrage
sein. Bei gleichzeitig verhalten steigenden Importen wird der
Außenhandel – 0,3 Prozentpunkte zur gesamtwirtschaftli-
chen Produktion beitragen. Im Jahresdurchschnitt 2011 ex-
pandiert das reale Bruttoinlandsprodukt damit um 3,0%. 

Im kommenden Jahr bildet sich die aus der Eurokrise er-
wachsende Unsicherheit annahmegemäß allmählich zurück.
Damit fasst die Weltwirtschaft wieder Tritt, und die Exporte
steigen langsam an. Auch die Zuversicht der deutschen Un-
ternehmen dürfte dann schrittweise zurückkehren, so dass
die Unternehmensinvestitionen nach und nach hochgefah-
ren werden. Bei robuster Konsumnachfrage und weiter gu-
ter Wohnungsbaukonjunktur ist damit zu rechnen, dass das
Bruttoinlandsprodukt in der zweiten Hälfte von 2012 unge-
fähr mit der Rate des Produktionspotenzials von annualisiert
rund 1¼% expandiert. Im Jahresdurchschnitt 2012 ergibt
sich ein Anstieg des Bruttoinlandsprodukts um 0,4%.

Bei alledem muss bedacht werden, dass die makroökono-
mische Unsicherheit nicht zuletzt aus politischen Gründen
derzeit extrem hoch ist. So könnten schon kleine Abwei-
chungen Italiens vom geplanten Konsolidierungskurs zu neu-
en Verwerfungen an den ohnehin extrem angespannten Fi-
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nanzmärkten und kaum abschätzbaren politischen Reaktio-
nen führen. Diese könnten die der Prognose zugrunde lie-
genden Annahmen schnell obsolet werden lassen. Aus tech-
nischer Sicht ist damit die Eintrittswahrscheinlichkeit des Ba-
sisszenarios deutlich geringer, als es in normalen Progno-
sesituationen der Fall ist. Daher wird an dieser Stelle – an-
ders als in früheren Prognosen üblich – kein Prognoseinter-
vall angegeben. 

2. Zur Entwicklung der Wirtschaft in
ausgewählten Ländern und Regionen

USA: Rezessionsangst überwunden

Die konjunkturelle Erholung in den USA hat in der zweiten
Jahreshälfte wieder an Dynamik gewonnen. Im dritten Quar-
tal legte das reale Bruttoinlandsprodukt um 0,5% zu. Damit
scheint die Gefahr eines erneuten Abgleitens in die Rezes-
sion vorerst gebannt. Diese war infolge einer spürbaren kon-
junkturellen Verlangsamung zu Jahresbeginn sowie aufgrund
des Parteienstreits um die Erhöhung des amerikanischen
Schuldenlimits noch bis vor wenigen Monaten beträchtlich
gewesen. Vor allem der private Konsum erwies sich trotz
verhaltener Einkommenszuwächse als er-
staunlich robust. Er trug im abgelaufenen
Quartal mit 0,4 Prozentpunkten maßgeblich
zur Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts
bei. Den stärksten Anstieg verzeichneten da-
bei die langlebigen Konsumgüter. Dies ist vor
dem Hintergrund der zuletzt hohen Unsicher-
heit um den konjunkturellen Ausblick positiv
zu bewerten. Offensichtlich kam die Einigung
zwischen Demokraten und Republikanern zur
Anhebung der Schuldenobergrenze am 1. Au-
gust gerade noch rechtzeitig. Zudem konnten
die Auswirkungen der Natur- und Reaktorka-
tastrophe in Japan auf die amerikanische
Produk tion im Verlauf des dritten Quartals end-
gültig überwunden werden, so dass die US-
Wirtschaft vom Wegfall mehrerer Belastungs-
faktoren profitierte.

Die konjunkturelle Grunddynamik der US-Wirt-
schaft bleibt jedoch weiterhin verhalten. Be-
deutende Konjunkturindikatoren wie der Ein-
kaufsmanagerindex (ISM) und das Konsumen-
tenvertrauen konnten zwar in den letzten bei-
den Monaten wieder Boden gutmachen, be-
finden sich aber nach wie vor auf niedrigem
Niveau und deuten auf ein nur geringes Ex-
pansionstempo hin (vgl. Abb. 2.1). Auch die
zuletzt erfreuliche Konsumentwicklung steht
auf tönernen Füßen. So blieb die Entwicklung
der Einkommen in den vergangenen Monaten

weit hinter der des Konsums zurück, wodurch die Sparquo-
te der privaten Haushalte, gemessen an ihrem verfügbaren
Einkommen, im Oktober auf 3,5% sank. Zur Jahresmitte
hatte sie noch bei 5% gelegen. Ein weiteres Absinken er-
scheint nur begrenzt möglich und in Anbetracht der hohen
Verschuldung der privaten und öffentlichen Haushalte so-
wie des weiterhin kriselnden Immobilienmarktes auch we-
nig nachhaltig.

Die Finanzmarktkrise hat in den USA gravierende Struktur-

probleme offengelegt. Im dritten Quartal 2011 waren im-
mer noch 22% der Hypothekenkredite »unter Wasser«, das
heißt die ausstehende Kreditforderung überstieg den tat-
sächlichen Wert der beliehenen Immobilie. Zudem ist die
Zahl laufender Zwangsversteigerungen weiterhin hoch eben-
so wie die noch unverkauften Bestände. Beides wird die Ent-
wicklung der Immobilienpreise sowie der Bautätigkeit im
Prognosezeitraum belasten. Darüber hinaus hinterlässt die
Konsolidierung des zuvor überdimensionierten Bausektors
einen Überhang fehlqualifizierter Arbeitskräfte. Zudem wird
die räumliche Mobilität vieler Arbeitsuchender durch die Un-
verkäuflichkeit ihrer Häuser eingeschränkt, so dass die sonst
übliche Migration von strukturschwachen zu prosperieren-
den Regionen behindert wird. Hierdurch kommt es in den
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USA zunehmend zur Herausbildung einer Sockel- bzw. Lang-
zeitarbeitslosigkeit. Angesichts weiterhin leicht fallender Im-
mobilienpreise dürfte eine Rückführung des hohen Schul-
denniveaus vieler privater Haushalte deshalb nur durch an-
haltende Konsumzurückhaltung möglich sein. Folglich wird
die Dynamik des privaten Verbrauchs auch weiterhin hinter
der früherer Erholungsphasen zurückbleiben und im kom-
menden Jahr nur graduell zulegen. 

Von der Finanzpolitik sind im Prognosezeitraum keine posi-
tiven Impulse zu erwarten. Restriktiv im Vergleich zum ver-
gangenen Fiskaljahr wirkt sich das endgültige Auslaufen der
Effekte des im Jahr 2009 verabschiedeten American Re -

covery and Reinvestment Act aus. Ein neues, von Präsi-
dent Obama im Herbst 2011 eingebrachtes Konjunkturpa-
ket (»Jobs Bill«) über 447 Mrd. US-Dollar wurde von den Re-
publikanern im Senat gestoppt. Hinzu kommt die ange-
spannte finanzielle Lage der US-Bundesstaaten, die sich
im gerade begonnenen Fiskaljahr einem Budgetdefizit von
insgesamt 91 Mrd. US-Dollar gegenübersehen und mit star-
ken Einsparungen reagieren. Auf der Bundesebene bleiben
die Sparbemühungen trotz eines gesamtwirtschaftlichen De-
fizits von zuletzt 8,7% des Bruttoinlandsprodukts dagegen
zunächst begrenzt. So ist entgegen der aktuellen Gesetzes-
lage nicht von einem Auslaufen temporärer Erleichterungen
bei den Sozialversicherungsabgaben sowie von einer Ver-
längerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes aus-
zugehen.

Durch die verfahrene politische Situation ist auch im weite-
ren Prognosezeitraum nicht mit einer nachhaltigen Haus-
haltskonsolidierung zu rechnen. Die im Rahmen der Ver-
handlungen zur Anhebung des Schuldenlimits im Sommer
eingesetzte überparteiliche Sparkommission konnte sich
nicht auf einen Plan zur Reduzierung der Staatsschulden
einigen. Die Rating-Agenturen haben auf die Haushaltslage
der USA reagiert und die Kreditwürdigkeit (Standard & Poor's)
bzw. den Ausblick (Moody’s und Fitch) gesenkt. Bisher hat
sich dies aber noch nicht in höheren Zinsen für US-Staats-
anleihen niedergeschlagen. 

Die Pattsituation im Kongress und die im November 2012
anstehenden Präsidentschaftswahlen führen zu großer Un-
sicherheit über den mittelfristigen Pfad der amerikanischen
Staatsverschuldung. Sollten sich die politischen Entschei-
dungsträger nicht auf eine Konsolidierungsstrategie eini-
gen können, wird es ab 2013 zu automatischen Einsparun-
gen von 1,2 Billionen US-Dollar über zehn Jahre im Vertei-
digungs- und Sozialbudget kommen. 

Die Inflationsrate stieg im Verlauf dieses Jahres, getrieben
durch einen globalen Preisanstieg bei Energie- und Lebens-
mitteln, kontinuierlich an und erreichte im September mit
3,9% ihren vorläufigen Höhepunkt. Im Zuge der Verlangsa-
mung der Weltkonjunktur wird der Preisauftrieb indes zu-

nehmend gedämpft. So ging die Teuerungsrate bereits im
Oktober leicht auf 3,6% zurück. Auch von der Binnenwirt-
schaft geht weiterhin nur wenig Inflationsdruck aus, wie der
Blick auf die Kernrate der Inflation – in Abgrenzung ohne
Energie und Lebensmittel – zeigt. Sie beträgt derzeit 2,1%
und liegt damit immer noch deutlich unter ihrem langjähri-
gen Durchschnitt. Zudem wird aufgrund der angespannten
Lage am Arbeitsmarkt und der weiterhin sinkenden Immo-
bilienpreise sowohl von Seiten der Löhne als auch der Mie-
ten vorerst nur ein geringer Preisauftrieb ausgehen. Im nächs-
ten Halbjahr ist wegen auslaufender Basiseffekte noch mit
einem leichten Anstieg der Kernrate zu rechnen, gefolgt
von einem moderaten Rückgang im Jahresverlauf 2012. Der
Konsumentenpreisindex insgesamt wird in diesem Jahr um
3,2% und im nächsten um 2,2% zulegen.

Mit einem Leitzins von 0% bis 0,25% bleibt die Geldpolitik

im nächsten Jahr expansiv ausgerichtet. Zusätzlich wird
zur Senkung der langfristigen Zinsen die im September 2011
begonnene »Operation Twist« bis Juni 2012 fortgesetzt. Im
Zuge dieser Maßnahme werden insgesamt 400 Mrd. US-
Dollar an kurzfristigen Anleihen im Portfolio der US-Noten-
bank Fed durch langfristige Anleihen ersetzt. Eine weitere
Runde «quantitativer Lockerung« ist zunächst nicht geplant,
wobei auslaufende Papiere durch Zukäufe ersetzt werden,
um das Gesamtvolumen der Zentralbankbilanz bei rund
2,6 Billionen US-Dollar konstant zu halten. Eine Änderung
der expansiven Geldpolitik ist mittelfristig nicht in Sicht. Das
zuständige Federal Open Market Committee der Fed hat an-
gekündigt, den Leitzins bis mindestens Mitte 2013 bei 0%
bis 0,25% zu belassen.

Bisher stellt eine ausgesprochen hohe Investitionstätigkeit,
vor allem größerer Unternehmen des Verarbeitenden Ge-
werbes, eine beträchtliche Stütze der Konjunkturentwick-
lung dar. Diese Firmen konnten mehr als der Rest der Volks-
wirtschaft vom Ende der Finanzkrise, von einer wiederer-
starkenden Weltwirtschaft und von gesunkenen Finanzie-
rungskosten profitieren. Im Angesicht sprudelnder Unter-
nehmensgewinne, niedriger Zinsen und attraktiverer Ab-
schreibungsmöglichkeiten bis Ende 2011 werden die Zu-
wachsraten bis zum Jahresende überdurchschnittlich blei-
ben. Zu Beginn des Jahres 2012 werden jedoch steuer-
lich bedingte Vorzieheffekte und die globale konjunkturel-
le Abkühlung zu einer Abschwächung der Investitionsdy-
namik führen.

Die Lage am Arbeitsmarkt hat sich im Vergleich zum Som-
mer wieder aufgehellt. Obwohl der Stellenaufbau mit zu-
letzt 120 000 im November immer noch weit hinter dem
Durchschnitt vergangener Aufschwünge zurückblieb, be-
stätigt er doch zumindest die moderate Expansion der US-
Wirtschaft und zerstreut die Rezessionsängste der ver-
gangenen Monate. Die Arbeitslosenquote sank im Novem-
ber sogar deutlich auf 8,6%, nachdem sie zuvor ein hal-
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bes Jahr auf einem Niveau leicht über 9% verharrt hatte.
Leider war dieser Rückgang in erster Linie auf ein Absin-
ken der Zahl der potenziell Erwerbstätigen und nicht der
tatsächlich arbeitslos Gemeldeten zurückzuführen.1 Die Löh-
ne konnten im Oktober allerdings real um 0,3% im Mo-
natsvergleich zulegen. Dies ist eine positive Entwicklung,
nachdem die durchschnittlichen Stundenlöhne aufgrund
der zuletzt hohen Inflationsraten real sogar zurückgegan-
gen waren, zuletzt um fast 2% im Jahresvergleich. Als gro-
ßes Hemmnis für einen spürbaren Beschäftigungsaufbau
erweist sich auch die weiterhin angespannte Lage der klei-
nen und mittelständischen Unternehmen. Diese sind vor al-
lem im beschäftigungsintensiven Dienstleistungssektor be-
heimatet und klagen nach wie vor über die anhaltende Kon-
sumzurückhaltung und schlechte Ertragsaussichten. In An-
betracht der schleppenden Einkommensentwicklung und
der weiterhin hohen Verschuldung der Privathaushalte wird
sich diese Situation auch im nächsten Jahr nur leicht ver-
bessern. Bis zum Jahresende sollte sich aber die immer
noch hohe Investitionsdynamik weiterhin positiv am Arbeits-
markt niederschlagen, während im Verlauf des nächsten
Jahres der zurückgehende Inflationsdruck zu stärkeren Real-
einkommenszuwächsen beiträgt und den Konsum belebt.
Insgesamt wird die Arbeitslosenquote im Durchschnitt die-
ses Jahres bei 9% liegen und 2012 nur leicht auf durch-
schnittlich 8,5% zurückgehen (vgl. Tab. 2.1). 

Alles in allem dürfte das Bruttoinlandsprodukt im laufenden
Jahr um 1,7% zulegen. Für das kommende Jahr ist, nach
einer Abschwächung in der ersten Jahreshälfte, mit einem
Plus von 1,8% zu rechnen. Diese Prognose steht unter der

Annahme, dass die europäische Schuldenkrise nur geringe
Auswirkungen auf die Exportindustrie sowie auf die Stabili-
tät des Bankensystems haben wird. Die Inflationsrate soll-
te im Durchschnitt dieses Jahres 3,2% betragen und im
nächsten Jahr bei annahmegemäß konstanten Rohölprei-
sen und immer noch mäßiger Konjunktur auf 2,2% zurück-
gehen (vgl. Abb. 2.2).

China: Konjunkturelle Dynamik unvermindert
hoch

Die wirtschaftliche Dynamik in China blieb im Sommer -
halbjahr hoch; das Bruttoinlandsprodukt konnte mit 2,3%

im dritten Quartal erneut deutlich zulegen. Je-
doch verlor die Expansion im Jahresverlauf
durch eine restriktivere Geldpolitik und eine
schwächere Weltnachfrage etwas an
Schwung. Für das vierte Quartal ist mit einer
weiteren Verlangsamung zu rechnen. Darauf
deuten Indikatoren wie Einkaufsmanagerindi-
zes, Einzelhandelsumsätze und Geldmengen-
wachstum hin. 

Die insgesamt erneut hohe konjunkturelle Dy-
namik in diesem Jahr erklärt sich zum Groß-
teil durch die enorme Expansion der Anlage-
investitionen. Zusätzlich legte der private Kon-
sum in Folge von Reallohnsteigerungen und
einem Beschäftigungsanstieg kräftig zu. So
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Tab. 2.1 
Eckdaten zur Wirtschaftsentwicklung in den USA 

 2010 2011 2012 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %    
Reales Bruttoinlandsprodukt 3,0 1,7  1,8  

Privater Konsum 2,0 2,2  1,7  
Staatskonsum und -investitionen 0,7  – 1,9  – 0,2  
Private Anlageinvestitionen 2,6 6,8 6,4  
Vorratsveränderungena) 1,6 – 0,5 – 0,2 
Inländische Verwendunga) 3,5  1,6  1,8  
Exporte 11,3  6,7  5,1  
Importe 12,5 4,7  3,8  
Außenbeitraga) – 0,5  0,1  0,1  

Verbraucherpreise 1,6  3,2 2,2 
In % des nominalen Bruttoinlandsprodukts    
Budgetsaldob) – 9,0 – 8,7 – 8,0 
Leistungsbilanzsaldo – 3,2 – 3,1 – 3,0 
In % der Erwerbspersonen    
Arbeitslosenquote 9,6 9,0 8,5 
 a) Wachstumsbeitrag. – b) Gesamtstaatlich, Fiskaljahr. 

Quelle: U.S. Department of Commerce; Bureau of Economic Analysis;  
U.S. Department of Labor, Bureau of Labor Statistics; Berechnungen des  
ifo Instituts; 2011 und 2012: Prognose des ifo Instituts. 

1 In den USA wird die Zahl der potenziell Erwerbstäti-
gen auf Basis von Haushaltsbefragungen erhoben. Als
Abgänge werden auch solche Personen gezählt, die
dem Arbeitsmarkt nicht mehr zur Verfügung stehen.
Angesichts der hohen Langzeitarbeitslosigkeit reflek-
tiert der Rückgang der Arbeitslosenquote vor allem,
dass viele Arbeitslose mangels Perspektive die Suche
nach einer Neuanstellung vor übergehend oder ganz
eingestellt haben.
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wurden allein im ersten Halbjahr 2011 über 5 Mill. neue
Arbeitsplätze in den Großstädten geschaffen. Der Wachs-
tumsbeitrag des Außenhandels dürfte hingegen kaum ei-
nen Impuls geliefert haben. Zwar nahmen die Ausfuhren in
den ersten zehn Monaten dieses Jahres um 22% zu, die
Einfuhren expandierten jedoch aufgrund der kräftigen Bin-
nennachfrage mit 26,9% noch stärker. Alles in allem dürf-
te sich der Anstieg der Wirtschaftsleistung im Jahr 2011
auf 9,1% belaufen. 

Infolge des starken Anstiegs der Inflation auf zwischenzeit-
lich 6,5% im Juli hat die Zentralbank sukzessive die Leit-
zinsen auf 6,6% sowie den Mindestreservesatz für große
Geschäftsbanken auf 21,5% erhöht. Daneben hat sie den
staatseigenen Großbanken Kontrollen für die Kreditverga-
be auferlegt, welche vor allem die Finanzierungsmöglich-
keiten der kleinen und mittleren Unternehmen beschrän-
ken. Diese Maßnahmen sowie die stagnierenden Preise für
Rohstoffe und Nahrungsmittel führten seit Jahresmitte zu
geringeren Inflationsraten; im November lag die Teuerung
bei 4,2%. Für das nächste Jahr ist zu erwarten, dass der
Inflationsdruck aufgrund annahmegemäß stabiler Preise
für Rohstoffe und Nahrungsmittel zunächst weiter nach-
lassen wird. Zusätzlich dürfte die zu erwartende stetige
Aufwertung des chinesischen Yuan dämpfend auf die In-
flation wirken. Daher ist damit zu rechnen, dass in Folge
der verlangsamten Konjunkturentwicklung die schon im
Dezember begonnene Lockerung der Geldpolitik – der Min-
destreservesatz wurde um 0,5% gesenkt – weiter fortge-
setzt wird. Die Inflationsrate dürfte im Durchschnitt dieses
Jahres 5,4% betragen und im nächsten Jahr auf 3,7%
sinken. 

Aufgrund der expansiveren Geldpolitik wird die Konjunktur
im Verlauf des nächsten Jahres wieder leicht an Schwung
gewinnen. Der private Verbrauch dürfte von steigenden Real-
einkommen, zunehmender Beschäftigung und von der Er-
höhung des Freibetrags bei der Einkommensteuer stimuliert
werden. Die Anlageinvestitionen dürften weniger stark als
zuvor zulegen, sich aber dennoch robust entwickeln, da sie
durch staatliche Maßnahmen gestützt werden. So hat die
Regierung beschlossen, weitere soziale Wohnungsbaupro-
gramme aufzulegen. Die Staatsausgaben werden aufgrund
von Maßnahmen zur Armutsbekämpfung sowie infolge des
Ausbaus der Renten- und Krankenversicherung vor aus -
sichtlich ebenfalls deutlich expandieren. Aus all diesen Grün-
den dürfte die gesamtwirtschaftliche Expansion erneut durch
die Binnennachfrage getragen werden. Der Außenhandel
wird im Vergleich zu den Vorjahren aufgrund der schwä-
cheren Nachfrage aus den USA und Europa wohl modera-
ter ausfallen. Zudem werden die Einfuhren im Vergleich wei-
terhin stärker zunehmen, so dass der Leistungsbilanzüber-
schuss weiter leicht zurückgehen dürfte. Insgesamt dürfte
die chinesische Wirtschaftsleistung im Jahr 2012 um 8,2%
zunehmen.

Japan: Wirtschaftsentwicklung durch 
Wiederaufbaumaßnahmen bestimmt

Nachdem die japanische Wirtschaft als Folge der Erdbe-
ben- und Reaktorkatastrophe im März zwei Quartale mit
negativen Zuwachsraten zu verkraften hatte, erlebte sie im
dritten Quartal einen positiven Rückpralleffekt und legte
um 1,4% zu. Ein Großteil dieser Expansion erklärt sich
durch inländische Faktoren wie dem Anziehen des priva-
ten Verbrauchs sowie der Ausrüstungs- und Bauinvesti-
tionen. Aber auch der Außenbeitrag konnte mit 0,6 Pro-
zentpunkten einen deutlichen Impuls liefern, da die Expor-
te mit 7,3% deutlich stärker anzogen als die Importe mit
3,5%. Auch für das kommende Quartal wird eine kräftige,
wenn auch leicht schwächere Expansion erwartet. Somit
dürfte im Jahr 2011 insgesamt das Bruttoinlandsprodukt
um 0,7% sinken. 

Zu Beginn des nächsten Jahres wird die japanische Pro-
duktion als Folge weiterer Nachholeffekte bei den Anlage-
investitionen erneut deutlich ausgeweitet werden. Jedoch
nehmen diese Effekte im Jahresverlauf allmählich ab. Die
gesamtwirtschaftliche Dynamik wird darüber hinaus stär-
ker durch die zunehmenden Sorgen um eine bevorste-
hende Steuererhöhung sowie einer schwächeren Welt-
konjunktur geprägt. Die Exporte werden zusätzlich durch
die starke Aufwertung des Yen und der damit einherge-
henden Verschlechterung der preislichen Wettbewerbs-
fähigkeit belastet werden. Für den Jahresdurchschnitt
ergibt sich nicht zuletzt aufgrund des hohen Niveaus zu
Jahresbeginn ein Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktion um 2%.

Angesicht der Folgen des Erdbebens und der zu erwar-
tenden Abschwächung der Weltkonjunktur versucht die ja-
panische Fiskal- und Geldpolitik weiterhin expansiv auf die
Wirtschaft einzuwirken. Die Regierung hat ihr Programm
zum Wiederaufbau der Wirtschaft auf nun 19 Bill. Yen für
die nächsten fünf Jahre ausgeweitet. Dieser Betrag ent-
spricht in etwa 4% in Relation zum nominalen Bruttoin-
landsprodukt. Damit wird die Staatsverschuldung weiter
rasant anwachsen und sich im nächsten Jahr auf 215% in
Relation zum Bruttoinlandsprodukt zubewegen. Die Bank
of Japan wird aufgrund anhaltender Deflationsgefahren –
die Kerninflationsrate betrug im dritten Quartal – 0,4% –
ihre Nullzinspolitik nicht ändern. Um den Expansionsgrad
der Geldpolitik dennoch auszuweiten, hat sie ihr im Okto-
ber 2010 eingeführtes Ankaufprogramm für Staats- und
Unternehmensanleihen um 5 Bill. Yen auf nun 20 Bill. Yen
erhöht. Zusätzlich wurden die Kredite an Finanzinstitute
um bis zu 35 Bill. Yen aufgestockt. Diese Maßnahmen soll-
ten dazu führen, dass die Preise im nächsten Jahr wieder
leicht steigen, nachdem sie 2011 um 0,3% zurückgegan-
gen sind.
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Weitere Länder Asiens: Robuste, aber nicht 
überschäumende Entwicklung

In Indien hat sich die konjunkturelle Dynamik im Jahresver-
lauf, ausgehend von einem hohen Niveau, leicht verlang-
samt; die Vorjahreswachstumsraten des Bruttoinlandspro-
dukts sind von 7,8% im ersten Quartal über 7,7% im zwei-
ten auf 6,9% im dritten Quartal gesunken. Sie resultierten
erneut aus einer kräftigen Expansion des Dienstleistungs-
sektors, wohingegen die Industrieproduktion deutlich an
Schwung verlor. Von der Nachfrageseite her waren wieder-
um starke Zuwächse beim privaten Konsum und den Ex-
porten zu verzeichnen, jedoch blieben die Investitionen
schwach. Die Ursachen für die mangelnde Investitionsbe-
reitschaft dürften in der restriktiven Geldpolitik, aber auch
in strukturellen Problemen wie den trägen politischen Zu-
stimmungsprozessen für Großprojekte liegen. Das größte
wirtschaftliche Problem ist weiterhin die hohe Inflation. Nach-
dem die Teuerungsrate von 16% zu Jahresbeginn 2010 auf
8,4% zur Jahresmitte 2011 gesunken war, zeigte sie in den
letzten Monaten wieder eine leicht ansteigende Tendenz. Die
Preissteigerungen sind auf die anziehenden Nahrungsmit-
telpreise zurückzuführen, die aus höheren Rohstoff- und
Düngermittelpreisen sowie steigenden Löhnen in der Agrar-
wirtschaft resultieren. Somit ist mit einer weiteren Straffung
der Geldpolitik zu rechnen, da die Zentralbank ihr Zielband
für die Inflationsrate zwischen 4,5 und 5,5% definiert. Im
Prognosezeitraum wird die indische Wirtschaft voraussicht-
lich erneut von der Dynamik des privaten Konsums getrie-
ben werden. Die restriktiven geldpolitischen Maßnahmen
und die weiterhin hohen strukturellen Hürden dürften die
Investitionen dämpfen. Die Exporte werden aufgrund der
schwächeren Weltkonjunktur wohl mit geringeren Zuwachs-
raten expandieren. Insgesamt dürfte das Bruttoinlandspro-
dukt 2012 um 7% zunehmen, nach einem Anstieg von 7,5%
im laufenden Jahr.

In den übrigen ost- und südostasiatischen Schwellenlän-
dern hat sich die wirtschaftliche Dynamik nach einem star-
ken ersten Quartal stark verlangsamt. Diese Abschwächung
resultiert größtenteils aus Lieferketteneffekten aufgrund der
Naturkatastrophe in Japan sowie aus der Straffung der hei-
mischen Geldpolitik. Dabei nahm das Bruttoinlandsprodukt
im dritten Quartal etwas stärker zu als im zweiten, als für
Hongkong, Thailand und Singapur sogar negative Zuwachs-
raten zu verzeichnen waren. Im Prognosezeitraum dürfte die
gesamtwirtschaftliche Produktion im übrigen ost- und süd-
asiatischen Raum wieder stärker ausgeweitet werden, wenn
auch nicht in der Größenordnung, wie sie im Jahr 2010 be-
obachtet wurde. Als Ursachen sind hierbei die weiterhin
schwächere Exportnachfrage aus den USA und Europa so-
wie die restriktive Geldpolitik zu nennen. Trotzdem dürfte die
Region von der weiterhin hohen konjunkturellen Dynamik in
China profitieren. Auch die Binnennachfrage wird voraus-
sichtlich robust bleiben. Dementsprechend ist zu erwarten,

dass die gesamtwirtschaftliche Produktion in Ost- und Süd-
ostasien – nach dem starken Zuwachs um 7,7% im Jahr
2010 – in diesem Jahr um 4,5% zulegen wird. Im Jahr 2012
dürfte sich das Bruttoinlandsprodukt dann insgesamt um
4,2% erhöhen.

Lateinamerika: Leichte Abkühlung der Konjunktur 

Im Laufe des Jahres hat sich die konjunkturelle Dynamik in
Lateinamerika etwas verlangsamt. Nach Überhitzungsan-
zeichen zur Jahresmitte ist nun eine Rückkehr zum Trend-
wachstum erkennbar. Die Industrieproduktion ging vieler-
orts zurück. So nahm in den meisten Ländern der Region
die Expansion der Wirtschaftsleistung kontinuierlich ab.
Dämpfend wirkten eine weniger expansive Geld- und Fis-
kalpolitik sowie ein schwächeres globales Umfeld. Entspre-
chend ließ der Inflationsdruck in den meisten lateinameri-
kanischen Ländern nach, mit Ausnahme von Argentinien2

und Venezuela, deren Inflationsraten im höheren zweistelli-
gen Bereich liegen. 

Brasilien stagnierte im dritten Quartal. Dort leidet die Export-
industrie unter der verschlechterten Wettbewerbsfähigkeit
aufgrund der Aufwertung des Reals. Die Regierung versucht,
dem durch eine erhöhte Importsteuer auf Kraftfahrzeuge
entgegenzuwirken. Zudem werden die Maßnahmen der Kre-
diteindämmung, die aus Sorge vor Überhitzung Ende 2010
vorangetrieben wurden, nun wieder zurückgefahren. Die bra-
silianische Notenbank erhöhte den Expansionsgrad der
Geldpolitik, indem sie die Ende August begonnene Leit-
zinssenkung fortsetzte. Freilich steht den beiden Maßnah-
men eine immer noch hohe Preissteigerungsrate gegenüber,
diese ist aber im Laufe der letzten Monate bereits zurück-
gegangen. 

Obwohl die Wirtschaftsleistung in Mexiko während des gan-
zen Jahres robust expandierte, ist nunmehr auch hier mit ei-
ner verlangsamten Dynamik zu rechnen, vor allem aufgrund
der konjunkturellen Abschwächung in den USA, dem wich-
tigsten Handelspartner. So flossen im Jahr 2010 rund 80%
der Exporte in das Nachbarland, was gut einem Drittel des
mexikanischen Bruttoinlandsprodukts entspricht. Die Zen-
tralbank deutete bereits eine baldige Zinswende an, um der
Verschlechterung des außenwirtschaftlichen Umfelds früh-
zeitig zu begegnen.

Ein Belastungsfaktor für die gesamte Region wird im Prog-
nosezeitraum eine aufgrund der weltwirtschaftlichen Ab-
schwächung geringere Rohstoffnachfrage sein. Die Frühin-
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rigere Preissteigerungsrate ausweist, vgl. Ifo World Economic Survey 10(4),
2011, S. 21.
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dikatoren deuten in vielen Ländern bereits auf eine Abküh-
lung hin. Insgesamt wird, nach einem robusten Anstieg der
gesamtwirtschaftlichen Produktion um über 6% im vergan-
genen Jahr, für 2011 mit einem Zuwachs der Wirtschafts-
leistung um 4,3% gerechnet, gefolgt von 3,5% 2012. 

Euroraum: Schuldenkrise und Haushalts -
konsolidierung führen zu Rezession

Das wirtschaftliche Expansionstempo im Euroraum hat sich
seit Jahresbeginn deutlich abgeschwächt. So stieg das Brut-
toinlandsprodukt im Sommerhalbjahr um durchschnittlich
0,2% pro Quartal, nachdem es im ersten Vierteljahr 2011
noch um 0,8% zugelegt hatte. Während die Abkühlung im
zweiten Quartal wohl maßgeblich auf die Naturkatastrophe
in Japan sowie die im Frühjahr rasant gestiegenen Energie-
preise zurückzuführen war, wirkte sich im dritten Quartal
vor allem die Zuspitzung der Schuldenkrise dämpfend auf
die Binnenkonjunktur aus. Die Transmission verläuft dabei
über die gestiegene makroökonomische Unsicherheit, die
Probleme im Bankensektor und die finanzpolitischen Aus-
teritätsprogramme. Darüber hinaus wird die Exportwirtschaft
seit dem Sommer 2010 zunehmend dadurch belastet, dass
die restriktive Geldpolitik in vielen Schwellenländern die dor-
tige Nachfrage dämpft. 

Die Konjunktur in den einzelnen Mitgliedstaaten verläuft wei-
terhin sehr heterogen. So verzeichneten exportorientierte
Länder mit relativ soliden öffentlichen Finanzen und hoher
internationaler Wettbewerbsfähigkeit (Deutschland, Finn-
land, Niederlande, Österreich) überdurchschnittliche Pro-
duktionszuwächse. Die wirtschaftliche Erholung in Italien ver-
lief dagegen schleppend, auch weil die internen Struktur-
probleme und der im vergangenen Jahrzehnt erlittene Ver-
lust an internationaler Wettbewerbsfähigkeit belastend wirk-
ten. In der so genannten europäischen Peripherie (Griechen-
land, Portugal, Spanien und Irland) verstärkten sich sogar
die rezessiven Tendenzen infolge der abermals intensivier-
ten Konsolidierungsanstrengungen. 

Nachdem die Arbeitslosenquote seit Ende 2009 bei etwa
10% verharrt hatte, machte sich zuletzt die im zweiten Quar-
tal 2011 eingesetzte konjunkturelle Abschwächung bemerk-
bar. So stieg die Arbeitslosenquote von 10,1% im August
auf 10,3% im Oktober. Allerdings verlief die Entwicklung in
den einzelnen Mitgliedstaaten sehr asymmetrisch. In den-
jenigen Ländern, die flexible Kurzarbeitsregelungen imple-
mentieren konnten und bereits vor der Großen Rezession
Arbeitsmarktreformen durchgeführt hatten (Deutschland,
Finnland, Niederlande, Österreich), war die Beschäftigungs-
losigkeit während der vergangenen zwei Jahre verhältnis-
mäßig gering und blieb im Herbst 2011, trotz der Zuspitzung
der europäischen Schuldenkrise, relativ stabil. Die Länder
der europäischen Peripherie dagegen haben weiterhin im

historischen Vergleich außerordentlich hohe und zum Teil
noch immer aufwärtsgerichtete Arbeitslosenquoten zu be-
klagen. Insbesondere in Griechenland, Spanien und Portu-
gal hat sich die Arbeitsmarktsituation seit August sogar spür-
bar verschlechtert. 

Getrieben durch rapide steigende Rohstoffpreise und Ver-
brauchsteuererhöhungen in mehreren Mitgliedstaaten nahm
die Inflationsrate im Euroraum von 1,5% im Juni 2010 auf
2,8% im April 2011 zu. Ähnlich stark, wenn auch um weni-
ge Monate verzögert, beschleunigte sich auch die Kernin-
flationsrate. Sie stieg von 1,0% im August 2010 auf 1,8%
im Juni 2011. Zwar ließ die seit April 2011 zu beobachten-
de Stabilisierung der Rohstoffpreise den Inflationsdruck im
Herbst zurückgehen. Der Sprung in der Teuerungsrate von
2,5% im August auf 3,0% im September ist durch metho-
dische Änderungen bei der Erfassung von Gütern, die sai-
sonalen Preisreduktionen unterliegen, überzeichnet. Dämp-
fend auf den Preisniveauanstieg im Euroraum wirkten im Ver-
lauf des Jahres 2011 die schwache Dynamik der Binnen-
nachfrage, die moderate Lohnentwicklung und die in vielen
Mitgliedsländern noch immer unterdurchschnittliche Kapa-
zitätsauslastung. Ferner bleibt die Spannweite bei den na-
tionalen Teuerungsraten weiterhin groß. So lag die Inflation
im Oktober 2011 bei 4,7% in Estland und bei knapp 4,6%
in der Slowakei, während sich im selben Monat die Konsum-
güter in Irland um lediglich 1,5% verteuerten. In den Krisen-
ländern Spanien, Portugal und Griechenland wurde die zu-
grunde liegende Preisdynamik stark durch die Effekte von
Verbrauchsteuererhöhungen überzeichnet. Mit dem Auslau-
fen dieser Effekte dürften die Inflationsraten in diesen Län-
dern deutlich unter den Euroraumdurchschnitt fallen, was
sich positiv auf die Entwicklung ihrer internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit auswirken wird.

Die Staatsfinanzen im Euroraum hatten sich im Krisenjahr
2009 massiv verschlechtert, doch bereits im Jahr 2010 gin-
gen die öffentlichen Defizite in vielen Euroraumländern zu-
rück. In der Mehrzahl der Mitgliedstaaten war diese Reduk-
tion vorwiegend auf die konjunkturelle Aufhellung zurück-
zuführen und in deutlich geringerem Maße auf die allmäh-
lich auslaufenden Konjunkturprogramme. In den Peripherie-
ländern wurden darüber hinaus scharfe Konsolidierungs-
maßnahmen zur Bekämpfung der Schuldenkrise ergriffen.
In diesem Jahr dürften die öffentlichen Defizite in allen Mit-
gliedstaaten abnehmen, weil in einigen Ländern die verblie-
benen Konjunkturprogramme im Frühjahr ausliefen und an-
dere Länder harte diskretionäre Sparmaßnahmen implemen-
tiert haben. Aktuell variiert die Ausrichtung der Finanzpolitik
von neutral oder leicht restriktiv (Deutschland, Frankreich,
Niederlande und Finnland) bis außerordentlich kontraktiv
(Griechenland, Irland, Spanien und Portugal). 

Im kommenden Jahr dürften die öffentlichen Haushalte in
allen Ländern auf Konsolidierungskurs sein und daher spür-
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bar kontraktiv wirken. So sahen sich Italien
und Spanien als Reaktion auf das Misstrauen
der Finanzmärkte gezwungen, den für die
kommenden Jahre geplanten Sparkurs dras-
tisch zu verschärfen. Auch Frankreich muss-
te unter dem Druck der Finanzmärkte die Kon-
solidierungsmaßnahmen ausweiten. Schließ-
lich mussten Griechenland, Irland und Portu-
gal, die bereits Finanzhilfen beziehen, im
Herbst 2011 ihren Sparkurs spürbar verstär-
ken, um die Auflagen der »Troika« für die kom-
menden Jahre erfüllen zu können. Das für die-
se Prognose unterstellte Basisszenario setzt
darüber hinaus voraus, dass die europäischen
Peripherieländer sowie Italien, Frankreich und
Belgien im kommenden Jahr Konsolidierungs-
maßnahmen ergreifen werden, die deutlich
über die bis dato angekündigten Austeritäts-
programme hinausgehen. Wie im Abschnitt
»Basisszenario für die Prognose und Risiken«
beschrieben, dürfte dies eine wichtige Bedin-
gung dafür sein, dass es zu keiner Eskalation
der europäischen Schuldenkrise kommt. Al-
les in allem werden die Sparbemühungen im
Euroraum das zusammengefasste Defizit
2011 auf 4,1% und 2012 auf 3,2% des Brut-
toinlandsprodukts sinken lassen. Die Schul-
denquote wird entsprechend auf 88,0% 2011
und 90,2% 2012 steigen.

Die EZB hat die beiden Zinsanhebungen von
April und Juli dieses Jahres wieder rückgän-
gig gemacht und den maßgeblichen Leitzins in
zwei Schritten im November und im Dezember
auf 1% gesenkt. Die Offenmarktgeschäfte werden nach wie
vor als Festzinstender mit unbegrenzter Zuteilung durchge-
führt. Die Nachfrage nach Zentralbankgeld hat seit dem Früh-
jahr wieder deutlich zugelegt; die Kredite der EZB an Ban-
ken im Euro-Währungsgebiet nahm von 434 Mrd. Euro En-
de April auf 641 Mrd. Ende November zu. In seiner Dezem-
bersitzung beschloss der Zentralbankrat deshalb die Durch-
führung von Refinanzierungsgeschäften mit dreijähriger Lauf-
zeit und die Absenkung des Mindestreservesatzes von 2%
auf 1% (siehe dazu auch Kasten »Zur Absenkung der Min-
destreserve durch die EZB«). Auch die Staatsanleihekäufe
wurden weiter ausgedehnt; zuletzt verbuchte die EZB Wert-
papiere im Umfang von über 200 Mrd. Euro in ihrer Bilanz.
Allerdings befindet sich nur etwa die Hälfte der durch die geld-
politischen Operationen zugeführten Liquidität tatsächlich
im Umlauf; Ende November parkten die Banken 450 Mrd.
Euro als Einlagefazilität oder in Form von Termineinlagen beim
Eurosystem (vgl. Abb. 2.3).

Die Zinsen für besichertes Dreimonatsgeld (Eurepo) am In-
terbankengeldmarkt sind in der zweiten Jahreshälfte deut-

lich zurückgegangen, von 1,3% im Juli auf zuletzt 0,2%. Hin-
gegen blieben die Zinsen für unbesichertes Dreimonats-
geld (Euribor) nahezu unverändert bei 1,5% (vgl. Abb. 2.3).
Auch die Umlaufsrenditen zehnjähriger Staatsanleihen mit
höchster Bonität (AAA) sind seit Jahresmitte von durch-
schnittlich über 3% auf zuletzt 2,6% gefallen. Alle anderen
Länder mussten im Schnitt einen Anstieg der Kapitalmarkt-
zinsen von 6% auf 8% hinnehmen. Die Zinsen für ausste-
hende Kredite an Unternehmen nahmen seit Jahresmitte nur
noch geringfügig um 0,1 Prozentpunkte zu und lagen im Ok-
tober bei durchschnittlich 3,9%. Auch die Veränderung der
Kreditbestände ist weiterhin positiv; im Vorjahresvergleich
nahmen sie um 1,9% zu.

Im Prognosezeitraum dürfte die EZB den maßgeblichen Leit-
zins bei 1% belassen und ihre erweiterten Maßnahmen zur
Unterstützung der Kreditvergabe beibehalten. Sowohl die
erwartete Eintrübung der konjunkturellen Situation, die zu
einem deutlich nachlassenden Preisdruck führen dürfte, als
auch die fortbestehenden Probleme im Bankensektor wer-
den die Rückkehr zu einer deutlich restriktiveren Geldpolitik
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weiter in die Zukunft verschieben. Vor diesem Hintergrund
dürften auch die Kredit- und Kapitalmarktzinsen für Schuld-
ner hoher Bonität im Prognosezeitraum niedrig bleiben.

Die Zuspitzung der Schuldenkrise der Eurostaaten geht ein-
her mit einer erneuten Ausweitung der Bankenkrise. Da die
Kreditinstitute einen hohen Anteil ihrer Aktiva in Form von
Staatsanleihen halten, führen Kursverluste oder Schulden-

schnitte zu erheblichen Belastungen der Banken. Ähnlich
wie bei den Abschreibungen strukturierter Finanzprodukte,
die im Zuge der Subprime-Krise in den USA notwendig wa-
ren, ist das Bankensystem abermals in eine tiefe Vertrau-
enskrise gestürzt. Dies macht sich vor allem an den stark
angestiegenen Risikoprämien am Interbankengeldmarkt be-
merkbar. Der Aufschlag von unbesichertem auf besicher-
tes Dreimonatsgeld ist seit den Sommermonaten stark an-
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Die Mindestreserve beschreibt den Teil der Guthaben der Geschäftsbanken bei der Zentralbank, den sie aufgrund rechtlicher Vor-
schriften zu halten verpflichtet sind. Im Eurosystem wird das Mindestreserve-Soll als prozentualer Anteil der Einlagen bei den Geschäfts-
banken zu einem bestimmten Stichtag berechnet. Zu den mindestreservepflichtigen Einlagen zählen Sichteinlagen und Termineinla-
gen mit einer Laufzeit bzw. Kündigungsfrist von bis zu zwei Jahren. In seiner vergangenen Sitzung beschloss der Zentralbankrat mit
Wirkung vom 18. Januar 2012 eine Absenkung des Mindestreservesatzes von 2% auf 1%. Damit änderte die EZB erstmals seit 1999
die Ausgestaltung dieses geldpolitischen Instrumentariums.

Derzeit beträgt das Volumen der Mindestreserve im Eurosystem knapp über 200 Mrd. Euro. Um die Mindestreserve zu erfüllen, neh-
men die Geschäftsbanken typischerweise Zentralbankgeld in Form von Refinanzierungskrediten (Hauptrefinanzierungsgeschäfte, län-
gerfristige Refinanzierungsgeschäfte) bei ihrer nationalen Zentralbank auf und legen dieses Zentralbankgeld auf ihrem Konto bei der
jeweiligen nationalen Zentralbank an. Um die Mindestreserve wettbewerbsneutral zu gestalten, werden Guthaben bis zur Höhe des
Mindestreserve-Solls mit dem Leitzins verzinst. Aus diesem Grund werden im Eurosystem nahezu keine unverzinslichen Überschuss-
reserven gehalten. Durch die Halbierung des Mindestreservesatzes reduziert sich die Zentralbankgeldnachfrage der Geschäftsban-
ken, die sich aus der Mindestreserveverpflichtung ergibt, entsprechend um 50%. 

Um die Bedeutung dieser Maßnahme für die Geschäftsbanken zu verstehen, muss sie im Kontext mit den anderen außergewöhnli-
chen Maßnahmen, die die EZB im Zuge der Finanzkrise ergriffen hat, beurteilt werden. Da die EZB seit September 2008 eine Politik
der Vollzuteilung bei ihren liquiditätszuführenden Offenmarktgeschäften betreibt, stellt das Angebot an Zentralbankgeld im Euroraum
zunächst keinen limitierenden Faktor bei der Versorgung der Geschäftsbanken mit Zentralbankgeld dar. Allerdings muss jeder Kredit
einer nationalen Zentralbank an eine Geschäftsbank mit Sicherheiten, die zu Marktkursen bewertet werden, hinterlegt werden. Da vie-
le Sicherheiten (Staatsanleihen, Bankschuldverschreibungen, Unternehmensanleihen) im Laufe der Krise beträchtlich an Wert verlo-
ren haben, stellt der Bestand an hinterlegungsfähigen Sicherheiten für viele Geschäftsbanken einen limitierenden Faktor dar. Das zu-
nehmende Angebot an sog. Notfallkrediten (Emergency Liquidity Assistance, kurz ELA), insbesondere seitens der irischen und grie-
chischen Zentralbank, bei denen Geschäftsbanken Liquidität zwar zu Zinsen oberhalb des Leitzinses, aber mit deutlich herabgesetz-
ten Sicherheitenanforderungen bekommen, sind ein deutlicher Beleg für die Kreditbeschränkung der dortigen Geschäftsbanken.
Pressemeldungen zufolge erreichten die ELA-Kredite der griechischen Zentralbank im Oktober 36 Mrd. Euroa); die von der irischen
Zentralbank vergebenen Notfallkredite werden auf 47 Mrd. Euro Ende November geschätzt.b) Vor diesem Hintergrund lassen sich die
im September 2008 erstmals beschlossenen und in der Folgezeit mehrfach ausgedehnten Maßnahmen zur Ausweitung notenbank-
fähiger Sicherheiten erklären. In diesem Zusammenhang hatte die EZB bislang ihren Fokus auf die Herabsetzung bzw. vollständige
Aufhebung des Bonitätsschwellenwerts für Wertpapiere gelegt. Die nun angekündigte Absenkung des Mindestreservesatzes trägt zwar
nicht dazu bei, den Bestand an potenziellen Sicherheiten zu erhöhen. Allerdings werden dadurch Sicherheiten im Umfang von rund
100 Mrd. Euro freigesetzt, die bislang für Refinanzierungskredite notwendig waren, die von den Geschäftsbanken zum Zwecke der
Mindestreserveerfüllung aufgenommen wurden. Dieses Volumen an Sicherheiten soll insbesondere jenen Geschäftsbanken helfen,
die aufgrund mangelnder Sicherheiten nicht mehr an den regulären Refinanzierungsgeschäften teilnehmen konnten. 

Allerdings ist der zu erwartende Erfolg dieser Maßnahme begrenzt. In den Kernländern des Euroraums (und insbesondere in Deutsch-
land) gingen die Nachfrage nach Refinanzierungskrediten und damit der Bedarf an Sicherheiten ohnehin zurück. Zentralbankgeld ent-
stand dort größtenteils durch eine kontinuierliche Zunahme der TARGET-Forderungen gegenüber dem Rest des Eurosystems (insbe-
sondere den GIIPS-Ländern).c) Der überwiegende Teil des im Euroraum umlaufenden Zentralbankgeldes wurde von den Zentralban-
ken in den GIIPS-Ländern geschaffen. Von den Geschäftsbanken in den GIIPS-Ländern wurden jedoch zuletzt nur etwa 25% der Min-
destreserven des Eurosystems getätigt. Aufgrund des massiven Rückgangs der Einlagen bei den Geschäftsbanken beliefen sich die
Mindestreserveguthaben bei der griechischen Zentralbank auf 3,4 Mrd. Euro Ende Oktober und bei der irischen Zentralbank auf 4,1 Mrd.
Euro Ende November. Damit sind die Möglichkeiten jener Geschäftsbanken, die die teuren, aber größtenteils unbesicherten ELA-Kre-
dite in reguläre Refinanzierungskredite umwandeln möchten, bei freiwerdenden Sicherheiten in Höhe von 1,7 bzw. 2,0 Mrd. Euro be-
grenzt.

a) Vgl. The Wall Street Journal, »Greek Banks Tap EUR36.25B From Bank Of Greece ELA Fund In Oct«, 2011, online verfügbar unter: http://online.wsj.com/ar-
ticle/BT-CO-20111208-709349.html.
b) Die irischen ELA-Kredite werden in der Notenbankbilanz unter »Other Assets« verbucht (vgl. W. Buiter, J. Michels und E. Rahbari, »ELA: An Emperor
without Clothes? «, Global Economics View, 21. Januar 2011, Citi).
c) Vgl. H.-W. Sinn und T. Wollmershäuser (2011), »Target Loans, Current Account Balances and Capital Flows – The ECB’s Rescue Facility«, NBER Wor-
king Paper No. 17626. 

Kasten 2.1
Zur Absenkung des Mindestreservesatzes durch die EZB
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gestiegen und erreichte zuletzt 120 Basispunkte. Nach Auf-
schlägen von bis zu 180 Basispunkten zum Zeitpunkt der
Insolvenz von Lehman Brothers im September 2008, als die
erste Welle der Weltfinanzkrise Europa erreichte, setzte En-
de 2009 mit Risikoaufschlägen von durchschnittlich 30 Ba-
sispunkten eine Phase der Erholung auf den Interbanken-
märkten ein. Medienberichten zufolge ist in den vergange-
nen Monaten der Handel von Zentralbankgeld aufgrund des
starken Misstrauens zwischen den Banken wieder vollstän-
dig zum Erliegen gekommen.

Der enge Zusammenhang zwischen der Staatsschuldenkri-
se und der Bankenkrise zeigt sich daran, dass insbeson-
dere das Bankensystem in den von der Schuldenkrise am
stärksten betroffenen Ländern in der Peripherie des Euro-
raums, den GIIPS-Ländern, an Liquiditätsproblemen leidet
und nahezu ausschließlich am Tropf der jeweiligen nationa-
len Zentralbanken hängt. Bis Ende Oktober sind die Auslei-
hungen der Geschäftsbanken beim Eurosystem (Hauptre-
finanzierungsgeschäfte, längerfristige Refinanzierungsge-
schäfte, Spitzenrefinanzierungsfazilität) auf 596 Mrd. Euro
angestiegen. Gleichzeitig parkten die Banken 418 Mrd. beim
Eurosystem, davon 248 Mrd. Euro im Rahmen der Einla -
gefazilität und 170 Mrd. Euro in Form von Termineinlagen.
71% der liquiditätszuführenden Refinanzierungsgeschäfte
(422 Mrd. Euro) wurden von den Zentralbanken der GIIPS-
Länder abgewickelt, während die dortigen Geschäftsban-
ken nur 4% der Einlagen (17 Mrd. Euro) tätigten. Die Ge-
schäftsbanken in den Kernländern des Euroraums wurden
hingegen bereits zu Nettogläubigern gegenüber dem Euro-
system. Ihre Ausleihungen über die regulären Refinanzie-
rungsgeschäfte nahmen nur noch einen Anteil von 29%
(175 Mrd. Euro) an; mit 400 Mrd. Euro tätigten sie nahezu
die gesamten Einlagen des Eurosystems. 

Aus konjunktureller Sicht ist zu befürchten, dass die pro-
blembehafteten Banken einen zusätzlichen negativen Im-
puls aussenden und die Kreditvergabe an den Privatsektor
über das konjunkturell übliche Maß hinaus einschränken (sie-
he Kasten »Finanzierungsbedingungen im Euroraum sehr
unterschiedlich«). Zwar versucht die Europäische Zentral-
bank, den kurzfristigen Liquiditätsengpässen durch eine Aus-
weitung der Maßnahmen zur Unterstützung der Kreditver-
gabe entgegenzuwirken. In den kommenden Monaten müs-
sen allerdings die Banken insbesondere in den Peripherie-
ländern erhebliche Anstrengungen unternehmen, um bis En-
de Juni 2012 die erhöhten Eigenkapitalanforderungen in Hö-
he von 9%, die vom EU-Gipfel am 26. Oktober 2011 be-
schlossen wurden, erfüllen zu können. Nach Schätzungen
der europäischen Bankenaufsicht EBA im Rahmen des
jüngsten Stresstests beläuft sich der erwartete Kapitalbe-
darf der größten Banken des gemeinsamen Währungsrau-
mes auf 113 Mrd. Euro. Gemessen an der gesamten Bilanz-
summe des jeweiligen nationalen Bankensystems sind vor

allem jene Länder betroffen, deren Staatsanleihen an mas-
siven Kursrückgängen litten (vgl. Abb. 2.4). 

Die Wirtschaft des Euroraums wird im Winterhalbjahr eine

moderate Rezession durchlaufen (vgl. Abb. 2.7). So dürfte
die aggregierte Produktion sowohl im vierten Quartal 2011
als auch im ersten Quartal 2012 schrumpfen. Darauf deu-
tet die Mehrzahl der Früh- und Stimmungsindikatoren hin.
Diese sind seit dem Sommer abwärts gerichtet und haben
sich in vielen Mitgliedsländern im Oktober und November
abermals verschlechtert. Verantwortlich für diesen Einbruch
im Konsumenten- und Produzentenvertrauen sind nicht zu-
letzt die Zuspitzung der Schuldenkrise und die daraus er-
wachsenden Unsicherheiten. Letztere werden das Zurück-
stellen vieler Konsumausgaben und einen Einbruch der In-
vestitionen in den kommenden Monaten zur Folge haben.
Darüber hinaus dürften sich die Finanzierungsbedingungen
für private Haushalte und Unternehmen stark verschlech-
tern. Auch die Finanzpolitik wird einen erheblichen Beitrag
zur konjunkturellen Kontraktion im kommenden Winterhalb-
jahr leisten. Schließlich dürfte die erwartete konjunkturelle
Abkühlung in den USA sowie vielen Schwellenländern die
Expansion der Exporte im Winterhalbjahr verlangsamen.
In einigen Ländern, die im dritten Quartal 2011 noch ex-
pandiert sind (Italien, Frankreich, Belgien, Spanien), dürfte
die Rezession länger als im Euroraumdurchschnitt andau-
ern. Dabei werden diese Länder ihren kräftigsten Produk-
tionsrückgang voraussichtlich in der ersten Hälfte des kom-
menden Jahres erleiden, da in diesem Zeitraum eine Viel-
zahl der neu beschlossenen Sparmaßnahmen zu wirken
beginnt.

Soweit sich das Basisszenario realisiert, dürfte sich die Un-
sicherheit in der zweiten Hälfte 2012 allmählich abbauen und
sogar eine leichte Verbesserung der Finanzierungsbedin-
gungen und der Investitionsstimmung im Euroraum einlei-
ten. Positiv auf die Bereitschaft zur Kapitalakkumulation wird
sich die äußerst expansive Geldpolitik auswirken. Dennoch
wird die Binnennachfrage wohl kaum zunehmen, denn die
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Kernkapitalbedarf der Banken im Eurorauma)

in Prozent der Bilanzsumme

a) Kapitalbedarf zum Stichtag 30. September 2011, um die Mindesteigenkapitalquote von 9 % bis Ende Juni 2012 zu erreichen.

Quellen: EZB, EBA.

Abb. 2.4
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massiven Ausgabenkürzungen werden den öffentlichen Kon-
sum schrumpfen lassen, während der private Verbrauch
infolge der kräftigen Steuererhöhungen stagnieren dürfte
(vgl. Tab. 2.2). Besonders schwach wird sich die Binnen-
nachfrage in Italien, Frankreich sowie in der europäischen
Peripherie entwickeln, da diese Länder zum Teil drakonische
Sparmaßnahmen durchführen dürften (vgl. Tab. 2.3). In ei-
nigen Ländern wird sich die auf dem EU-Gipfel im Oktober
2011 beschlossene Anhebung der Eigenkapitalquote im

Bankensektor auf 9% belastend auswirken. Um dieser neu-
en Anforderung gerecht zu werden, werden sich viele por-
tugiesische, spanische und griechische Banken gezwungen
sehen, ihre Bilanzen zu verkürzen, was die Entwicklung des
Kreditangebots in diesen Ländern zusätzlich belasten dürf-
te. Positive konjunkturelle Impulse im Jahr 2012 werden le-
diglich aus dem Außenbeitrag kommen, wenn auch nicht
aufgrund dynamischer Zuwächse bei den Exporten. Viel-
mehr wird die schwache Entwicklung der Importe die Net-
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Eine Möglichkeit, um eine erhöhte Eigenkapitalquote zu errei-
chen, besteht in der Verkürzung der Aktivseite der Bankenbi-
lanz und damit einer Einschränkung der Kreditvergabe an den
privaten Sektor. Umfragen unter Unternehmen liefern bereits ers-
te Belege für das Vorliegen einer Kreditklemme in einigen Län-
dern des Euroraums. Im Rahmen des SAFE (»Survey on the 
Access to Finance of SMEs in the Euro Area«) fragen die EZB
und die Europäische Kommission zweimal jährlich seit 2009 in
allen Ländern des Euroraums, welche Faktoren aus Sicht der Un-
ternehmen maßgeblich für die Verfügbarkeit von Bankkrediten
sind. Ähnlich wie im ifo Konjunkturtest bezieht sich eine Frage
auf die Bereitschaft der Banken zur Kreditvergabe während der
vergangenen sechs Monate.a) Während in den Peripherieländern
in der aktuellen Umfrage vom Sommer dieses Jahres bis zu

50% der Unternehmen eine Verschlechterung der Kreditvergabebereitschaft angab, lag die Kredithürde in Ländern wie Deutschland
oder Finnland nur knapp über 10% (vgl. Abb. 2.5).b)

Ein weiterer Hinweis auf eine angebotsseitige Kreditverknappung in den Peripherieländern ist der vergleichsweise starke Anstieg der
Kreditzinsen in den zurückliegenden Monaten (vgl. Abb. 2.6). Zwar wurden neuvergebene Kredite an nicht-finanzielle Kapitalgesell-
schaften in allen Ländern des Euroraums teurer und damit die Anhebung der Leitzinsen im April und im Juli dieses Jahres um insge-
samt 0,5 Prozentpunkte weitergegeben. Allerdings war der Anstieg in den Peripherieländern bis zu fünf Mal höher, was in Kombina-
tion mit rückläufigen Kreditvolumina bei den ausstehenden Krediten in Griechenland, Irland, Spanien und Portugal auf das Vorliegen
einer Kreditklemme schließen lässt. 

a) Genaugenommen wird im ifo Konjunkturtest nach der aktuellen Bereitschaft der Banken gefragt, Kredite an Unternehmen zu vergeben. Die möglichen
Antworten sind »entgegenkommend«, »normal« und »restriktiv«. Im Rahmen der EZB-Umfrage wird nach der Veränderung dieser Bereitschaft in den ver-
gangenen sechs Monaten gefragt. Die möglichen Antworten sind »verbessert«, »unverändert« und »verschlechtert«. Bei einem etwaigen Vergleich der ifo
Kredithürde (vgl. Abschnitt 3, Zu den Finanzierungsbedingungen in Deutschland) mit der Kredithürde der EZB muss dieser Unterschied in der Fragestel-
lung berücksichtigt werden.
b) Die Anzahl der teilnehmenden Unternehmen schwankt zwischen rund 5 300 und 8 300 Firmen für die gesamte Eurozone. Die Daten auf Länderebe-
ne sind allerdings nur für die größten Volkswirtschaften (Deutschland, Frankreich, Italien und Spanien) vom ersten Halbjahr 2009 an verfügbar. Die Daten
für sieben weitere Länder (Belgien, Irland, Griechenland, Niederlande, Österreich, Portugal und Finnland) sind erst seit der aktuellen Erhebungswelle von
April bis September 2011 erhältlich.

Kasten 2.2
Finanzierungsbedingungen im Euroraum sehr unterschiedlich
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toexporte stützen. Trotz der für die zweite Hälfte 2012 er-
warteten leichten konjunkturellen Aufhellung werden infol-
ge des kräftigen Einbruchs im Winterhalbjahr und des dar -
aus resultierenden statistischen Unterhangs die Durch-
schnittswerte der Bruttoanlageinvestitionen und des Brut-
toinlandsprodukts im kommenden Jahr geringer als in die-
sem Jahr ausfallen (vgl. Abb. 2.7 und Tab. 2.2). Alles in al-
lem wird das Bruttoinlandsprodukt im Euroraum um 1,5%
im laufenden Jahr zulegen, ehe es 2012 um 0,2% schrumpft.

Die schwache Binnenkonjunktur wird die Arbeitslosenquo-

te von 10,2% in diesem auf 10,7% im nächsten Jahr erhö-
hen. Aufgrund der Unterschiede in der Arbeitsmarktregu-
lierung sowie in der konjunkturellen Entwicklung zwischen
den einzelnen Mitgliedstaaten dürfte die Dispersion in den
nationalen Arbeitslosenquoten weiter zunehmen. Die Infla-

tionsrate wird von 2,6% im laufenden auf 1,2% im nächs-
ten Jahr zurückgehen. Verantwortlich für den Rückgang des

Preisauftriebs werden neben der Stabilisierung der Rohstoff-
preise die moderaten Lohnzuwächse und die noch immer
unterdurchschnittliche Kapazitätsauslastung sein. 

Frankreich: Aufschwung beendet

Der wirtschaftliche Aufschwung in Frankreich ist voraussicht-
lich zu Ende. Nachdem das reale Bruttoinlandsprodukt im
bisherigen Jahresverlauf noch zugelegt hat, deuten wichti-
ge Frühindikatoren sowie zusätzliche Konsolidierungsan-
strengungen des französischen Staats auf einen bevorste-
henden Abschwung hin. Die Wahrscheinlichkeit einer Re-
zession im Winterhalbjahr 2011/12 ist hoch. Im dritten Quar-
tal 2011 konnte das reale Bruttoinlandsprodukt jedoch noch
einmal um 0,4% zulegen. Einen positiven Beitrag leisteten
dabei die privaten Investitionen, die von einem niedrigen
Zinsniveau profitierten. Auch der private Konsum und der
Staatskonsum legten moderat zu. Der stärkste Beitrag kam
vom Außenhandel, der weiterhin von einer positiven Ent-
wicklung des Welthandels profitiert. Dämpfende Effekte gin-
gen dagegen von einem unvorteilhaften Lagerzyklus aus.
Die Arbeitslosenquote stagnierte im Oktober bei 9,8%. Der
Arbeitsmarkt hat vom Aufschwung der Jahre 2010 und 2011
nicht profitieren können, was primär eine Folge seiner ge-
ringen Flexibilität ist. Der Anstieg der Verbraucherpreise be-
trug im Oktober auch infolge hoher Energie- und Rohstoff-
preise 2,5%.

Ein mögliches Übergreifen der Staatsschuldenkrise im Eu-
roraum auch auf Frankreich stellt das größte Risiko für die
Prognose dar. Der drohende Verlust der Top-Bonität sowie
die aktuellen Finanzmarktentwicklungen lassen vermuten,
dass die französische Regierung in naher Zukunft Konsoli-
dierungsmaßnahmen ankündigen wird, die über das bereits

Beschlossene hinausgehen. Zwar wird Frank-
reich noch von allen drei großen Ratin-Agen-
turen mit der Bestnote »AAA« bzw. »Aaa« be-
wertet (vgl. Tab. 2.4), jedoch haben die Agen-
turen bereits eine Herabstufung im kommen-
den Jahr angedroht, sollte Frankreich seine
Konsolidierungsanstrengungen nicht deutlich
verstärken. Bisher sind für das Jahr 2012
Mehreinnahmen und Kürzungen in Höhe von
lediglich 7 Mrd. Euro im Haushalt eingestellt;
darunter eine Erhöhung der Mehrwertsteuer
in der Gastronomie. Dies konnte die Finanz-
märkte jedoch nicht beruhigen, und so stieg
der Renditeaufschlag zehnjähriger französi-
scher Staatsanleihen gegenüber deutschen
Staatsanleihen auf fast 150 Basispunkte. Es
wird daher im Folgenden unterstellt, dass be-
reits im kommenden Jahr weitere Maßnahmen
in einer Größenordnung folgen, die ausreichen,
um das erklärte Ziel von 3% öffentlichem Ge-
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Tab. 2.2 
Eckdaten zur Wirtschaftsentwicklung im Euroraum 

 2010 2011 2012 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %    
Reales Bruttoinlandsprodukt 1,8 1,5 – 0,2 

Privater Konsum 0,9 0,4 0,0 
Staatskonsum 0,5 0,0 – 0,8 
Bruttoanlageinvestitionen – 0,8 2,0 – 0,8 
Vorratsveränderungena) 0,6 0,3 – 0,3 
Inländische Verwendunga) 1,0 0,6 – 0,8 
Exporte 10,9 6,4 3,0 
Importe 9,1 4,6 1,9 
Außenbeitraga) 0,8 0,9 0,6 

Verbraucherpreiseb) 1,6 2,6 1,2 
In % des nominalen Bruttoinlandsprodukts    
Budgetsaldoc) – 6,2 – 4,1 – 3,2 
Leistungsbilanzsaldo – 0,1 0,0 0,3 
In % der Erwerbspersonen    
Arbeitslosenquoted) 10,1 10,2 10,7 
a) Wachstumsbeitrag. – b) Harmonisierter Verbraucherpreisindex. – 
c) Gesamtstaatlich. – d) Standardisiert. 

Quelle: Eurostat; Europäische Kommission; Berechnungen des ifo Instituts; 
2011 und 2012: Prognose des ifo Instituts. 
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samtdefizit (in Relation zum Bruttoinlandsprodukt) bis Ende
2013 zu erreichen. Die stabile politische Situation, die zu
durchweg positiven Bewertungen in den Governance-Indi-
katoren der Weltbank im Jahr 2010 führte, geben Anlass zur
Hoffnung, dass bereits eine glaubwürdige Ankündigung sei-
tens der französischen Regierung zu einer Stabilisierung der
Finanzmärkte führen könnte.

Das reale Bruttoinlandsprodukt wird im laufenden Jahr vor -
aussichtlich um 1,6% zulegen, bevor es im kommenden Jahr
infolge einer milden Rezession um 0,3% sinken dürfte. Die
privaten Investitionen dürften im Prognosezeitraum unter
steigenden Zinsen und einer restriktiveren Kreditvergabe der
Banken leiden. Zudem trüben sich die Gewinnaussichten
der Unternehmen zunehmend ein. Auch vom privaten Kon-
sum werden im kommenden Jahr voraussichtlich keine po-
sitiven Impulse ausgehen. Die hohe Arbeitslosigkeit sowie

die angekündigten und unterstellten Steuererhöhungen be-
lasten die verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte.
Des Weiteren werden die Konsolidierungsmaßnahmen der
französischen Regierung zu einem sinkenden Staatskon-
sum führen, so dass dieser einen negativen Beitrag liefern
wird. Lediglich vom Außenhandel ist ein positiver Beitrag zu
erwarten.

Der konjunkturelle Abschwung dürfte im Prognosezeitraum
zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit führen. Die Arbeitslo-
senquote wird in diesem Jahr voraussichtlich bei durch-
schnittlich 9,9% liegen und im Jahr 2012 auf 10,6% steigen.
Die Verbraucherpreise werden im Jahr 2011 um 2,1% zu-
legen, bevor sich die Inflationsrate im kommenden Jahr auf-
grund des Abschwungs auf 0,9% zurückbilden dürfte. Die
Inflationsrate könnte im kommenden Jahr jedoch deutlich
höher liegen, sollte die französische Regierung weitere Er-
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Tab. 2.3 
Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Arbeitslosenquote in Europaa) 

 Gewicht 
(BIP) 
in % 

Bruttoinlandsprodukt Verbraucherpreiseb) Arbeitslosenquotec)  
in % Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % 

2010 2011 2012 2010 2011 2012 2010 2011 2012 
Deutschland 20,4 3,6 3,0 0,4 1,1 2,6 1,8 7,1 6,0 5,5 
Frankreich 15,9 1,4 1,6 – 0,3 1,7 2,1 0,9 9,5 9,9 10,6 
Italien 12,6 1,2 0,7 – 0,6 1,6 2,7 0,9 8,4 8,3 9,0 
Spanien 8,7 – 0,1 0,7 – 0,6 2,0 2,9 0,7 20,1 21,9 23,0 
Niederlande 4,8 1,6 1,4 0,1 0,9 2,6 1,5 4,5 4,4 4,7 
Belgien 2,9 2,3 1,9 – 0,2 2,3 3,5 1,2 8,3 7,0 7,8 
Österreich 2,3 2,4 3,2 0,4 1,7 3,5 2,0 4,4 4,1 4,1 
Griechenland 1,9 – 4,7 – 5,8 – 3,5 4,7 3,0 – 0,1 12,6 17,2 19,0 
Finnland 1,5 3,6 2,8 0,7 1,7 3,3 2,0 8,4 7,9 7,7 
Irland 1,3 – 0,4 1,8 0,8 – 1,6 1,3 0,6 13,7 14,4 14,9 
Portugal 1,4 1,4 – 1,2 – 3,0 1,4 3,6 1,0 12,0 12,8 13,9 
Slowakei 0,5 4,0 2,9 2,0 0,7 4,0 2,2 14,4 13,7 14,1 
Slowenien 0,3 1,3 1,0 0,9 2,1 2,1 1,7 7,3 8,2 8,9 
Luxemburg 0,3 2,7 2,0 0,5 2,8 3,7 2,1 4,6 4,8 5,0 
Zypern 0,1 1,1 0,3 – 0,8 2,6 3,5 1,7 6,3 7,7 8,7 
Estland 0,1 2,3 7,8 2,4 2,7 5,1 3,2 16,8 13,1 12,9 
Malta 0,1 2,7 2,0 1,1 2,0 2,8 1,4 7,0 6,7 6,7 
Euroraumd) 75,0 1,8 1,5 – 0,2 1,6 2,6 1,2 10,1 10,2 10,7 
Großbritannien 13,8 1,8 0,9 0,8 3,3 4,5 2,4 7,8 8,1 8,4 
Schweden 2,8 5,4 3,9 2,6 1,9 1,3 1,0 8,4 7,5 7,3 
Dänemark 1,9 1,7 1,3 1,1 2,2 2,7 2,0 7,4 7,2 7,1 
EU-20d) 93,5 1,9 1,5 0,1 1,8 2,9 1,4 9,6 9,8 10,2 
Polen 2,9 3,8 4,0 2,6 2,7 3,5 3,0 9,6 9,0 8,0 
Tschechien 1,2 2,3 2,0 0,9 1,2 2,0 2,5 7,3 6,8 6,5 
Rumänien 1,0 – 1,3 1,7 1,0 6,1 5,5 3,5 7,3 8,0 8,0 
Ungarn 0,8 1,2 1,4 0,2 4,7 4,0 3,5 11,2 11,0 12,0 
Bulgarien 0,3 0,2 2,0 1,0 3,0 3,5 3,0 10,2 12,0 11,0 
Litauen 0,2 1,3 6,0 3,0 1,2 4,5 4,0 17,8 15,0 14,0 
Lettland 0,1 – 0,3 4,0 2,0 – 1,2 4,5 3,0 18,7 16,0 15,0 
Neue Mitgliedere) 6,5 2,1 2,9 1,7 3,1 3,7 3,1 9,5 9,3 8,9 
EU-27d) 100,0 1,9 1,6 0,2 1,9 2,9 1,5 9,6 9,7 9,9 
EU-27f)  1,8 1,6 0,2 2,0 3,0 1,8 9,6 9,7 9,9 
a) Die Zuwachsraten sind untereinander nicht voll vergleichbar, da sie für einige Länder um Arbeitstageeffekte bereinigt sind, 
für andere – wie für Deutschland – nicht. – b) Harmonisierter Verbraucherpreisindex. – c) Standardisiert. – d) Gewichteter 
Durchschnitt der aufgeführten Länder. Bruttoinlandsprodukt und Verbraucherpreise gewichtet mit dem von 2010 in US-Dollar. 
Arbeitslosenquote gewichtet mit der Zahl der Erwerbspersonen von 2010. – e) Gewichteter Durchschnitt aus Polen, 
Tschechien, Rumänien, Ungarn, Bulgarien, Litauen, Lettland. – f) Gewichteter Durchschnitt der  aufgeführten Länder. 
Bruttoinlandsprodukt und Verbraucherpreise gewichtet mit Kaufkraftparitäten des Jahres 2010, Arbeitslosenquote gewichtet 
mit der Zahl der  Erwerbspersonen von 2010. 

Quelle: Eurostat; IWF; OECD; Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts; 2011 und 2012: Prognose des ifo Instituts. 
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höhungen der Mehrwertsteuer beschließen, um den Staats-
haushalt zu sanieren.

Italien: Erneutes Abgleiten in die Rezession

Die konjunkturelle Erholungn Italien ist wohl zu Ende. Wäh-
rend der Aufschwung der Jahre 2010 und 2011 bereits sehr
schwach ausfiel, ist nun sogar ein Rückgang des realen Brut-
toinlandsprodukts im vierten Quartal 2011 und in den ers-
ten drei Quartalen des kommenden Jahres zu erwarten.
Die privaten Investitionen sind bereits seit Anfang 2011 rück-
läufig und konnten trotz der vergleichsweise niedrigen Zin-
sen und günstigen Kreditvergabebedingungen nicht positiv
zur Expansion des realen Bruttoinlandsprodukts beitragen.
Positive Impulse kamen in diesem Jahr dagegen vom pri-
vaten Konsum, der von einer stabilen Arbeitsmarktsituation
profitierte. Auch der Außenhandel lieferte einen positiven Bei-
trag. Die chronische Wettbewerbsschwäche der italienischen
Wirtschaft verhinderte jedoch, dass der Außenhandel nach-
haltig zum Aufschwung Italiens beitragen konnte. Des Wei-
teren profitierte Italien von einem vorteilhaften Lagerzyklus,
während der Staatskonsum stagnierte. Trotz der geringen
konjunkturellen Dynamik ist die Situation am italienischen
Arbeitsmarkt stabil. Die Arbeitslosenquote lag im Oktober
2011 bei 8,5%, während die Veränderungsrate der Verbrau-

cherpreise, auch infolge administrativ erhöhter Preise so-
wie höherer Energie- und Rohstoffpreise, im Oktober 2011
bei hohen 3,8% lag.

Italien steht aufgrund seines öffentlichen Schuldenstands
von etwa 120% des Bruttoinlandsprodukts und seines ho-
hen Refinanzierungsbedarfs von 319 Mrd. Euro im kommen-
den Jahr besonders im Fokus der Finanzmärkte (vgl.
Tab. 2.4). Der Anstieg der Renditen zehnjähriger Staatsan-
leihen auf rund 7% sowie CDS-Prämien von mehr als 500 Ba-
sispunkten deuten darauf hin, dass es erhebliche Zweifel am
Zahlungswillen des italienischen Staates gibt. Während der
Amtszeit von Silvio Berlusconi war das Vertrauen in die ita-
lienische Regierung sukzessive erodiert, was sich in sehr
schlechten Bewertungen der italienischen Governance durch
die Weltbank zeigt. Der Wechsel an der Regierungsspitze
hin zu Mario Monti gibt jedoch Anlass zur Hoffnung, dass
das angekündigte 54 Mrd. Euro schwere Sparpaket von Ok-
tober sowie das jüngst angekündigte Programm tatsächlich
umgesetzt werden und das Misstrauen an den Finanzmärk-
ten verringert. Die beiden Maßnahmenbündel beinhalten den
Verkauf von Staatseigentum, Kürzungen im öffentlichen
Dienst, eine Flexibilisierung des Arbeitsmarkts und eine Ren-
tenreform. Des Weiteren sind höhere Verbrauchs- und Ver-
mögensteuern geplant. Um das angestrebte Ziel eines aus-
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Tab. 2.4 
Zur Staatsverschuldung in Frankreich, Italien und Spanien 

 Öffentliche Finanzen* 
Frankreich Italien Spanien 

Gesamtsaldo im Jahr 2012 (in Relation zum BIP) + 4,5% – 1,8% – 5,2% 
Primärsalden im Jahr 2012 (in Relation zum BIP) – 1,7% 3,6% – 2,8% 
Gesamtverschuldung im Jahr 2012 (in Relation zum BIP) 88,7% 119,8% 73,0% 
 Bonität** 

Frankreich Italien Spanien 
Standard & Poor’s, Rating mit Ausblick AAA (negativ) A (negativ) AA– (negativ)  
Moddy’s, Rating mit Ausblick Aaa (stabil) A2 (stabil) A1 (negativ) 
Fitch, Rating mit Ausblick AAA (stabil) A+ (negativ) AA– (negativ)  

 Finanzmarkt*** 
Frankreich Italien Spanien 

Durchschnittliche (gewichtete) Restlaufzeit 7 Jahre und  
151 Tage 

6 Jahre und 
185 Tage 

7 Jahre und 
186 Tage  

Refinanzierungsbedarf im Jahr 2012 (absolut/in Relation zum BIP) 236 Mrd. 
Euro/11,7% 

319 Mrd. 
Euro/20,1% 

128 Mrd. 
Euro/11,8% 

Marktzins zehnjähriger Staatsanleihen (in Prozentpunkten) 3,42 6,83 6,16 
Aufschlag gegenüber Bundesanleihen (in Prozentpunkten) 1,48 4,89 4,22 
Credit Default Swaps, Prämie (in Basispunkten) 209 504 419 
 Governance**** 

Frankreich Italien Spanien 
Effektivität und Glaubwürdigkeit der Politik  
(Platz im Jahr 2010/Anzahl der Länder) 24/184 68/184 44/184 
Qualität der Regulierung (Platz im Jahr 2010/Anzahl der Länder) 28/185 49/185 34/185 
Einhaltung und Durchsetzung von Gesetzen  
(Platz im Jahr 2010/Anzahl der Länder) 21/185 80/185 29/185 
Bekämpfung von Korruption (Platz im Jahr 2010/Anzahl der Länder) 24/184 90/184 41/184 

Quelle: * ifo Prognose; ** Reuters Datastream; *** Reuters Datastream und Berechnungen des ifo Instituts  
(Stichtag: 2. Dezember 2011); ****Worldbank, The Worldwide Government Indicators, 2011. 
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geglichenen Haushalts bis Ende 2013 tatsächlich erreichen
zu können, dürften jedoch darüber hinausgehende Maßnah-
men angekündigt werden. Die folgende Prognose berück-
sichtigt dies.

Das reale Bruttoinlandsprodukt wird im laufenden Jahr vor -
aussichtlich um 0,7% zulegen, bevor es im Jahr 2012 um
0,6% zurückgehen dürfte. Die Investitionstätigkeit dürfte vor
allem durch eine restriktivere Kreditvergabe der Banken so-
wie durch die steigenden Zinsen belastet werden. Zudem
werden die italienischen Unternehmen aufgrund der hohen
Unsicherheit bezüglich der Entwicklung der Staatsschulden-
krise geplante Investitionsvorhaben eher auf die Zukunft ver-
schieben. Die privaten Konsumausgaben werden ebenfalls
keinen positiven Impuls leisten können, da sich die Arbeits-
marksituation voraussichtlich verschlechtern wird und die
verfügbaren Einkommen durch die Konsolidierungsmaßnah-
men belastet werden. Der Staatskonsum dürfte infolge der
eingeleiteten und unterstellten Sparmaßen sinken. Lediglich
der Außenhandel dürfte positiv zur gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung beitragen.

Der Rückgang der italienischen Wirtschaftsleistung dürfte
zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit im Prognosezeitraum
führen. In diesem Jahr wird die durchschnittliche Arbeitslo-
senquote bei voraussichtlich 8,3% liegen, bevor sie im Jahr
2012 auf 9,0% steigen dürfte. Die Verbraucherpreise wer-
den in 2011 auch aufgrund hoher Energie- und Rohstoff-
preise voraussichtlich um 2,7% zulegen. Im kommenden
Jahr sinkt die Inflationsrate infolge der Rezession auf 0,9%,
sofern es nicht zu einer weiteren Erhöhung von Verbrauchs-
steuern kommt.

Spanien: Kein Ende der Krise in Sicht

Spanien kommt nicht aus der Krise. Nachdem das reale
Bruttoinlandsprodukt im ersten Halbjahr 2011 noch zulegen
konnte, stagnierte es im dritten Quartal. Im laufenden und
in den ersten drei Quartalen 2012 dürfte die spanische Wirt-
schaft erneut in eine Rezession abgleiten – auch als Folge
verstärkter Konsolidierungsmaßnahmen der neuen Regie-
rung von Ministerpräsident Mariano Rajoy. Der Anstieg des
realen Bruttoinlandsprodukts im bisherigen Jahresverlauf ist
vornehmlich auf einen positiven Außenbeitrag und einen vor-
teilhaften Lagerzyklus zurückzuführen. Die privaten Konsum-
ausgaben und insbesondere die privaten Investitionen wirk-
ten dagegen dämpfend. Während der private Konsum un-
ter der hohen Arbeitslosigkeit und der schwachen Lohn-
entwicklung leidet, ist die Investitionsschwäche eine unmit-
telbare Folge der Strukturkrise in der Bauindustrie. Der
Staatskonsum lieferte im bisherigen Jahresverlauf ebenfalls
einen negativen Beitrag. Die Lage am spanischen Arbeits-
markt ist anhaltend schlecht. Die Arbeitslosenquote lag im
Oktober 2011 bei 22,8%, dem höchsten Stand seit Beginn

der Krise. Der Anstieg der Verbraucherpreise stagnierte im
Oktober 2011 bei 3%. Höhere administrativ verordnete Prei-
se sowie höhere Energie- und Rohstoffpreise hatten in der
Vergangenheit zu einem vergleichsweise starken Anstieg der
Verbraucherpreise geführt.

Da Spanien sein selbst gestecktes Ziel eines Gesamtdefi-
zits des Staates in Höhe von 6% in Relation zum Bruttoin-
landsprodukt in diesem Jahr wohl verfehlen wird, sind an
den Finanzmärkten erneut Bedenken aufgekommen, ob die
bisher angekündigten und beschlossenen Konsolidierungs-
maßnahmen tatsächlich ausreichend sind. Die Rendite zehn-
jähriger spanischer Staatsanleihen stieg daher im Durch-
schnitt des Monats November auf über 6%, während die
CDS-Prämien mit mehr als 400 Basispunkten eine erhebli-
che Wahrscheinlichkeit für einen Zahlungsausfall in den kom-
menden Jahren signalisieren (vgl. Tab. 2.4). Die neue spa-
nische Regierung dürfte daher bereits in naher Zukunft deut-
lich größere Sparanstrengungen einleiten als bisher ange-
kündigt – auch um das noch vergleichsweise gute Bonitäts-
rating aufrechtzuerhalten. Dies wird bei der folgenden Prog-
nose berücksichtigt.

Das reale Bruttoinlandsprodukt dürfte im laufenden Jahr um
0,7% zulegen, bevor es im Jahr 2012 um 0,6% schrump-
fen wird. Ein positiver Impuls wird im Prognosezeitraum vom
Außenbeitrag kommen, da die Importe aufgrund der schwa-
chen Inlandsnachfrage sinken dürften, während die Expor-
te infolge einer verbesserten Wettbewerbsfähigkeit der spa-
nischen Wirtschaft leicht steigen werden. Die privaten Kon-
sumausgaben werden dagegen aufgrund der hohen Arbeits-
losigkeit, der schwachen Lohnentwicklung und der unter-
stellten Konsolidierungsmaßnahmen eher sinken. Der hohe
Konsolidierungsdruck lässt erwarten, dass von Seiten des
Staatskonsums negative Effekte ausgehen werden. Des Wei-
teren dürfte die private Investitionstätigkeit schwach bleiben,
da die Kreditvergabe der Banken restriktiver wird und das
Zinsniveau steigen dürfte.

Der konjunkturelle Abschwung dürfte dazu führen, dass sich
die Arbeitslosigkeit weiter erhöhen wird. So wird die Arbeits-
losenquote im Jahresdurchschnitt 2011 voraussichtlich
21,9% betragen und im kommenden Jahr auf 23,0% stei-
gen. Die Inflationsrate liegt in diesem Jahr bei voraussicht-
lich 2,9% und dürfte 2012 infolge der schwachen Konjunk-
tur auf 0,7% zurückgehen. Sollte die spanische Regierung
im kommenden Jahr erneut die Mehrwertsteuer anheben,
so könnte die Inflationsrate auch deutlich darüber liegen.

Zur konjunkturellen Lage in Griechenland, Irland
und Portugal

Die konjunkturelle Entwicklung in den Ländern, die sich be-
reits unter dem Rettungsschirm der »Troika« befinden, ver-
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lief seit Beginn des Jahres sehr heterogen. Zwar ist die Fis-
kalpolitik überall extrem restriktiv. Doch während Griechen-
land und Portugal in einer tiefen Rezession stecken, weist
die irische Wirtschaft Zuwachsraten von über 1,5% je Quar-
tal auf. Die Gründe für diese Divergenz sind vor allem struk-
tureller Natur. So verfügt Irland über einen im internationa-
len Vergleich sehr kompetitiven Exportsektor mit stabilen
Marktanteilen sowohl in den Industrie- als auch in den
Schwellenländern. Dies erlaubte es dem Land, in verhältnis-
mäßig hohem Maße von der in den vergangenen einein-
halb Jahren recht dynamischen Entwicklung der Nachfra-
ge, vor allem aus den aufstrebenden Volkswirtschaften, zu
profitieren. Im selben Zeitraum partizipierten Griechenland
und Portugal in weit geringerem Maße am weltweiten Kon-
junkturaufschwung, zumal der Industriesektor dieser zwei
Länder auf Branchen spezialisiert ist, die gegenwärtig unter
zunehmendem Konkurrenzdruck aus den Schwellenländern
stehen. Auch die relative Wettbewerbsfähigkeit hat sich seit
Ausbruch der Finanzkrise in den drei Ländern sehr unter-
schiedlich entwickelt. So konnte Irland seine nominalen Lohn-
stückkosten in Relation zum Euroraum um mehr als 15%
senken (vgl. Abb. 2.8). Deutlich geringer fällt die Verbesse-
rung bezüglich dieses Wettbewerbsindikators in den ande-
ren zwei Ländern aus. So setzte in Griechenland und Por-
tugal die Anpassung erheblich später ein, und dies führte
zu einem Rückgang der nominalen Lohnstückkosten rela-
tiv zum Euroraum um lediglich 3%. Diese Divergenz lässt
sich damit erklären, dass der Arbeitsmarkt in Irland deutlich
flexibler ist als jener in Griechenland und Portugal. 

Die Entwicklung der Staatsfinanzen ist dagegen in allen drei
Ländern besorgniserregend. Trotz enormer Konsolidierungs-
anstrengungen werden sie die mit der Troika vereinbarten
Defizitziele für dieses Jahr verfehlen. In Griechenland und
Portugal ist dies auf die stark rückläufige wirtschaftliche Ak-
tivität zurückzuführen. In Griechenland deutet sich sogar
eine Defizitverschlechterung gegenüber dem Vorjahr an (vgl.
Abb. 2.9). In Irland dagegen wird der Defizitabbau dadurch
verlangsamt, dass die Rekapitalisierung des Bankensektors
mehr Mittel in Anspruch nimmt als ursprünglich erwartet.
Auch hier ist die Zielerreichung im kommenden Jahr in Ge-
fahr, denn die Defizitpläne beruhen auf Wirtschaftsprogno-
sen, die aus heutiger Sicht als zu optimistisch erscheinen.
Daher ist damit zu rechnen, dass alle drei Länder ihre Spar-
bemühungen erhöhen müssen, um die Defizitziele für das
kommende Jahr zu erreichen.

Großbritannien: Schleppende Erholung

Zwar expandierte das Bruttoinlandsprodukt in Großbritan-
nien im dritten Quartal um 0,5%, dies dürfte die konjunktu-
relle Grunddynamik allerdings überzeichnen. Denn der zu-
sätzliche Feiertag anlässlich des Royal Wedding Ende April
sowie die Lieferengpässe, ausgelöst durch die Natur- und

Reaktorkatastrophe in Japan, belasteten im Vorquartal die
gesamtwirtschaftliche Produktion. Mit dem Wegfall dieser
Faktoren kam ein lediglich temporärer Aufholeffekt zum Tra-
gen. Die schwache Verfassung der britischen Volkswirtschaft
spiegelte sich eher in der Entwicklung der Verwendungs-
komponenten. Lediglich die Lagerinvestitionen trugen im
dritten Quartal deutlich zur Zunahme des Bruttoinlandspro-
dukts bei, während der private Konsum und die Bruttoan-
lageinvestitionen stagnierten. Der Außenhandel leistete ei-
nen negativen Wachstumsbeitrag, da die Exporte zum zwei-
ten Mal in Folge schrumpften.

Damit schwinden die Hoffnungen auf eine robuste export-
getriebene Erholung in naher Zukunft. Zwar liegt der effek-
tive Wechselkurs nach wie vor mehr als 20% unter dem Wert
von Anfang 2007, die weltwirtschaftliche Abschwächung
und die zusätzlichen Sparanstrengungen in Frankreich, Ita-
lien und Spanien, die sich unter den zehn wichtigsten Han-
delspartnern des Vereinigten Königreichs befinden, werden
jedoch dämpfend wirken. Bereits im Dreimonatsdurchschnitt
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bis Oktober vergrößerte sich das britische Handelsbilanz-
defizit mit Frankreich und Italien deutlich.

Auch die inländische Nachfrage wird im Prognosezeitraum
weiterhin großen Belastungsfaktoren ausgesetzt sein. Zum
einen wird die Fiskalpolitik 2012 wiederum einen kräftigen
negativen Impuls von mehr als 1% in Relation zum Brutto-
inlandsprodukt aussenden. Zum anderen hat sich die Situa-
tion am Arbeitsmarkt seit dem Frühjahr deutlich verschlech-
tert; die harmonisierte Arbeitslosenquote betrug im Septem-
ber 8,3%. Dies ist vor allem auf den im Jahr 2010 begon-
nenen Stellenabbau im öffentlichen Sektor zurückzuführen.
Zudem sind die Beschäftigungserwartungen seitdem so-
wohl im Handel als auch im Verarbeitenden Gewerbe und
in der Dienstleistungsbranche stark gesunken.

Die Geldpolitik hat den Expansionsgrad noch einmal erhöht,
indem die Zentralbank im Oktober das Ankaufprogramm für
Staatsanleihen um 75 Mrd. Pfund (87 Mrd. Euro) ausweite-
te, das sich nun auf knapp 20% in Relation zum Bruttoin-
landsprodukt beläuft. Dennoch dürfte in der kurzen Frist
der Inflationsdruck abnehmen, da ab 2012 einige temporä-
re Faktoren wegfallen. Dies betrifft insbesondere den Effekt
der Mehrwertsteuererhöhung Anfang vergangenen Jahres,
der ungefähr 1,7 Prozentpunkte der harmonisierten Inflati-
onsrate von 4,8% (Stand: November) ausmacht. 

Für das kommende Winterhalbjahr deuten die Frühindika-
toren auf eine Stagnation der Wirtschaftsleistung hin. Ab
dem Frühjahr 2012 dürften jedoch die durch den geringe-
ren Preisdruck steigenden Realeinkommen sowie die ver-
besserte preisliche Wettbewerbsfähigkeit stützend wirken. 

Insgesamt ergibt sich für dieses Jahr eine Zunahme der
gesamtwirtschaftlichen Produktion um 0,9%, gefolgt von
0,8% im nächsten Jahr. Die Arbeitslosenquote dürfte im Jahr
2012 von 8,1% auf 8,4% steigen. Die Inflationsrate wird 2011
voraussichtlich 4,5% betragen, sich aber im Verlauf des
nächsten Jahres an das Inflationsziel der britischen Noten-
bank annähern und durchschnittlich 2,4% betragen.

Osteuropa: Von den Auswirkungen der 
Eurokrise erfasst 

In den mittel- und osteuropäischen Ländern der Europäischen
Union hat sich die wirtschaftliche Dynamik in der zweiten Jah-
reshälfte 2011 deutlich verlangsamt. Die Exporte expandier-
ten zwar bis zur Jahresmitte noch kräftig, verloren aber an-
gesichts der Konjunkturabschwächung im Euroraum zuletzt
an Tempo. Auch die Industrieproduktion legte nicht mehr so
schnell zu wie im Vorjahr. Seit Beginn der zweiten Jahres-
hälfte überwiegen bei den Industrieunternehmen in fast allen
Ländern die negativen Geschäftserwartungen. Auch das Ver-
brauchervertrauen hat sich nahezu überall eingetrübt. Hinzu

kommt, dass sich durch die jüngste Abwertung mehrerer
Währungen der Region die ohnehin relativ hohe Schulden-
last vieler privater Haushalte noch weiter erhöhte, denn in den
vergangenen Jahren wurden vor allem Hypothekenkredite in
Schweizer Franken oder Euro aufgenommen. Insbesondere
die ungarische Währung hat im November 2011 stark an Wert
verloren. Maßgeblich hierfür waren binnenwirtschaftliche Fak-
toren wie die zunehmende Staatsverschuldung, die umstrit-
tenen Programme der Regierung3 und die anhaltende kon-
junkturelle Schwäche. Die Probleme sind mittlerweile so ernst,
dass mit dem Internationalen Währungsfonds und der EU-
Kommission über Finanzhilfen verhandelt wird. Doch auch
in Ländern wie Polen, Tschechien und Rumänien, die bis-
lang auf einem soliden wirtschaftlichen Fundament standen,
gaben die Landeswährungen seit der Jahresmitte nach. Of-
fenbar zogen sich die Anleger angesichts der Eurokrise schon
frühzeitig aus den osteuropäischen Währungen zurück, da
die betreffenden Länder von der vergangenen Rezession stär-
ker getroffen wurden als der Euroraum. Der Wertverlust der
Währungen heizte die in vielen Ländern ohnehin relativ hohe
Inflation weiter an. Während die Notenbanken in der ersten
Jahreshälfte zumeist wenig Veranlassung für Zinsänderun-
gen sahen, hoben sie in der zweiten Jahreshälfte in vielen
Ländern, trotz der schwächeren Wirtschaftsdynamik, die Zin-
sen an oder intervenierten anderweitig, um die Wechselkur-
se zu stabilisieren. Lediglich in den beiden Ländern mit den
niedrigsten Teuerungsraten der Region – Tschechien und Bul-
garien – konnten der expansive Kurs der Geldpolitik beibe-
halten und die Zinsen bis zum aktuellen Rand auf einem re-
lativ niedrigen Niveau gehalten werden. Angesichts der hö-
heren Zinsen und einer gestiegenen Risikoaversion der Ban-
ken ist in vielen Ländern eine rückläufige Kreditvergabe zu
beobachten, was sich im kommenden Jahr dämpfend auf
die privaten Investitionen auswirken dürfte. Auch seitens des
Staates sind keine Impulse zu erwarten. Zwar fiel das öffent-
liche Defizit 2011 in fast allen Ländern niedriger aus als 2010,
die Lage der Staatsfinanzen bleibt aber weiterhin angespannt,
denn die Staatsverschuldung hat im laufenden Jahr fast über-
all zugenommen. Die Abhängigkeit von externer Kapitalzu-
fuhr sowie ein inzwischen limitierter Zugang zum Anleihen-
markt zwingen die Regierungen, den restriktiven Kurs der Fis-
kalpolitik beizubehalten. Die Binnennachfrage und insbe-
sondere der Konsum dürften daher in den meisten Ländern
im Prognosezeitraum konsolidierungsbedingt schwach blei-
ben. Zwar ging die Arbeitslosigkeit in einigen Ländern 2011
zurück, darunter in Tschechien und den baltischen Staaten,
der Rückgang wird sich jedoch angesichts der sich verlang-
samenden wirtschaftlichen Dynamik auch hier voraussicht-
lich deutlich abschwächen. Insgesamt deuten alle Indikato-
ren auf eine merkliche Konjunkturabkühlung in der Region
im Prognosezeitraum hin.
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3 Zu nennen ist hier vor allem ein Gesetz, das den Bürger eine vorzeitige Til-
gung der Fremdwährungskredite zu einem günstigeren als dem aktuellen
Wechselkurs erlaubt, wobei die Kreditinstitute für die entstehenden Verlus-
te aufkommen müssen.
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3. Deutsche Konjunktur: 
Von der Schuldenkrise ausgebremst

In Deutschland ist die gesamtwirtschaftliche Produktion bis
zuletzt deutlich gestiegen. Im dritten Quartal 2011 nahm das
reale Bruttoinlandsprodukt saison- und kalenderbereinigt mit
einer laufenden Jahresrate von 2,0% zu. Im Vorjahresver-
gleich erhöhte es sich um 2,5%. Nach wie vor wird die deut-
sche Konjunktur von den binnenwirtschaftlichen Auftriebs-
kräften getragen. Von allen Komponenten der inländischen
Verwendung nahmen im Sommer die Ausrüstungsinvesti-
tionen am kräftigsten zu; nach dem ifo Investitionstest für
das Verarbeitende Gewerbe verfolgen die befragten Unter-
nehmen vorrangig Erweiterungsabsichten. Das gilt für alle
Industriehauptgruppen.4 Die Investitionen in Bauten dage-
gen sind, nach dem außerordentlich starken Anstieg im ers-
ten Quartal, leicht zurückgegangen. Sowohl der Wohnungs-
bau als auch der Gewerbebau haben etwas nachgegeben.
Leicht expansiv war lediglich der öffentliche Bau. Der priva-
te Konsum, der im zweiten Quartal gesunken war, vermoch-
te seit der Jahresmitte wieder zuzulegen. Von den privaten
Mehrausgaben profitierte der Einzelhandel ohne Pkw, aber
auch der Kfz-Handel meldete bei den Pkw-Neuzulassungen
ein Plus. Befördert wurde die Zunahme des privaten Kon-
sums durch steigende Realeinkommen, die Sparquote blieb
dagegen stabil. 

Trotz der Eintrübung des weltwirtschaftlichen Umfelds blieb
der Außenhandel bis zuletzt recht lebhaft. Im dritten Quar-
tal 2011 stiegen die Exporte um 2,5%, nicht zuletzt beför-
dert durch die Abwertung des Euro, und damit nur wenig
langsamer als im Frühjahr (2,8%). Zwar sind die Lieferun-
gen in die EWU, nach China und Südostasien nur schwach
gestiegen, dafür haben aber die Ausfuhren in die Schweiz
und nach Japan kräftig expandiert. Da zugleich aber auch
die Einfuhr kräftig ausgeweitet wurde (2,6%), steuerte der
Außenhandel lediglich ein marginales Plus zum Anstieg des
realen Bruttoinlandsprodukts bei. 

Wie wichtig die heimischen Auftriebskräfte für die deutsche
Konjunktur geworden sind, zeigt sich darin, dass zum An-
stieg des realen Bruttoinlandsprodukts im Zeitraum Q1/2010

bis Q3/2011 in Höhe von 6% die inländischen Verwendungs-
komponenten allein 5 Prozentpunkte oder vier Fünftel bei-
getragen haben, davon entfallen 3 Prozentpunkte auf die
Zunahme der Bruttoinvestitionen und 2 Prozentpunkte auf
die Zunahme der privaten und öffentlichen Konsumausga-
ben. Nur einen Prozentpunkt hat dagegen der Außenbeitrag
beigesteuert. 

Wie schon im vergangenen Jahr wurden die verfügbaren
Realeinkommen der inländischen Sektoren durch ölpreisin-
duzierte Terms-of-Trade-Verluste spürbar geschmälert (vgl.
Abb. 3.1). Über alle drei Quartale 2011 hinweg gerechnet
ergab sich eine Realeinkommenseinbuße5, die sich auf sai-
son- und kalenderbereinigt 0,7% des Bruttoinlandsprodukts
beläuft; im Vorjahresvergleich beträgt die Schmälerung so-
gar 1,1%.

Auf dem Arbeitsmarkt hat sich das ganze Jahr hindurch die
Lage verbessert. Die Zahl der Erwerbstätigen (nach dem
Inlandskonzept6) übersteigt inzwischen den konjunkturel-
len Tiefpunkt saisonbereinigt um 870 000. Die Zahl der so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigten liegt saisonbereinigt
sogar um 1,16 Mill. höher. Die durchschnittliche Arbeits-
zeit, je Arbeitnehmer gerechnet, hat dagegen das Vorkrisen-
niveau saison- und kalenderbereinigt noch nicht wieder er-
reicht. Die Lohnstückkosten sind im Jahresverlauf merklich
gestiegen, auf Stundenbasis waren sie saisonbereinigt zu-
letzt um 0,9% höher als am Jahresende 2010. 

Vorlaufende Indikatoren deuten allerdings darauf hin, dass
die deutsche Konjunktur nunmehr zunehmend in schwie-
riges Fahrwasser gerät. Im Gefolge der Eurokrise und der
Spannungen an den Finanzmärkten haben sich das ifo Ge-
schäftsklima für die gewerbliche Wirtschaft und insbeson-
dere die Geschäftserwartungen der befragten Unterneh-
men bereits seit Frühjahr deutlich eingetrübt. Ab Jahres-
mitte schwächten sich nun auch die Auftragseingänge im
Verarbeitenden Gewerbe tendenziell ab. Im Oktober haben
die im Rahmen des ifo Konjunkturtests befragten Indus-
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Abb. 3.1

4 Vgl. A. Weichselberger, »Westdeutsche Industrie: rege Investitionstätigkeit
im Jahr 2011«, ifo Schnelldienst 64(15), 2011, S. 43–47.

5 Die Änderung des inländischen Realeinkommens aufgrund einer Ände-
rung der Terms-of-Trade wird durch die Differenz zwischen der Verände-
rungsrate des realen BIP und der Veränderungsrate des Realwerts des
BIP gemessen (nominales BIP deflationiert mit dem Preisindex für die in-
ländische Verwendung). Zum Terms-of-Trade-Effekt vgl. W. Nierhaus, »Real-
einkommen im neuen Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamt-
rechnungen«, ifo Schnelldienst 53(4), 2000, S. 7–13.

6 Die Erwerbstätigkeit nach dem Inlandskonzept hat im Vergleich zum al-
ternativen Inländerkonzept eine engere Anbindung an die Konjunktur und
zur Arbeitskräftenachfrage. Im Inlandskonzept gehören Einpendler, die in
Deutschland arbeiten, ihren Wohnsitz aber im Ausland haben, zu den Er-
werbstätigen, während Auspendler, die im Inland wohnen, aber im Aus-
land arbeiten, nicht mitgezählt werden. Beim Inländerkonzept ist es ge-
nau umgekehrt.
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Das ifo Geschäftsklima für die gewerbliche Wirtschaft ist ein
zuverlässiger Frühindikator für die konjunkturelle Entwicklung
in Deutschland. Es wird als geometrischer Mittelwert der bei-
den Komponenten »Geschäftslage« und »Geschäftserwar-
tungen für die nächsten sechs Monate« berechnet. Die bei-
den Klimakomponenten spiegeln die gegenwärtige Situation
und die Aussichten der im Konjunkturtest befragten Unter-
nehmen wider. Abbildung 3.2 zeigt das ifo Geschäftsklima
und seine beiden Komponenten Geschäftslage und Erwar-
tungen. 

Bei der Konjunkturanalyse ist eine zuverlässige Erkennung
von Wendepunkten besonders wichtig. Die monatliche Ver-
änderung eines Indikators kann einen Wechsel des konjunk-
turellen Regimes und damit einen konjunkturellen Wende-
punkt signalisieren, oder aber sie kann noch mit einem Ver-
bleib im bisherigen Regime im Einklang stehen. Für diese Ent-
scheidung können sogenannte Markov-Switching-Modelle
wichtige Informationen liefern. Bei dieser Modellklasse hän-
gen die Parameter von stochastischen Regimevariablen ab.
Ein an sich lineares Modell wird bei diesem Ansatz dadurch
flexibler, dass die Parameter unterschiedliche Werte anneh-
men können, je nachdem, in welchem Regime sich die Zeit-
reihe befindet. Dadurch kann bei der Modellierung berück-
sichtigt werden, dass die Dynamik über die Zeit variiert. Es
lässt sich zeigen, dass das ifo Geschäftsklima in der gewerb-
lichen Wirtschaft mit einem Markov-Switching-Ansatz mo-
delliert werden kann.a) Als konjunkturelle Regimes werden da-
bei die beiden Phasen Aufschwung und Abschwung betrach-
tet. Durch das MS-Modell wird die Bewegung des Geschäfts-
klimas in Echtzeit-Wahrscheinlichkeiten umgesetzt, die sig-
nalisieren, in welchem Stadium des Konjunkturzyklus man
sich befindet. 

Aufschwungsphasen liegen im folgenden Ansatz dann vor,
wenn die entsprechenden Regime-Wahrscheinlichkeiten grö-
ßer als zwei Drittel sind. Umgekehrt liegen Abschwungspha-
sen vor, wenn die Regime-Wahrscheinlichkeiten hierfür grö-
ßer als zwei Drittel sind. Bei Wahrscheinlichkeiten zwischen einem Drittel und zwei Dritteln erfolgt keine eindeutige konjunkturelle Klas-
sifizierung – es herrscht in diesem Fall besonders hohe Unsicherheit. Die nach diesen Regeln zugeordneten Regimewahrscheinlich-
keiten für den Zeitraum 1991 bis 2011 präsentiert Abbildung 3.3 (ifo Konjunkturampel). Die hellen Flächen zeigen im Vergleich dazu
die nach Bry-Boschan datierten Expansionsphasen des trendbereinigten realen Bruttoinlandsprodukts.

Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft war in diesem Jahr erstmals in den Monaten März bis Mai rückläufig, zu-
vor hatte er sich neun Mal in Folge verbessert. Zwar sank parallel zum Rückgang auch die Wahrscheinlichkeit für eine Aufschwungs-
phase, die monatlichen Indexrückgänge waren aber nicht groß genug, um damals bereits einen Regimewechsel von Aufschwung zu
Abschwung zu indizieren. Letztmalig im Juni dieses Jahres stand die ifo Konjunkturampel auf Grün, die Regime-Wahrscheinlichkeit
für Aufschwung lag zu diesem Zeitpunkt bei 82%. Im Juli sprang die Ampel im Gefolge der Verschärfung der Staatsschuldenkrisen in
Europa und den USA bei einer Aufschwungs-Wahrscheinlichkeit von nur noch 44% auf Gelb. Im August 2011 sank der ifo Geschäfts-
klimaindex dann erstmals um mehr als vier Indexpunkte. Zeitgleich wechselte die Konjunkturampel bei einer Abschwungs-Wahrschein-
lichkeit von nunmehr 98% auf Rot. In den beiden Folgemonaten ist der ifo Geschäftsklimaindex weiter gesunken, damit blieb die Re-
gime-Wahrscheinlichkeit für eine sich verschlechternde Wirtschaftsentwicklung hoch. Im November ist der ifo Geschäftsklimaindex
zwar gestiegen. Die Verbesserung ist aber nicht groß genug, um einen konjunkturellen Umschwung zum Besseren zu signalisieren,
denn die Abschwungs-Wahrscheinlichkeit beträgt immer noch rund 80%.

a) Vgl. K. Abberger und W. Nierhaus, »Markov Switching and the Ifo Business Climate: The Ifo Business Cycle Traffic Lights«, Journal of Business Cycle

Measure ment and Analysis 2, 2010, S. 5–17.

Kasten 3.1
Zur Interpretation der aktuellen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests

70

80

90

100

110

120

130

94 95 96 97 98 99 00 01 02 03 04 05 06 07 08 09 10 11
70

80

90

100

110

120

130

Quelle: ifo Konjunkturtest.

a) Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Groß- und Einzelhandel.

November

ifo Geschäftsklima - gewerbliche Wirtschaft a)

2005 = 100, saisonbereinigte Werte

ifo Geschäftsklima

Erwartungen für die
nächsten 6 Monate 

Beurteilung der Geschäftslage 

Abb. 3.2

0,0

0,1

0,2

0,3

0,4

0,5

0,6

0,7

0,8

0,9

1,0

0,0

0,1

0,2

0,3

0,4

0,5

0,6

0,7

0,8

0,9

1,0

91 92 93 94 95 96 97 98 99 00 01 02 03 04 05 06 07 08 09 10 11

Gefilterte monatliche Regime-Wahrscheinlichkeiten für die Phase Expansion
ifo Konjunkturampel

Helle Flächen: Datierte Aufschwungsphasen der Trendabweichung des  realen BIP. Datierung für Q3/2011 geschätzt.
Quelle: ifo Konjunkturtest, Berechnungen des ifo Instituts.

Abb. 3.3



Daten und Prognosen

trieunternehmen erstmals eine sinkende Kapazitätsauslas-
tung gemeldet. Auch die Auftragspolster reduzierten sich
spürbar und wurden auf 2,9 Produktionsmonate beziffert
– nach 3,2 im Juli. Vom wichtigen Auslandsgeschäft erwar-
teten die Unternehmen zuletzt kaum noch Impulse. Schließ-
lich hat sich auch das Verbrauchervertrauen das ganze Jahr
hindurch verschlechtert, es ist aber immer noch beacht-
lich groß.

Die Quantifizierung der gesamtwirtschaftlichen Produktion
für das laufende und das nächste Quartal erfolgt disaggre-
giert auf der Basis monatlich verfügbarer Frühindikatoren der
amtlichen Statistik sowie einer breiten Palette von monatli-
chen Umfragedaten, wobei hier den Ergebnissen des
ifo Konjunkturtests eine besonders gewichtige Rolle zuge-
messen wird (IFOCAST-Ansatz).7

Die Auftragseingänge in der Industrie sind im Oktober sai-
sonbereinigt um 5,2% kräftig gestiegen, zuvor waren sie
aber in nahezu gleichem Umfang gesunken (vgl. Abb. 3.4).
Im Vergleich zu den Vormonaten gab es wieder mehr Groß-
aufträge aus dem Ausland, wovon besonders die Investiti-
onsgüterhersteller profitierten. Im konjunkturell aussagefä-
higeren Zweimonatsvergleich (Oktober/September gegen-
über Juli/August) hat die Bestelltätigkeit um 2,7% abgenom-
men. Die Inlandsbestellungen gingen um 3,9% und die Aus-
landsbestellungen um 1,7% zurück. Bei Vorleistungsgü-
tern wurden im Zweimonatsvergleich 5,0% weniger Aufträ-
ge verbucht. Bei Investitionsgütern sank die Bestelltätigkeit
um 1,5% und bei Konsumgütern um 0,4%. 

Auch die Produktion im Verarbeitenden Gewerbe ist zuletzt
leicht gestiegen, saison- und kalenderbereinigt belief sich
die Zunahme auf 0,8% (vgl. Abb. 3.5). Im Zweimonatsver-
gleich ging die Erzeugung aber merklich zurück (– 2,6%).
Der stärkste Rückgang wurde für die Hersteller von Vorleis-
tungs- und Investitionsgütern registriert (– 3,1% bzw. – 3,0%).
Bei Konsumgüterproduzenten sank der Output um 1,1%.
Insgesamt lag die Industrieproduktion im Oktober um 1,3%
unter dem Durchschnittswert des dritten Quartals. Die ak-
tuellen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests deuten auf eine
schwache Produktionsentwicklung im Verarbeitenden Ge-
werbe hin. Der Geschäftsklimaindex für diesen Wirtschafts-
sektor ist bis zuletzt gesunken. Den Novemberergebnissen
zufolge hat die Zufriedenheit der Industriefirmen mit ihrer ak-
tuellen Geschäftslage weiter abgenommen. Zudem sind die
Unternehmen bezüglich der weiteren Geschäftsentwicklung
skeptischer. Vom Auslandsgeschäft erwarten sie sich kaum
noch Impulse. Den Personalaufbau wollen sie behutsamer
fortsetzen. 

Die Produktion im Bauhauptgewerbe hat ebenfalls zuletzt
zugenommen, saison- und kalenderbereinigt belief sich der

Anstieg im Oktober im Vergleich zum Vormonat auf 0,4%.
Im Vergleich der Monate Oktober/September gegenüber Ju-
li/August sank die Bautätigkeit allerdings deutlich, nämlich
um 2,1%. Der Durchschnittswert des dritten Quartals wur-
de um 1,1% unterschritten. Nach den Ergebnissen des ifo
Konjunkturtests im Bauhauptgewerbe waren im November
allerdings die Lagebeurteilungen und die Erwartungen der
Unternehmen wieder etwas günstiger. 

Für den Handel zeigen die Indikatoren am aktuellen Rand
dagegen nach oben. Nach den bisher vorliegenden amtli-
chen Ergebnissen sind die realen Umsätze im Großhandel
im Zweimonatsdurchschnitt Oktober/September gegenüber
Juli/August saison- und kalenderbereinigt um 0,6 gestiegen.
Der Durchschnittswert des dritten Quartals wurde zuletzt um
0,4% überschritten. Den neuesten Ergebnissen des ifo Kon-
junkturtests zufolge wurde im November das Geschäftskli-
ma günstiger als im Vormonat beurteilt. Im Einzelhandel (oh-
ne Kfz und Tankstellen) sind die realen Umsätze im Zweimo-
natsvergleich um 0,3% gestiegen. Der Durchschnittswert
des dritten Quartals wurde im Oktober um 0,7% überschrit-
ten. Die Umsätze im Kfz-Handel sind seit Jahresmitte wie-
der nach oben gerichtet. Der durchschnittliche nominale Um-
satz der Sommermonate konnte im Oktober um 3,5% über-
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troffen werden. Nach den November-Ergebnissen des
ifo Konjunkturtests bewerten die Einzelhändler (einschließ-
lich Kfz-Gewerbe) ihre Lage besser als im Vormonat, bezüg-
lich der Geschäftsentwicklung im nächsten halben Jahr sind
sie aber wieder etwas pessimistischer.

Das Konsumentenvertrauen hat im laufenden Jahr spürbar
abgenommen, gleichwohl ist es immer noch beachtlich hoch.
Angesichts der nach wie vor recht günstigen Beurteilung der
finanziellen Lage in den nächsten zwölf Monaten ist die Be-
reitschaft der Verbraucher zu größeren Anschaffungen wei-
ter hoch. Zudem ist die im Frühjahr gestiegene Sparbereit-
schaft seit den Sommermonaten wieder gesunken. (vgl.
Abb. 3.6). 

Insgesamt dürfte die gesamtwirtschaftliche Produktion im
Jahresendquartal 2011 saison- und kalenderbereinigt um
0,2% sinken. Maßgeblich für diesen Rückgang ist das Ver-
arbeitende Gewerbe – hier schlagen sich schwächere Aus-
landsnachfrage und die momentane Zurückhaltung inlän-
discher Investoren nieder (vgl. Tab. 3.1). Zudem ist dieser
Wirtschaftsbereich mit einem aus der Entwicklung im drit-
ten Quartal herrührenden Unterhang belastet. Auch die Wert-
schöpfung der unternehmensnahen Dienstleister dürfte, pa-
rallel zum Rückgang der Industrieproduktion, ins Minus ge-
raten. Im Jahresdurchschnitt 2011 expandiert das reale Brut-
toinlandsprodukt damit um 3,0%. 

Auch nach der Jahreswende wird die gesamtwirtschaftliche
Produktion schwach tendieren; die Konjunkturampeln blei-
ben in den Wintermonaten auf Rot. Gebremst wird vor al-
lem der Export, der von der Abkühlung der Weltkonjunktur
und insbesondere von den vielfältigen Konsolidierungs- und
Sparanstrengungen im Euroraum in Reaktion auf die Staats-
schuldenkrise getroffen wird. Erst im weiteren Verlauf des
Jahres dürfte die Ausfuhr wieder etwas anziehen. Da vor -
aussichtlich zugleich auch die Importe zulegen, wird der Au-
ßenhandel per saldo keinen positiven Beitrag zum Anstieg
der gesamtwirtschaftlichen Produktion liefern. Demgegen-
über wird sich die Expansion der Binnennachfrage im Prog-
nosezeitraum wohl fortsetzen. Der private Konsum dürfte
angesichts einer anhaltend guten Arbeitsmarktentwicklung,
höherer Tarifabschlüsse und steigender Transferleistungen
spürbar expandieren, die Sparquote dürfte niedrig bleiben.
Auch die Ausrüstungs- und Bauinvestitionen dürften, nach
schwächerer Entwicklung im Winterhalbjahr, deutlich stei-
gen. Impulse kommen hier von dem historisch niedrigen
Zinsniveau, gleichzeitig nehmen die Unsicherheiten bezüg-
lich der Staatsschuldenkrise annahmegemäß allmählich ab.
Alles in allem dürfte das reale Bruttoinlandsprodukt im kom-
menden Jahr lediglich um 0,4% expandieren. Kalenderbe-
reinigt wird die gesamtwirtschaftliche Produktion aufgrund
der geringeren Zahl von Arbeitstagen um 0,6% zunehmen
(vgl. Abb. 3.7 und Kasten: Zur Revision der Juni-Prognose
des ifo Instituts). 

Im kommenden Jahr ergeben sich von Seite der Arbeits-
kosten keine Entlastungen für den Arbeitsmarkt. Aufgrund
der verhaltenen gesamtwirtschaftlichen Expansion dürfte
zudem die Kapazitätsauslastung zurückgehen. Vor diesem
Hintergrund wird sich der Beschäftigungsaufbau wohl all-
mählich verlangsamen. Im Jahresdurchschnitt 2012 dürf-
te die Erwerbstätigkeit um 210 000 Personen oder 0,5%
steigen. Die Zahl der Arbeitslosen wird im Jahresdurch-
schnitt vor aussichtlich um 140 000 auf rund 2,8 Mill. Per-
sonen zunehmen. Dies entspricht einer Arbeitslosenquo-
te von 6,7%.
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Im Gefolge der deutlich verlangsamten Gangart der Kon-
junktur wird sich das Tempo des Preisauftriebs abschwä-
chen; im Jahresdurchschnitt 2012 ist mit einer Inflationsra-
te von 1,8% zu rechnen. Der Abbau des staatlichen Bud-
getdefizits, das im laufenden Jahr in Relation zum nomina-
len Bruttoinlandsprodukt 1,1% beträgt, wird im nächsten
Jahr wohl nicht mehr signifikant vorankommen, es wird vor -
aussichtlich bei 0,9% liegen (vgl. Tab. 3.2). 

Zu den Finanzierungsbedingungen in 
Deutschland

Die Finanzierungsbedingungen für Unternehmen in
Deutschland sind weiterhin günstig. Seit März dieses Jah-
res weiten sich die ausstehenden Kredite an nichtfinanziel-
le Kapitalgesellschaften nach dem starken Einbruch im ver-
gangenen Jahr wieder aus; zuletzt (Oktober) nahmen sie
im Vorjahresvergleich um 1,8% zu. Die durchschnittlichen
Zinsen für Unternehmenskredite zogen als Folge der Zins-
erhöhung der EZB seit Jahresbeginn zwar leicht um
0,2 Prozentpunkte an; sie sind aber mit 4,0% im Oktober
weiterhin sehr niedrig. 

Befragungen sowohl unter Banken als auch unter Unterneh-
men deuten darauf hin, dass keine angebotsseitigen Be-

schränkungen auf dem Kreditmarkt vorliegen. Die Ergebnis-
se der Bank Lending Surveys im zweiten Halbjahr zeigen,
dass die Kreditvergabebedingungen der Banken an Unter-
nehmen unverändert blieben, nachdem sie vorher drei Mal
in Folge gelockert wurden. Ein ähnliches Bild zeichnet sich
auch bei Umfragen unter Unternehmen ab. So beurteilten
im November nur rund 22% der vom ifo Institut monatlich
befragten Firmen die Kreditvergabe der Banken als restrik-
tiv. In der zurückliegenden Rezession im Jahr 2009 lag die-
ser Anteil bei 45%, zu Zeiten der Kreditklemme von 2003
sogar bei mehr als 60% der Unternehmen.

Für die vorliegende Prognose wird angenommen, dass die
Situation am Kreditmarkt keine Restriktion für die Unter-
nehmen darstellen wird. Aufgrund der Leitzinssenkungen
der EZB werden die Kreditzinsen im weiteren Verlauf von
2011 und 2012 wieder fallen. Die Kreditvolumina dürften
im Prognosezeitraum weiter zulegen, wenn auch mit ver-
minderter Geschwindigkeit aufgrund der sich eintrübenden
gesamtwirtschaftlichen Nachfrage. Auch der Bedarf deut-
scher Banken an zusätzlichem Eigenkapital, der sich aus
der im Rahmen des Euro-Gipfels am 26. Oktober 2011 be-
schlossenen Anhebung der Kernkapitalquote auf 9% bis En-
de Juni 2012 ergibt, dürfte sich vorläufigen Schätzungen zu-
folge für das deutsche Bankensystem insgesamt in Gren-
zen halten und von den Banken ohne größere Auswirkun-
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Tab. 3.1 
Bruttoinlandsprodukt und Bruttowertschöpfung nach Wirtschaftsbereichen 
Prognose für das 4. Quartal 2011 und für das 1. Quartal 2012 

  
  
    

2011 2012 
Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 

Ursprungswerte 
Veränderung gegenüber dem Vorjahresquartal in % 

Bruttoinlandsprodukt 5,0 3,0 2,5 1,4 1,2 
  darunter:        
  Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche 4,5 3,3 2,6 1,3 1,4 
   darunter:        
   Produzierendes Gewerbe ohne Bau 10,8 7,3 6,4 1,5 2,0 
   Verarbeitendes Gewerbe 13,9 9,8 8,5 3,5 2,8 
   Energie- und Wasserversorgung – 3,6 – 6,7 – 6,3 – 9,1 – 3,9 
   Baugewerbe 9,5 0,8 0,8 4,2 – 1,8 
   Handel, Gastgewerbe, Verkehr 6,1 4,2 2,8 2,4 2,5 
   Unternehmensdienstleistungen 4,9 4,5 2,9 1,6 0,6 
    Öffentliche Dienstleister 0,6 0,7 0,5 0,6 0,9 
 Saison- und arbeitstäglich bereinigte Werte 

Veränderung gegenüber dem Vorquartal in %  
Bruttoinlandsprodukt 1,3 0,3 0,5 – 0,2 0,1 
  darunter:        
  Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche 1,2 0,5 0,4 – 0,2 0,2 
   darunter:        
   Produzierendes Gewerbe ohne Bau 1,7 1,5 0,9 – 1,3 – 0,1 
   Verarbeitendes Gewerbe 2,8 2,0 1,3 – 1,4 – 0,2 
   Energie- und Wasserversorgung – 3,8 – 2,4 – 2,3 – 0,8 0,6 
   Baugewerbe 7,8 – 0,5 – 2,0 0,1 0,1 
   Handel, Gastgewerbe, Verkehr 2,3 – 0,3 0,7 0,4 0,3 
   Unternehmensdienstleistungen 1,4 0,8 0,3 – 0,5 0,1 
    Öffentliche Dienstleister 0,4 0,1 0,2 0,3 0,3 

Quelle: Statistisches Bundesamt; 4. Quartal 2011 und 1. Quartal 2012: Prognose des ifo Instituts. 
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gen auf das Kreditgeschäft gedeckt werden.8 Nach Anga-
ben der europäischen Bankenaufsicht EBA ergab sich näm-
lich im Rahmen des jüngsten Stresstests für die teilnehmen-
den deutschen Banken ein Kapitalbedarf in Höhe von
13 Mrd. Euro, was in Relation zur Bilanzsumme des ge-
samten Bankensystems 0,2% ausmacht. Damit ist der Ka-
pitalbedarf der deutschen Banken deutlich geringer als in
vielen anderen Euroländern (vgl. Abb. 2.4 in Abschnitt 2
Euroraum).

Ausfuhren stark betroffen von Abkühlung der
Weltkonjunktur

Die deutschen Ausfuhren expandierten mit 2,5% im dritten
Quartal kaum schwächer als im vorhergehenden Quartal.
Aufgrund der mageren Entwicklung bei den Auftragseingän-
gen war das nicht ohne weiteres zu erwarten gewesen.
Verstärkt wurde aus europäischen Ländern nachgefragt, die
nicht zur Europäischen Union gehören. Besonders auffal-
lend waren die Beiträge der Schweiz und Japans. Die Eid-
genossen nutzten die Aufwertung des Franken gegenüber
dem Euro zum vermehrten Kauf deutscher Güter, während
die Japaner ihre Importe im Zuge des Wiederaufbaus nach
der Natur- und Reaktorkatastrophe hochfuhren. Im Gegen-
satz dazu kamen von den typischen Abnehmerländern deut-
scher Produkte wie Frankreich, den USA, Großbritannien
und China keine nennenswerten Impulse. Die europäischen

Problemländer Griechenland, Irland, Italien, Portugal und
Spanien verbuchten deutliche Rückgänge beim Kauf deut-
scher Güter. Für das vierte Quartal sind die Indikatoren deut-
lich pessimistisch. Die ifo Exporterwartungen im Verarbei-
tenden Gewerbe fielen im November stark und knüpften da-
mit an den abwärts gerichteten Trend der Vormonate an.
Nachdem die Auftragseingänge bei den Vorleistungsgü-
tern bereits im zweiten Quartal 2011 zurückgingen, kam es
im dritten Quartal zu einem flächenweiten Rückgang der Auf-
tragsindizes, insbesondere der Index für Investitionsgüter
reduzierte sich merklich. Im dritten Quartal brachen auch die
Auftragseingänge aus dem Euroraum ein. Daher dürften
die Exporte im vierten Quartal um 0,3% zurückgehen. Auf-
grund des starken Sommerhalbjahres ergibt sich für das Ge-
samtjahr 2011 ein Exportzuwachs von 8,4%. 
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Tab. 3.2 
Eckdaten der Prognose für die Bundesrepublik Deutschland 

 2009 2010 2011a) 2012a) 
Veränderung in % gegenüber dem Vorjahrb) 

Private Konsumausgaben – 0,1 0,6 1,4 1,2 
Konsumausgaben des Staates 3,3 1,7 1,2 1,2 
Bruttoanlageinvestitionen – 11,4 5,5 6,9 2,2 

Ausrüstungen – 22,8 10,5 8,8 2,8 
Bauten – 3,0 2,2 5,7 1,6 
Sonstige Anlagen 0,6 4,7 4,6 4,6 

Inländische Verwendung – 2,6 2,4 2,3 1,2 
Exporte – 13,6 13,7 8,4 2,8 
Importe – 9,2 11,7 7,6 4,6 

Bruttoinlandsprodukt – 5,1 3,7 3,0 0,4 
Erwerbstätigec) (1 000 Personen) 40 362 40 553 41 060 41 270 
Arbeitslose (1 000 Personen) 3 415 3 238 2 975 2 835 
Arbeitslosenquote BAd) (in %) 8,1 7,7 7,1 6,7 
Verbraucherpreisee) 
(Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr) 

 
0,4 

 
1,1 

 
2,3 

 
1,8 

Finanzierungssaldo des Staatesf)     
in Mrd. Euro – 76,1 – 106,0 – 27,5 – 24,5 
in % des nominalen Bruttoinlandsprodukts – 3,2 – 4,3 – 1,1 – 0,9 
Nachrichtlich:     
Reales Bruttoinlandsprodukt im Euroraum 
(Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr) 

 
– 4,2 

 
1,8 

 
1,5 

 
– 0,2 

Verbraucherpreisindex im Euroraumg) 
(Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr) 

 
0,3 

 
1,6 

 
2,6 

 
1,2 

a) Prognose des ifo Instituts. – b) Preisbereinigte Angaben. – c) Inlandskonzept. – d) Arbeitslose in % der zivilen Erwerbspersonen 
(Definition gemäß Bundesagentur für Arbeit). – e) Verbraucherpreisindex (2005 = 100). – f) In der Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (ESVG 95). – g) Harmonisierter Verbraucherpreisindex, HVPI-EWU (2005 = 100). 

Quelle: Eurostat; Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit; 2011 und 2012: Prognose des ifo Instituts. 
 

8 Der größte Kapitalbedarf von 5,3 Mrd. Euro besteht für die Commerzbank,
die zum Teil dem Bund gehört. Da die Bundesregierung kein Interesse an
einer möglichen Kreditrestriktion haben dürfte, ist im Zweifelsfall mit einer
staatlichen Rekapitalisierung zu rechnen. Dafür könnte der Soffin reakti-
viert werden. Darüber hinaus benötigen mit der NordLB und der Helaba
zwei Landesbanken frisches Kapital in Höhe von insgesamt knapp 4 Mrd.
Euro. Da jedoch Presseberichten zufolge für beide Banken bereits durch
die staatlichen Eigentümer Kapitalerhöhungen beschlossen worden sind,
die zum Jahresende wirksam werden, ist auch in diesen Fällen nicht mit
einer kapitalbedingten Einschränkung bei der Kreditvergabe zu rechnen.
Auch der Deutschen Bank wurde ein Kapitalbedarf attestiert, der sich auf
3,2 Mrd. Euro beläuft. Zumindest nach Aussage der Bank selbst sind Maß-
nahmen wie die Einbehaltung der laufenden und zukünftigen Quartalsge-
winne ausreichend, um die Kapitallücke zu schließen, ohne ihre Kredit-
vergabe einzuschränken (vgl. Presseerklärung der Deutschen Bank vom
8. Dezember 2011).



Daten und Prognosen

Die Schwäche bei den Exporten im vierten Quartal 2011 wird
sich wohl bis in das Frühjahr 2012 fortsetzen, da sich die
Konjunktur in wichtigen Abnehmerländern abschwächt und
der übrige Euroraum in eine Rezession abrutscht. Im wei-
teren Verlauf des kommenden Jahres dürften mit der er-
warteten Belebung der Weltkonjunktur auch die Exporte wie-
der anziehen. Zusätzliche Nachfrage nach deutschen Pro-
dukten dürfte dabei vor allem aus China, den USA, den
Niederlanden, Österreich, Belgien und osteuropäischen Län-
dern wie Polen, Tschechien und Russland kommen. Bedingt
durch das schwache erste Halbjahr 2012 wird der Export
im kommenden Jahr insgesamt nur um 2,8% zulegen (vgl.
Abb. 3.8).

Die Expansion der Einfuhren beschleunigte sich im dritten
Quartal abermals um 2,6% und knüpfte damit an den star-
ken Zuwachs des zweiten Quartals an. Aus dem Ausland
eingekauft wurden insbesondere Erdöl und Erdgas sowie

Konsumgüter. Investitions- und Vorleistungsgüter, die nor-
malerweise den Hauptteil der importierten Leistungen dar-
stellen, wurden nicht verstärkt nachgefragt. Nachdem in den
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Die Prognose der jahresdurchschnittlichen Veränderungsrate eines Aggregats (wie das reale Bruttoinlandsprodukt) basiert auf einer
Prognose des unterjährigen konjunkturellen Verlaufs, d.h. auf einer Prognose der saison- und kalenderbereinigten Quartalsraten. Die
einzelnen Quartalsraten gehen dabei mit unterschiedlichem Gewicht in die Jahresdurchschnittsrate ein. Im Juni 2011 hatte das ifo Ins -
titut für die jahresdurchschnittliche Veränderungsrate des realen BIP im laufenden Jahr 3,3% prognostiziert. Nunmehr wird die Prog-
nose auf 3,0% zurückgenommen. Ein Viertel der Prognoserevision in Höhe von 0,3 Prozentpunkten geht auf die zwischenzeitlich er-
folgten amtlichen Abwärtskorrekturen an bereits veröffentlichten Quartalsraten (bis einschließlich Q1/2011) zurück, drei Viertel entfal-
len auf die nunmehr geringer eingeschätzte konjunkturelle Dynamik im Zeitraum Q2/2011 bis Q4/2011. Die BIP-Prognose für 2012
wird aufgrund des ungünstigeren weltwirtschaftlichen Umfelds und der europäischen Staatsschuldenkrise deutlich nach unten revi-
diert, und zwar von 2,3 % auf 0,4 %.

Tabelle 3.3 fasst die wichtigsten statistischen Kenngrößen der neuen Prognose 2011/2012 für das reale Bruttoinlandsprodukt zu-
sammen. 

Die vorliegende Prognose ist mit der vom Sommer 2011 nur eingeschränkt vergleichbar. Im Zuge der Berechnungen für das zweite
Quartal hat das Statistische Bundesamt im September erstmals Ergebnisse der großen Revision 2011 der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen (VGR) vorgelegt, was dazu geführt hat, dass die statistische Ausgangsbasis für die Prognose heute anders aussieht
als noch im Sommer. 

Im Mittelpunkt der Revision 2011 stand die Um-
stellung der VGR auf die neue Systematik der
Wirtschaftszweige (WZ 2008). Die Gliederungs-
struktur der WZ 2008 ist gegenüber ihrer Vor-
gängerversion WZ 2003 umfassend geändert
worden. Zudem ist die WZ 2008 in einigen
Dienstleistungsbereichen tiefer gegliedert als die
WZ 2003. Neben der Umstellung auf neue Wirt-
schaftsklassifikationen, zu der auch die Einfüh-
rung des Güterverzeichnisses für Produktions-
statistik GP 2009 zählt, sind eine Reihe weite-
rer methodischer Anpassungen und Aktualisie-
rungen vorgenommen worden. So wurde die
kreislaufmäßige Abstimmung des BIP verbes-
sert. Zudem wurde die VGR verstärkt mit den
Ergebnissen des Unternehmensregisters abge-
glichen, auch ist die Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe 2008 berücksichtigt. Schließ-
lich wurden alle realen verketteten Angaben auf
das Referenzjahr 2005 umgestellt.

Kasten 3.2
Zur Revision der Juni-Prognose 2011 des ifo Instituts

Tab. 3.3 
Zur Entwicklung des realen Bruttoinlandsprodukts 

 2009  2010  2011a)  2012a)  
Statistischer Überhangb)  – 1,9 1,0 1,2 0,2 
Jahresverlaufsratec) – 2,2 3,8 1,9 0,9 
Jahresdurchschnittliche 
Veränderung, 
kalenderbereinigt – 5,1 3,6 3,0 0,6 
Kalendereffektd) 0,0 0,1 0,0 – 0,2 
Jahresdurchschnittliche  
Veränderung – 5,1 3,7 3,0 0,4 
a) Schätzungen des ifo Instituts. – b) Saison- und kalenderbereinigtes 
reales Bruttoinlandsprodukts im 4. Quartal des Vorjahres in Relation zum 
saison- und kalenderbereinigten Quartalsdurchschnitt des Vorjahres. –  
c) Jahresveränderungsrate im 4. Quartal, saison- und kalenderbereinigt. – 
d) In Prozent des realen Bruttoinlandsprodukts. 

Quelle: Statistisches Bundesamt; 2011 und 2012: Prognose des ifo Instituts. 
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vorangegangenen Quartalen besonders aus der Eurozone
importiert wurde, kam es im dritten Quartal zu mehr Einfuh-
ren aus europäischen Ländern außerhalb der Eurozone und
aus Asien (ohne China). Im vierten Quartal dürften sich die
Zuwächse bei den Einfuhren deutlich verlangsamen, zum
einen bedingt durch die schwächere Binnenkonjunktur, zum
anderen werden aufgrund der geringeren Exportdynamik
weniger Vorleistungsgüter benötigt. Die leichte Schwäche
in der Binnenkonjunktur dürfte bis ins Frühjahr anhalten und
sich damit auch nicht stimulierend auf die Importnachfrage
auswirken. Erst im weiteren Verlauf des Jahres 2012 wer-
den die Einfuhren aufgrund besserer Exportmöglichkeiten
zunehmen. Im kommenden Jahr werden die Importe wohl
um 4,6% ansteigen, nach 7,6% in diesem Jahr (vgl.
Abb. 3.9). Der Außenhandel dürfte 2011 einen Beitrag von
0,8 Prozentpunkten zum Zuwachs des Bruttoinlandspro-
dukts liefern und damit rund ein Viertel des Anstiegs des
Bruttoinlandsprodukts erklären. Im kommenden Jahr wird
es wohl einen negativen Beitrag von 0,7 Prozentpunkten ge-
ben (vgl. Tab 3.4).

Die Terms of Trade, definiert als Verhältnis der
Preisindizes von Ausfuhren und Einfuhren,
sind im dritten Quartal deutlich angestiegen.
Verantwortlich dafür ist die Verringerung des
Importdeflators infolge der Preisrückgänge
bei den Energierohstoffen. Unter der techni-
schen Annahme konstanter Rohstoffpreise
und unveränderter Wechselkurse zwischen
dem Euro und den Währungen der Handels-
partner werden im vierten Quartal sowohl Ex-
port- als auch Importpreise nur unwesent-
lich ansteigen. Im Jahresdurchschnitt fallen
die Terms of Trade um 2,3%, d.h. im Vorjah-
resvergleich reduziert sich die mögliche Im-
portmenge für ein Exportgut. Aufgrund wei-
terer Anstiege der Lohnstückkosten im Jahr
2012 und deren teilweisen Überwälzung in

die Exportpreise erhöhen sich die Terms of Trade im kom-
menden Jahr voraussichtlich um 0,5%. Auf Basis der prog-
nostizierten Verbraucherpreisindizes ergibt sich für 2011
nur eine unwesentliche Verbesserung der preislichen Wett-
bewerbsfähigkeit Deutschlands, 2012 verschlechtert sie
sich, insbesondere gegenüber den meisten anderen Mit-
gliedsländern der Eurozone. 

Gedämpfter Zuwachs der Ausrüstungs -
investitionen

Die Ausrüstungsinvestitionen der Unternehmen haben die-
ses Jahr mit 1,0% in den drei Wintermonaten und mit 1,2%
im zweiten Quartal zugenommen. Die Expansion beschleu-
nigte sich nochmals im dritten Quartal. Zwischen August
und Oktober fragten die Unternehmen 2,9% mehr Gerä-
te, Maschinen und Fahrzeuge nach als im Vierteljahr zu-
vor. Die Investitionstätigkeit dürfte aber im Herbst erheb-
lich an Schwung verloren haben. Die inländischen Auftrags-
eingänge bei den Investitionsgüterherstellern sind seit dem
Sommer tendenziell rückläufig, wenngleich im Oktober ei-
ne gewisse Korrektur zu verzeichnen war. Die Unterneh-
men dürften in Anbetracht der schwächeren Weltkonjunk-
tur und großer Unsicherheiten über die Wirtschaftsentwick-
lung in der nächsten Zeit eher vorsichtig Investitionsaus-
gaben tätigen. Nach den Ergebnissen des ifo Konjunktur-
tests liegt die Kapazitätsauslastung in der Industrie der-
zeit über dem langjährigen Durchschnitt, ist aber im Ver-
gleich zum Sommer gesunken. Daher dürfte der Anreiz,
Erweiterungsinvestitionen jetzt auszulösen, etwas abge-
nommen haben. 

Andererseits liegen derzeit keine Indizien für einen scharfen
Einbruch der Ausrüstungsinvestitionen vor. Der ifo Investiti-
onstest deutet auf eine weitere Expansion der Ausrüstungs-
investitionen im Verarbeitenden Gewerbe hin, auch wenn
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Abb. 3.9

Tab. 3.4 
Wachstumsbeiträge zur Veränderung des Bruttoinlandsprodukts 
(in Prozentpunkten) 

 2010 2011a) 2012a) 
Konsumausgaben 0,7 1,1 0,9 

Private Konsumausgaben 0,4 0,8 0,7 
Konsumausgaben des Staates 0,3 0,2 0,2 

Bruttoanlageinvestitionen 1,0 1,2 0,4 
Ausrüstungen 0,7 0,6 0,2 
Bauten 0,2 0,5 0,2 
Sonstige Anlagen 0,1 0,1 0,1 

Vorratsveränderungen 0,6 – 0,1 – 0,2 
Letzte inländische Verwendung 2,3 2,1 1,1 
Außenbeitrag 1,4 0,8 – 0,7 

Exporte 5,8 3,9 1,4 
Importe – 4,3 – 3,1 – 2,1 

Bruttoinlandsproduktb) 3,7 3,0 0,4 
a) Schätzungen des ifo Instituts. – b) Veränderung in % gegenüber dem 
Vorjahr. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 

Quelle: Statistisches Bundesamt; 2011 und 2012: Prognose des ifo Instituts. 
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das Plus 2012 weniger kräftig ausfallen dürfte als in diesem
Jahr. Die Geschäftslage der Leasingunternehmen – die im
Rahmen des ifo Konjunkturtests Dienstleistungen erhoben
wird und ein bewährter Indikator für die Ausrüstungsinves-
titionen ist – hat sich in den vergangenen Monaten zwar
merklich verschlechtert. Insgesamt wird die Geschäftslage
durch die Leasingunternehmen aber nach wie vor verhal-
ten positiv eingestuft. Stützend auf die Investitionstätigkeit
der Unternehmen wirken die Finanzierungsbedingungen.
Die ifo Kredithürde signalisiert, dass der Zugang zu Kredi-
ten von den Unternehmen weiterhin als sehr gut eingeschätzt
wird. Zwar könnten auch einige deutsche Banken im Zuge
der Krise in der Eurozone gezwungen sein, die Kreditver-
gabe einzuschränken. Eine Kreditklemme, wie sie in man-
chen anderen Ländern der Eurozone oder in Teilen Osteu-
ropas droht, ist in Deutschland aber derzeit wenig wahr-
scheinlich. Darüber hinaus dürften die Notenbankzinsen im
Prognosezeitraum niedrig bleiben. Nach wie vor verfügen
die Unternehmen auch über beträchtliche Mittel zur Selbst-
finanzierung. Insgesamt dürfte daher die Finanzierungssei-
te die Investitionstätigkeit kaum hemmen. Erheblich mehr
Gewicht haben derzeit die Nachfrage- und Ertragserwartun-
gen der Unternehmen. 

Nach einem schwächeren Winterhalbjahr dürfte sich die In-
vestitionstätigkeit im weiteren Jahresverlauf 2012 wieder et-
was beleben. Im Jahresdurchschnitt resultiert damit 2011
ein Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen um 8,8% und 2012
eine Zunahme um 2,8% (vgl. Abb. 3.10). 

Bauboom geht weiter

Die Bauinvestitionen wurden im ersten Vierteljahr dieses Jah-
res im Zuge der günstigen Winterwitterung stark ausgewei-
tet. Seither konnte dieser Niveausprung nicht ganz gehal-
ten werden. Die Bauinvestitionen nahmen im zweiten und
dritten Quartal leicht ab. 

Die Wohnungsbauinvestitionen haben nach ihrem kräftigen
Zuwachs 2010 auch in diesem Jahr weiter stark zugenom-
men. Allerdings konzentriert sich das Plus im Verlauf von
2011 ebenfalls auf das erste Quartal. Der Aufwind im Woh-
nungsbau dürfte aber grundsätzlich weiter bestehen. Die
Auftragsbestände lagen hier Ende September nominal um
mehr als 25% über dem vergleichbaren Vorjahreswert. Auch
die Baugenehmigungen für neue Wohnungen in Einfamili-
enhäusern und in Mehrfamilienhäusern haben in diesem Zeit-
raum deutlich zugenommen. Der Wohnungsbau dürfte da-
von profitieren, dass er als werterhaltende Kapitalanlage-
form gilt. Die Hypothekenzinsen sind zudem weiterhin güns-
tig. Die Wohnbauinvestitionen dürften daher nach reichlich
6% in diesem Jahr nächstes Jahr um weitere knapp 3%
zulegen.

Die Wirtschaftsbauinvestitionen haben nach einem kräf-
tigen Plus im ersten Vierteljahr 2011 im zweiten einen leich-
ten Zuwachs und im dritten einen Rückgang verbucht. Die
Bauherren sind in dieser Sparte sicherlich wachsamer
mit Blick auf die Konjunkturrisiken geworden. Besonders
bei Fabrikgebäuden könnte sich eine etwas zögerlichere
Baunachfrage zeigen. Insgesamt sind die Auftragsbestän-
de im gewerblichen Bau aber hoch, so dass es wohl bei
einer positiven Grundtendenz im Wirtschaftsbau bleibt.
Unterfüttert wird diese Entwicklung durch anhaltend güns-
tige Finanzierungsbedingungen. Ab Mitte nächsten Jah-
res dürften sich zudem die Ertragsperspektiven der Un-
ternehmen wieder aufhellen. Insgesamt steigen die Wirt-
schaftsbauinvestitionen 2011 um 6%. Nach einer Schwä-
chephase zu Beginn des nächsten Jahres dürfte 2012 im
Jahresdurchschnitt ein Plus von etwa 0,6% resultieren.

Die öffentliche Hand hat im laufenden Jahr ihre Bauinvesti-
tionen ausgeweitet. Allerdings geht der Zuwachs auf die Ent-
wicklung zu Jahresbeginn zurück. Im zweiten Vierteljahr ist
die Baunachfrage des Staates gesunken, im dritten Quar-
tal hat sie nahezu stagniert. Auch zu Jahresende dürfte die
Entwicklung in dieser Sparte stabil gewesen sein. Im kom-
menden Jahr werden die öffentlichen Bauinvestitionen zu-
nächst etwas nachgeben. Die Baugenehmigungen der öf-
fentlichen Bauherren waren in den ersten neun Monaten die-
ses Jahres um reichlich 20% niedriger als im Vorjahr und der
Auftragsbestand im öffentlichen Bau war im September um
mehr als 8% geringer als vor Jahresfrist. Die positiven Ef-
fekte aus den Konjunkturpaketen laufen aus, und viele Ge-
meinden werden trotz einer günstigen Entwicklung bei den
Gewerbesteuereinnahmen noch zurückhaltend mit neuen
Projekten sein. Obwohl viele Kommunen weiter in einer an-
gespannten Haushaltslage sind, dürfte sich im weiteren Jah-
resverlauf 2012 die günstigere Einnahmesituation aber et-
was bemerkbar machen und die Nachfrage wieder stei-
gen. Auf Jahressicht werden die öffentlichen Bauinvestitio-
nen in diesem Jahr um jahresdurchschnittlich rund 3% zu-
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nehmen und nächstes Jahr aufgrund des schwachen ers-
ten Halbjahres um etwa 2% abnehmen.

Die Bauinvestitionen insgesamt dürften ihren Boom im Prog-
nosezeitraum fortsetzen. Möglicherweise kann der Baube-
reich im vierten Quartal von der vergleichsweise milden und
trockenen Witterung sogar profitieren. Im Jahr 2011 steigen
die Bauinvestitionen um 5,7% und nächstes Jahr könnte ein
weiteres Plus von 1,6% folgen (vgl. Abb. 3.11 und Tab. 3.5). 

Privater Konsum nimmt weiter zu 

Der reale private Konsum, der im Frühjahr 2011 saison-
und kalenderbereinigt – nicht zuletzt in Reaktion auf den neu-
erlichen Höhenflug der Ölpreise – gesunken war, hat zuletzt
wieder merklich zugenommen. Maßgeblich hierfür war die
Expansion der real verfügbaren Einkommen, die Sparquo-
te ist hingegen unverändert geblieben. Zwar sind die Net-
tolöhne und die monetären Sozialleistungen nur leicht ge-
stiegen, dagegen haben die Einkommen aus unternehme-
rischer Tätigkeit und Vermögen aber kräftig zugelegt. Hin-
zu kam, dass sich das Verbraucherpreisniveau – gemes-
sen am Deflator für den privaten Konsum – kaum noch er-

höht hat. Höhere Ausgaben wurden für Nahrungsmittel, für
Freizeit, Unterhaltung und Kultur sowie für Einrichtungsge-
genstände sowie Geräte für den Haushalt registriert. Auch
die Ausgaben für Verkehr und Nachrichtenübermittlung sind
merklich gestiegen – dieser Warengruppe werden u.a. Pkw-
Käufe zugerechnet. Bei der Sparte Bekleidung und Schu-
he sowie bei Dienstleistungen des Beherbergungs- und
Gaststättengewerbes setzten die Verbraucher hingegen zu-
letzt den Rotstift an (vgl. Abb. 3.12). 

Den Frühindikatoren zufolge dürften die realen Konsumaus-
gaben auch im vierten Quartal 2011 saison- und kalender-
bereinigt zugenommen haben. Im Jahresverlauf steigt der
reale private Konsum damit um 1%. In der Jahresdurch-
schnittsbetrachtung ergibt sich aufgrund des hohen Aus-
gangsniveaus sogar eine Zunahme um 1,4%, das ist die
höchste Rate seit dem Jahr 2006. 

Im kommenden Jahr wird der private Konsum voraussicht-
lich verhalten weiter steigen. Zwar werden die Tarifverdiens-
te auf Monatsbasis rascher als in diesem Jahr zulegen, die
Bruttolöhne je Beschäftigten dürften aber bei einer wieder
leicht negativen Lohndrift merklich langsamer expandieren.
Da sich die Beschäftigung zudem nur noch leicht erhöht, wer-
den die Bruttolöhne und -gehälter in der Summe nur noch
2,8% zunehmen (2011: 4,3%). Nach Abzug von Lohnsteu-
er und Sozialabgaben ergibt sich eine Steigerung um 2,7%,
wobei die beschlossene Senkung des Beitragssatzes zur
Rentenversicherung um 0,3 Prozentpunkte (Arbeitgeber- und
Arbeitnehmeranteil) berücksichtigt worden ist. Auch die ent-
nommenen Gewinne und Vermögenseinkommen dürften
langsamer als zuvor expandieren, dämpfend wirkt die Kon-
junkturabschwächung. Dagegen werden die monetären So-
zialleistungen – anders als im laufenden Jahr – im Vorjahres-
vergleich wieder steigen. Die Altersrenten werden stärker
als 2011 angehoben, bei den übrigen Transferleistungen sind
zudem keine Leistungskürzungen vorgesehen. Insgesamt
dürften die verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte
im Jahr 2012 nominal um 2,8% und real um 1,2% expan-
dieren. Bei unveränderter Sparquote werden der privaten
Konsumausgaben im gleichen Tempo steigen (vgl. Abb. 3.13).
Im Jahresverlauf leistet der private Konsum damit merkliche
Beiträge zum Anstieg des realen BIP (vgl. Tab. 3.6).

Geringerer Verbraucherpreisanstieg

Das Verbraucherpreisniveau ist im laufenden Jahr merklich
gestiegen, im November war der Verbraucherpreisindex um
2,4% höher als vor einem Jahr (vgl. Kasten Verbraucher-
preisniveau und Inflationsrate). Hierzu trugen maßgeblich die
höheren Preise für Energieträger (+ 11,1%), und hier insbe-
sondere für leichtes Heizöl (28,5%), und Kraftstoffe (11,3%)
bei (vgl. Tab. 3.7). Ohne Energieträger gerechnet hätte sich
die Inflationsrate im November nur auf 1,4% belaufen. 
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Tab. 3.5 
Reale Bruttoanlageinvestitionen 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

 2010 2011 2012 
Bauten 2,2 5,7 1,6 

Wohnungsbau 3,5 6,2 2,9 
Nichtwohnungsbau 0,6 5,2 – 0,2 

Gewerblicher Bau 1,7 6,1 0,6 
Öffentlicher Bau – 1,8 3,1 – 2,0 

Ausrüstungen 10,5 8,8 2,8 
Sonstige Anlagen 4,7 4,6 4,6 
Bruttoanlageinvestitionen 5,5 6,9 2,2 

Quelle: Statistisches Bundesamt; 2011 und 2012: Prognose 
des ifo Instituts. 
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Die Kerninflationsrate, aus der in Abgrenzung des ifo Insti-
tuts der Einfluss der Preisentwicklung von Energieträgern,
Gütern mit administrierten Preisen und saisonabhängigen
Nahrungsmitteln ausgeschlossen ist, betrug im November
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1,9%. Dabei verteuerten sich Nahrungsmittel
(ohne Saisonwaren) im Vorjahresvergleich sehr
kräftig, nämlich um 4,6%. Die Preise für den
übrigen Warenkorb, auf den rund 64,5% der
gesamten Konsumausgaben entfallen, stie-
gen zuletzt um 1,5% (Jahresdurchschnitt
2010: 0,8%). In dieser Gütergruppe sind die
Preise von Gebrauchsgütern mit mittlerer Le-
bensdauer um 2,0% höher als vor Jahresfrist
(Jahresdurschnitt 2010: 0,5%), unverändert
blieben die Preise von langlebigen Gebrauchs-
gütern.

Im Prognosezeitraum dürfte das Verbraucher-
preisniveau verlangsamt steigen, dies nicht zu-
letzt auch aufgrund von Basiseffekten. Zwar
werden sich die der Ölpreisentwicklung mit
Verzögerung folgenden Gaspreise9 und Um-
lagen für Fernwärme weiterhin zum Teil erhö-
hen. Bei Strom ist ab Januar mit erneuten Ta-
riferhöhungen zu rechnen. Die Preisanhebun-
gen gehen auf eine merkliche Erhöhung der
Netzentgelte sowie eine geringfügige Anhe-
bung der Umlage für erneuerbare Energien zu-
rück. Für die Nutzung des Stromnetzes fallen
für private Haushalte 0,63 Cent Mehrkosten
je Kilowattstunde an. Zudem werden die Kfz-
Versicherungsprämien merklich steigen. Auch
wird die Tabaksteuer erneut angehoben (bei
einer Packung Zigaretten um 4 bis 8 Cent).
Zudem dürften sich kommunale Dienstleistun-
gen angesichts wieder knapperer Kassen ver-
teuern. Schließlich steigen auch die Lohn-
stückkosten spürbar. Gegenzurechnen ist al-
lerdings, dass die Preiserhöhungsspielräume

vieler Unternehmen angesichts der deutlich langsameren
Gangart der Konjunktur kleiner werden dürften. Alles in al-
lem dürfte das Verbraucherpreisniveau im Jahresdurchschnitt
2011 um 2,3% steigen. Im Jahr 2012 zeichnet sich mit 1,8%
eine leicht geringere Inflationsrate ab. Ohne Energieträger
gerechnet dürfte sich der Warenkorb um 1,6% verteuern
(2011: 1,4%).

Staatskonsum nimmt verhalten zu 

Nachdem die staatlichen Konsumausgaben in den Jahren
2008 und 2009 deutlich ausgeweitet wurden, nahm diese
Dynamik in der Folgezeit spürbar ab. Insbesondere die so-
zialen Sachleistungen, aber auch die Arbeitnehmerentgelte
des Staates verzeichneten im Jahr 2011 konsolidierungsbe-
dingt nur sehr geringe Zuwächse.

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts.
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Abb. 3.13

9 Die Preisbindung an Öl hat zwar in den vergangenen Jahren an Bedeu-
tung verloren, doch enthalten ein großer Teil der Bezugsverträge von Gas -
anbietern immer noch Preisanpassungsklauseln.



Daten und Prognosen

Im Jahr 2012 wird der staatliche Konsum wohl wieder ge-
mäßigt ausgeweitet. Zwar wirken noch Sparmaßnahmen,
wie Einsparungen im Gesundheitssektor; aufgrund der stei-
genden Steuereinnahmen lassen die Konsolidierungsbemü-
hungen jedoch bereits wieder nach. Viele Projekte des Zu-

kunftspakets vom Sommer 2010 – so etwa die geplanten
Einsparungen bei der Bundeswehr in Höhe von bis zu 3 Mrd.
Euro oder der Verzicht auf die Wiedereinführung des Weih-
nachtsgeldes für Beamte des Bundes – werden vermutlich
nicht umgesetzt werden. Der Staatskonsum wird im kom-
menden Jahr nominal um 3,0% steigen, real um 1,2%. 

Weniger außertarifliche Sonderzahlungen 

Die Tariflöhne sind bis zum dritten Quartal gemessen an
der kräftigen gesamtwirtschaftlichen Expansion verhalten
gestiegen. Zwar fand vermehrt eine spürbare Erhöhung
des Tabellenentgelts statt. Das Wegfallen der im Vorjahr
getätigten Einmalzahlungen bremste den Anstieg in der
Mehrzahl der Branchen jedoch ab. Insgesamt lagen die Ta-
riflöhne im dritten Quartal knapp 2% über dem Vorjahres-
wert. Die Lohndrift war das ganze Jahr über im Plus, da
aufgrund der guten Auftragslage vermehrt außertarifliche
Zahlungen unter anderem für Überstunden geleistet wur-
den. Die Effektivlöhne je Stunde lagen daher im dritten
Quartal 2,5% über dem Vorjahr. Die realen Arbeitskosten
je Stunde haben dabei um rund 1,3% zugelegt, was auf-
grund des Produktivitätszuwachses von gut 1% auch zu
einem leichten Anstieg der realen Lohnstückkosten geführt
hat. Im vierten Quartal dürften die Tariflöhne im gleichen
Tempo zulegen. Insgesamt ergibt sich für dieses Jahr ein
Anstieg der Tariflöhne um 1,8%. Da jedoch die gesamt-
wirtschaftliche Produktion im vierten Quartal einen Dämp-
fer erhält, dürften die Unternehmen ihre außertariflichen
Zahlungen allmählich wieder einschränken. Die effektiven
Stundenlöhne erhöhen sich im Jahresdurchschnitt 2011
daher um 2,5%. Bei einem Anstieg des Deflators des Brut-
toinlandsprodukts um 0,8% legen die realen Arbeitskos-
ten je Stunde deutlich, um 1,5%, zu. Bei einer Verbesse-
rung der Produktivität um 1,4% dürften die realen Lohn-
stückkosten 2011 nur leicht ansteigen.
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Tab. 3.6  
Quartalsdaten zur wirtschaftlichen Entwicklunga) 

Veränderung in % gegenüber dem Vorquartal 

    2009 2010 2011 2012 
    I II III IV I II III IV I II III IVb) Ib) IIb) IIIb) IVb) 
  Private Konsumausgaben 0,2 0,5 –0,7 –0,2 0,0 0,8 0,4 0,5 0,5 –0,6 0,8 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 
  Öffentlicher Konsum 1,6 0,7 0,6 0,4 0,9 –0,6 0,8 0,1 0,2 0,6 0,6 0,0 0,2 0,2 0,4 0,4 
  Ausrüstungen –19,2 –2,8 0,2 –1,1 4,1 5,2 4,9 2,6 1,0 1,2 2,9 0,2 –0,1 0,4 1,6 1,8 
  Bauten –1,4 –0,8 0,8 0,6 –2,5 6,6 –0,8 –2,5 7,1 –0,4 –0,7 1,0 0,6 0,8 1,0 1,0 
  Sonstige Anlagen –4,9 1,6 1,8 0,4 0,7 1,4 1,7 2,1 –0,3 1,3 1,9 1,0 0,6 0,9 1,5 1,8 
  Vorratsinvestitionenc) 0,0 –1,6 1,2 –0,5 1,1 –0,1 –0,5 0,2 0,0 0,3 –0,4 –0,2 0,1 0,1 –0,2 –0,2 
Inländische Verwendung –1,3 –1,5 1,1 –0,6 1,3 1,3 0,2 0,6 1,1 0,2 0,4 0,1 0,4 0,4 0,3 0,3 
Außenbeitragc) –2,7 1,7 –0,2 1,3 –0,7 0,7 0,6 –0,1 0,4 0,1 0,1 –0,3 –0,3 –0,2 0,0 0,0 
  Exporte –10,3 –1,1 3,4 2,1 3,4 7,0 2,0 1,0 1,6 2,8 2,5 –0,2 0,0 0,7 1,4 1,4 
  Importe –4,9 –5,4 4,4 –1,0 5,8 6,2 0,9 1,3 1,0 2,9 2,6 0,4 0,6 1,2 1,5 1,5 
Bruttoinlandsprodukt –4,0 0,3 0,8 0,7 0,5 1,9 0,8 0,5 1,3 0,3 0,5 –0,2 0,1 0,2 0,3 0,3 
 a) Saison- und arbeitstäglich bereinigte Werte. – b) Schätzungen des ifo Instituts. – c) Beitrag zur Veränderung des Bruttoinlandsprodukts in 
Prozentpunkten (Lundberg-Komponenten). 

Quelle: Statistisches Bundesamt, ab 4. Quartal 2011: Prognose des ifo Instituts.   

Die Veränderung des Verbraucherpreisniveaus wird üblicherwei-
se mit Hilfe der Inflationsrate gemessen. Hierbei wird das Preis-
niveau in einem Monat t zum Preisniveau des vergleichbaren
Vorjahresmonats t – 12 in Beziehung gesetzt. Die Entwicklung
der Inflationsrate wird deshalb nicht nur von der aktuellen Preis-
dynamik im laufenden Jahr beeinflusst, sondern immer auch
von den Preisbewegungen im entsprechenden Vorjahreszeit-
raum. So ergeben sich zunehmende Inflationsraten immer dann,
wenn das aktuelle Verbraucherpreisniveau saisonbereinigt steigt
und im vergleichbaren Vorjahreszeitraum gesunken oder zumin-
dest konstant geblieben ist. Abbildung 3.14 zeigt diesen Sach-
verhalt für die Entwicklung der Inflationsrate in Deutschland
auf, wobei diese approximativ aus dem Vorjahresabstand der
logarithmierten und saisonbereinigten Verbraucherpreisniveaus
berechnet ist. 
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Daten und Prognosen

Im kommenden Jahr werden die vereinbarten Tariflohnan-
hebungen in den meisten Branchen geringfügig niedriger
ausfallen als in diesem Jahr. In einigen Bereichen liegen be-
reits Vereinbarungen für das kommende Jahr vor. So er-
höht sich das Tabellenentgelt im Baugewerbe um rund 2,4%,
und die Löhne im Einzelhandel steigen um 2%, nach 3,1%
bzw. 3% in diesem Jahr. Im Versicherungsgewerbe steigen
die Tariflöhne um 2,2%, nachdem sie in diesem Jahr um

3% erhöht wurden. In den industrienahen Bereichen dürf-
ten im kommenden Jahr aufgrund der guten Arbeitsmarkt-
lage weiter spürbare Anhebungen der Tabellenentgelte statt-
finden. Allerdings ist zu erwarten, dass infolge der konjunk-
turellen Schwäche nur in geringem Umfang Einmalzahlun-
gen geleistet werden. Alles in allem ergibt sich für das Jahr
2012 ein durchschnittlicher Anstieg der Tariflöhne um 2,4%
(vgl. Tab. 3.8).
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Tab. 3.7 
Entwicklung der Verbraucherpreisea) 

 Wägungs-
schema  

in Promille 

2006 2007 2008 2009 2010 2011 Nov.
 Veränderung gegenüber  

dem Vorjahr in % 
Kerninflationb) 718,08 0,8 2,0 1,9 1,3 0,7 1,9 
davon:        

Nahrungsmittel ohne Saisonwaren 73,08 0,8 3,5 7,3 – 0,5 0,2 4,6 
darunter:         

Brot, Getreideerzeugnisse 16,44 0,6 3,2 7,9 0,7 – 0,3 4,4 
Molkereiprodukte, Eier 14,44 0,0 5,9 14,0 – 7,3 0,4 4,5 
Speisefette und -öle 2,55 0,8 10,5 7,5 – 5,0 8,7 14,7 

Andere Waren und Dienste 645,00 0,8 1,8 1,3 1,5 0,8 1,5 
Übrige Lebenshaltung 281,92 3,6 3,1 4,4 –2,0 2,1 3,7 
davon:        

Saisonabhängige Nahrungsmittel 16,91 6,8 5,8 3,1 – 4,8 7,7 – 6,4 
Heizöl, Kraftstoffe und Gas 57,43 9,1 2,9 11,2 – 12,4 7,6 13,2 

Heizöl 9,21 10,9 – 1,5 31,6 – 30,7 22,6 28,5 
Kraftstoffe 35,37 5,5 4,1 6,8 – 11,0 11,2 11,3 
Gas 12,85 17,6 2,7 8,9 – 1,5 – 8,6 6,7 

Güter mit administrierten Preisen 207,58 1,9 3,0 2,5 1,6 0,2 1,7 
darunter:        

Strom 24,61 3,9 6,9 6,9 6,2 3,2 6,9 
Umlagen für Fernwärme u.Ä. 12,36 15,2 3,3 8,1 4,0 – 8,4 10,8 
Telefondienstleistungen 27,12 – 3,1 – 0,3 – 3,2 – 2,4 – 2,1 – 2,4 
Beiträge zur Krankenversicherung 9,39 2,2 2,1 5,2 1,6 – 0,7 3,9 
Kraftfahrzeugsteuer 6,50 1,1 3,6 – 0,1 – 0,5 0,4 – 2,4 

Lebenshaltung insgesamt 1 000,00 1,6 2,3 2,6 0,4 1,1 2,4 
davon:c)         
Kerninflation – 0,5 1,4 1,4 0,9 0,5 1,3 

Nahrungsmittel ohne Saisonwaren – 0,1 0,3 0,5 0,0 0,0 0,3 
Andere Waren und Dienste – 0,5 1,2 0,8 1,0 0,5 1,0 

Übrige Lebenshaltung – 1,0 0,9 1,3 – 0,6 0,6 1,1 
Saisonabhängige Nahrungsmittel – 0,1 0,1 0,1 – 0,1 0,1 – 0,1 
Heizöl, Kraftstoffe und Gas – 0,5 0,2 0,7 – 0,8 0,4 0,8 
Güter mit administrierten Preisen – 0,4 0,6 0,5 0,3 0,0 0,4 

a) Verbraucherpreisindex, 2005 = 100. – b) In der Abgrenzung des ifo Instituts. – c) Inflationsbeiträge der Teilindizes zur 
Veränderung des Verbraucherpreisindex in  Prozentpunkten. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts. 
 

Tab. 3.8 
Zur Entwicklung der Bruttolöhne und -gehälter 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

  Durch-
schnittliche 
Arbeitszeit 

Brutto-
löhne und 
-gehältera) 

Arbeit-
nehmera) 

geleistete 
Std. 

(Arbeit-
nehmer)a) 

Verdienst 
je Arbeit-
nehmera) 

Verdienst 
je 

Stundea) 

Lohndrift 
(Arbeit-
nehmer) 

Lohndrift 
(Stunde) 

Tariflohn 
(Monat) 

Tariflohn 
(Stunde) 

2008 0,0 3,7 1,4 1,4 2,3 2,3 – 0,5 – 0,5 2,8 2,8 
2009 – 3,3 – 0,3 0,1 – 3,2 – 0,3 3,0 – 2,3 1,0 2,0 2,0 
2010 2,1 2,6 0,5 2,6 2,1 0,0 0,5 – 1,6 1,6 1,6 
2011 0,5 4,4 1,3 1,8 3,0 2,5 1,3 0,8 1,8 1,8 
2012 – 0,7 2,8 0,5 – 0,2 2,3 3,0 – 0,1 0,7 2,4 2,4 
a)  Inlandskonzept, Jahreswerte berechnet aus Quartalswerten.  

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, 2011 und 2012: Prognose des ifo Instituts. 
 



Daten und Prognosen

Die Lohndrift geht im kommenden Jahr voraussichtlich wei-
ter zurück. Je Arbeitnehmer gerechnet dürfte sich im Jah-
resdurchschnitt sogar eine leichte Abnahme ergeben, da
die durchschnittliche Arbeitszeit sinkt. Aufgrund der im Ver-
gleich mit diesem Jahr geringeren Anzahl an Arbeitstagen
ist dennoch damit zu rechnen, dass die Lohndrift je Stun-
de gerechnet im kommenden Jahr mit 0,7% positiv ist.
Daraus errechnet sich ein Zuwachs der effektiven Stunden-
löhne um 3%. Berücksichtigt man, dass der Deflator des
Bruttoinlandsprodukts voraussichtlich um 1,6% zulegt, er-
gibt sich eine Zunahme der realen Arbeitskosten je Stun-
de um 1,3%. Da die Produktivität mit 0,9% steigt, dürften
die realen Lohnstückkosten auf Stundenbasis auch im Jahr
2012 etwas zulegen.

Beschäftigungsaufschwung verlangsamt sich

Die Erwerbstätigkeit erreichte im Verlauf dieses Jahres im-
mer neue Höchststände. Begründet in der Lohnzurückhal-
tung der Vergangenheit und der damit verbundenen hohen
Wettbewerbsfähigkeit konnten deutsche Unternehmen in
besonderem Maße vom weltweiten Aufschwung profitie-
ren und fragten vermehrt Arbeitskräfte nach. Dabei stieg
die Zahl der Erwerbstätigen bis Oktober um 390 000 auf
rund 41,2 Mill. Personen. Der Anstieg war getragen von
der Zunahme der sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung, die bis zum September sogar um 540 000 Perso-
nen zulegte. Hierbei entstanden zum größeren Teil Voll-
zeitstellen, aber auch die Teilzeitbeschäftigung wurde deut-
lich erhöht (vgl. Abb. 3.15). Nachdem in der Anfangspha-
se des Aufschwungs zunächst vermehrt Leiharbeiter ein-
gestellt wurden, ist deren Bedeutung für den Arbeitsplatz-
aufbau in den vergangenen Monaten erheblich zurückge-
gangen. Dabei wurde die Beschäftigung in nahezu allen
Wirtschaftsbereichen ausgeweitet, insbesondere im Verar-
beitenden Gewerbe, im Bereich wirtschaftliche Dienstleis-
tungen ohne Leiharbeit und im Gesundheits- und Sozial-
wesen. Die anderen Dienstleistungsbereiche verzeichne-
ten hingegen eine leicht rückläufige Beschäftigungsent-
wicklung. Auch die Zahl der Selbständigen legte weiter
zu, obwohl die Förderung in Form von Gründungszuschüs-
sen weiter zurückgefahren wurde. Die Zahl der ausschließ-
lich geringfügig Beschäftigten verharrte im bisherigen Jah-
resverlauf bei rund 4,9 Mill. Personen.

Trotz des langfristig rückläufigen Trends stagnierte die durch-
schnittliche Arbeitszeit im bisherigen Jahresverlauf. Denn die
durchschnittliche reguläre Wochenarbeitszeit ist mit dem
Ausbau der Vollzeitstellen gestiegen, und es wurden ver-
mehrt Überstunden geleistet. Die konjunkturell bedingte
Kurzarbeit wurde weiter abgebaut und spielt derzeit kaum
mehr eine Rolle. Insgesamt ergab sich daraus eine spürba-
re Zunahme des Arbeitsvolumens (+ 0,8%).

Im Zuge des Beschäftigungsaufbaus wurde auch die 
Arbeitslosigkeit deutlich reduziert; bis November um

214 000 Personen. Auch die Zahl der nichtarbeitslosen
Arbeitsuchenden – hier handelt es sich vorwiegend um
Personen in unsicheren Erwerbsverhältnissen – ging wei-
ter zurück und lag im November um rund 280 000 Per-
sonen unter ihrem Vorjahreswert.

Die verfügbaren Indikatoren deuten auf eine fortgesetzte Be-
schäftigungszunahme hin. So blieb der Zugang nichtarbeits-
loser Leistungsempfänger niedrig, das ifo Beschäftigungs-
barometer ist nach seinem Rückgang im Herbst zuletzt wie-
der leicht gestiegen, und der Anstieg bei der Zahl der ge-
meldeten Stellen ist nach wie vor ungebrochen. Vor diesem
Hintergrund dürfte die Beschäftigung im Winter, trotz des
Dämpfers für die gesamtwirtschaftliche Produktion, weiter
ausgeweitet werden. Aufgrund des Produktionsrückgangs
dürfte das Arbeitsvolumen im vierten Quartal jedoch sin-
ken, und die durchschnittliche Arbeitszeit wird wieder re-
duziert. Im Jahresdurchschnitt 2011 ergibt sich ein Anstieg
der Erwerbstätigkeit im Inland um 507 000 Personen (1,3%).
Die Zahl der Arbeitslosen geht dabei um 263 000 Personen
zurück. Da die Arbeitszeit im Jahresdurchschnitt 2011 um
0,3% zulegt, steigt das Arbeitsvolumen um 1,6% (vgl.
Abb. 3.16).

Im kommenden Jahr ergibt sich von Seite der Arbeitskos-
ten keine Entlastung für den Arbeitsmarkt. Aufgrund der ver-
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Daten und Prognosen

haltenen gesamtwirtschaftlichen Expansion dürfte zudem
die Kapazitätsauslastung zurückgehen. Vor diesem Hinter-
grund wird sich der Beschäftigungsaufbau wohl allmählich
verlangsamen. Im Jahresdurchschnitt 2012 ergibt sich ein
Anstieg der Erwerbstätigkeit um 210 000 Personen (vgl.
Abb. 3.17). Dabei dürften insbesondere die exportorientier-
ten Bereiche ein deutlich langsameres konjunkturelles Tem-
po aufweisen als noch in diesem Jahr. Aufgrund dessen ver-
langsamt sich die Zunahme der Vollzeitstellen, und die Teil-
zeitquote steigt wieder. Da sich die reguläre Wochenarbeits-
zeit zudem wohl nicht weiter erhöht, Überstunden abgebaut
werden dürften und kalenderbedingt eine geringere Zahl an
Arbeitstagen zur Verfügung steht, sinkt die durchschnittli-
che Arbeitszeit um 0,9% und das Arbeitsvolumen geht um
0,4% zurück.

Ausgehend von der Zunahme der Beschäftigung reduziert
sich die Arbeitslosigkeit im Jahr 2012 weiter. Die Entwick-
lung wird dabei von demographischen Faktoren gestützt,
wenngleich in geringerem Ausmaß als in diesem Jahr. Die
seit Mai 2011 geltende uneingeschränkte Arbeitnehmer-
freizügigkeit für die acht neuen EU-Mitgliedstaaten dürfte
das Angebot an Arbeitskräften für sich genommen hinge-

gen erhöhen.10 Auch wird die Stille Reserve weiter abneh-
men. Bei sich verlangsamender Beschäftigungsdynamik
dürften im kommenden Jahr allerdings weniger Personen
auf den Arbeitsmarkt drängen als in diesem Jahr, was für
sich genommen die Erhöhung des Arbeitskräfteangebots
bremst. Alles in allem dürfte das Arbeitskräfteangebot leicht
steigen. Hieraus ergibt sich für den Jahresdurchschnitt 2012
ein Rückgang der Arbeitslosigkeit um 140 000 auf rund
2,8 Mill. Personen (vgl. Abb. 3.18). Dies entspricht einer Ar-
beitslosenquote von 6,7% (vgl. Tab. 3.9).

Konsolidierungsbemühungen lassen nach

Nachdem sich die Lage der Staatsfinanzen in Deutschland
in den Jahren 2007 und 2008 deutlich verbessert hatte, wur-
den in den Jahren 2009 und 2010 außerordentliche Defizi-
te hingenommen, um den Nachfragerückgang in dieser Zeit
abzufedern. Bereits Mitte des Jahres 2010 wurde jedoch
wieder auf die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte
eigeschwenkt und das »Zukunftspaket« beschlossen, wel-
ches Einsparmaßnahmen in den Jahren 2011 und 2012 vor-
sah. Das Jahr 2011 steht insofern im Zeichen dieser Kon-
solidierungspolitik. Deutlich steigende Einnahmen und sin-
kende Ausgaben werden so das Budgetdefizit des Gesamt-
staats von 4,5%11 im Jahr 2010 auf voraussichtlich 1,1%
im laufenden Jahr reduzieren.

Die Einnahmen des Staats werden dabei um 6% anstei-
gen. Vor allem das Steueraufkommen dürfte hierzu mit ei-
nem Zuwachs von gut 7% beitragen. Dabei legen die Ein-
kommen- und Vermögenssteuern mit einem Plus von etwa
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Abb. 3.18

10 Im Zeitraum April 2011 bis September 2011 ergibt sich durch die Neure-
gelung ein Anstieg des Arbeitskräfteangebots um durchschnittlich
10 000 Personen pro Monat, vgl. Bundesagentur für Arbeit, »Auswirkun-
gen der uneingeschränkten Arbeitnehmerfreizügigkeit ab dem 1. Mai auf
den Arbeitsmarkt«, Nürnberg, November 2011.

11 Bereinigt um die Erlöse aus der Versteigerung von Mobilfunklizenzen in
Höhe von 4,4 Mrd. Euro.
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9% deutlich stärker zu als die Produktions- und Importab-
gaben (+ 5,3%). Letztere steigen vor allem aufgrund der im
Rahmen des Zukunftspakets umgesetzten Steuererhöhun-
gen. So sind zum Jahresbeginn die Luftverkehrsteuer, die
Kernbrennstoffsteuer und die Bankenabgabe eingeführt wor-
den. Weiterhin wirken die Erhöhung der Tabaksteuer, der
Abbau von Vergünstigungen bei der Energie- und Strom-
steuer, sowie die Erhöhung der Grunderwerbsteuer und
anderer Steuern durch Länder und Gemeinden aufkommen-
serhöhend.

Der Anstieg der Sozialbeiträge im laufenden Jahr entspricht
mit 4% etwa dem Anstieg der Bruttolöhne und -gehälter
(+ 4,3%). Dabei ist zu beachten, dass sowohl der Beitrags-
satz zur gesetzlichen Krankenversicherung (von 14,9 auf
15,5%), als auch der Beitragssatz zur Arbeitslosenversi-
cherung (von 2,8 auf 3,0%) angehoben worden sind. Al-
lerdings gibt es auch beitragsaufkommensmindernde Fak-
toren. So ist der Abgabensatz zur Insolvenzgeldumlage für
das Jahr 2011 ausgesetzt worden; auch führt der Bund
ab 2011 keine Beiträge mehr für Empfänger von Arbeits-
losengeld II an die gesetzliche Rentenversicherung ab. Zu-
dem sind die Beitragsbemessungsgrenzen zu Beginn des
Jahres 2011 nicht angehoben worden, zum Teil sogar ge-
sunken.

Auf der Ausgabenseite des Staates machen sich im laufen-
den Jahr konsolidierende Impulse bemerkbar. So haben
die konsumtiven Ausgaben des Staates für soziale Sach-
leistungen und Arbeitnehmerentgelte aufgrund der Spar-
maßnahmen nur sehr geringfügig zugenommen.

Die monetären Sozialleistungen des Staates werden sogar
sinken. So sind die Ausgaben für das Arbeitslosengeld und
das Arbeitslosengeld II aufgrund der günstigen Entwicklung
am Arbeitsmarkt rückläufig. Auch werden für Empfänger
von Arbeitslosengeld II ab 2011 keine Beiträge zur Ren-
tenversicherung mehr gezahlt, was die monetären Trans-
fers des Staates mindert.12 Die Ausgaben der Rentenver-
sicherung werden nur sehr geringfügig zulegen, da die Ren-
tenanpassung zum ersten Juli 2011 mit 1% gering ausge-
fallen ist.

Auch der Anstieg der Arbeitnehmerentgelte des Staates wird
aufgrund der Konsolidierungsbemühungen im laufenden
Jahr niedrig ausfallen. Die Zinsausgaben werden jedoch auf-
grund des starken Anstiegs der Bruttoverschuldung deut-
lich zunehmen. Aufgrund der Übertragung der Hypo Real
Estate (HRE) in die FMS Wertmanagement im Jahr 2010
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Tab. 3.9 
Arbeitsmarktbilanz 
Jahresdurchschnitte in 1 000 Personen 

 2008 2009 2010 2011 2012 
Deutschland      
Arbeitsvolumen (Mill. Stunden) 57 365 55 811 57 087 57 979 57 729 
Erwerbstätige Inländer 40 290 40 311 40 506 41 004 41 210 

Arbeitnehmer 35 811 35 843 36 018 36 472 36 651 
darunter:        
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 27 510 27 493 27 757 28 421 28 746 

darunter      
geförderte SV-pflichtige Beschäftigunga) 255 285 260 191 171 

marginal Beschäftigte 5 895 5 936 5 886 5 783 5 760 
darunter:      
Minijobs 4 866 4 904 4 883 4 874 4 878 
Ein-Euro-Jobsb) 291 280 260 166 138 

Selbständige 4 479 4 468 4 488 4 533 4 558 
darunter:      
geförderte Selbständigec) 180 145 154 136 126 

Pendlersaldo 55 51 47 56 61 
Erwerbstätige Inland 40 345 40 362 40 553 41 060 41 270 
Arbeitslose 3 258 3 415 3 238 2 975 2 835 
Arbeitslosenquote BAd) 7,8 8,1 7,7 7,1 6,7 
Erwerbslosee) 3 136 3 228 2 946 2 489 2 263 
Erwerbslosenquotef) 7,2 7,4 6,8 5,7 5,2 
a) Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Strukturanpassungsmaßnahmen, Personal-Service-Agenturen, Eingliederungszuschuss, 
Eingliederungszuschuss bei Vertretung, Eingliederungszuschuss bei Neugründung, Arbeitsentgeltzuschuss, Einstiegsgeld 
bei abhängiger Beschäftigung, Arbeitsgelegenheiten der Entgeltvariante, Beschäftigungszuschuss, Qualifizierungszuschuss 
für Jüngere, Eingliederungshilfen für Jüngere, Entgeltsicherung für Ältere, Eingliederungszuschüsse für Schwerb., Be-
schäftigungsphase Bürgerarbeit, Eingliederungsgutschein. – b) Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung. – 
c) Gründungszuschüsse, Existenzgründungszuschüsse, Überbrückungsgeld und Einstiegsgeld. – d) Arbeitslose in % der zivilen 
Erwerbspersonen (Definition gemäß Bundesagentur für Arbeit). – e) Definition der ILO. – f) Erwerbslose in % der inländischen 
Erwerbspersonen (erwerbstätige Inländer plus Arbeitslose).  

Quelle: Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit, 2011 und 2012: Prognose des ifo Instituts. 
 

12 Per saldo ist die Auswirkung auf das gesamtstaatliche Defizit aufgrund der
negativen Wirkung auf das Beitragsaufkommen gleich null.
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sind die Verbindlichkeiten (und Forderungen) des Staates
sehr stark angestiegen.

Die günstige Entwicklung der Staatsfinanzen und die star-
ke Zunahme des nominalen Bruttoinlandsprodukts im Jahr
2011 führen so zu einem Rückgang der Schuldenquote
von 83,2% auf etwa 81% zum Ende des Jahres.

Für das Jahr 2012 wird hingegen aus konjunkturellen und
strukturellen Gründen nicht mit einem erneuten deutlichen
Rückgang der Defizitquote gerechnet (vgl. Tab. 3.10). Die
Einnahmen und Ausgaben des Staates werden dabei vo-
raussichtlich mit jeweils etwa 2% zunehmen.

Das Steueraufkommen wird voraussichtlich nur noch um
2,7% ansteigen. Dabei werden die direkten Einkommens-
und Vermögenssteuern (3,7%) deutlich stärker expandieren
als die Produktions- und Importabgaben (1,5%). Die Lohn-
steuer wird hierzu aufgrund des weiterhin kräftigen Arbeits-
markts und der kalten Progression beitragen. Allerdings wer-
den sich aufgrund der sich abkühlenden Konjunktur nur noch
sehr geringe Zuwächse bei den Gewinnsteuern ergeben.

Das Aufkommen der Sozialbeiträge wird im Jahr 2012 um
1,6% ansteigen. Dabei ist berücksichtigt, dass der Beitrags-

satz zur gesetzlichen Rentenversicherung von 19,9% auf
19,6% gesenkt wird.

Auch bei den staatlichen Ausgaben lassen die Konsolidie-
rungsbemühungen nach. Die Arbeitnehmerentgelte dürften
etwas stärker zunehmen, als in den Vorjahren. So wird das
Weihnachtsgeld für Bundesbeamte verdoppelt. Auch deu-
ten die Tarifabschlüsse auf eine etwas stärkere Erhöhung
im Jahr 2012 hin. Für die monetären Sozialleistungen des
Staates wird ein Anstieg um 1,4% erwartet. Zwar wirken
die Ausgaben für Arbeitslosengeld und Arbeitslosengeld II
weiterhin defizitmindernd; die Rentenanpassung zum ers-
ten Juli wird jedoch mit durchschnittlich etwa 2,5% deut-
lich höher als im Vorjahr ausfallen. Die staatlichen Ausga-
ben für Investitionen dürften sich stabil entwickeln. Zwar
sind die investiven Maßnahmen der Konjunkturpakete im
Jahr 2012 ausgelaufen; die inzwischen stark gestiegenen
Gewerbesteuereinnahmen ermöglichen jedoch eine weiter-
hin rege Investitionstätigkeit. Die Zinsausgaben sollten hin-
gegen aufgrund des weiterhin niedrigen Zinsniveaus rück-
läufig sein.

Das Defizit des Staates sinkt somit nur leicht von 1,1% des
Bruttoinlandsprodukts auf 0,9% im Jahr 2012. Die Schul-
denquote dürfte gegen Ende des Jahres 2012 immer noch
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Tab. 3.10 
Ausgewählte finanzwirtschaftliche Indikatorena) 1991 bis 2012 
in % des nominalen Bruttoinlandsprodukts 

  Staatseinnahmen Staatsausgaben 

Finanzie-
rungssaldo 

Nachrichtlich: 
Zinssteuer-

quoteb) 

  
ins-

gesamt 

darunter: 
ins-

gesamt 

darunter: 

  Steuern Sozialbeiträge 
Zins-

ausgaben 
Brutto-

investitionen 
1991 43,4 22,0 16,8 46,2 2,7 2,6 – 2,9 12,2 
1992 44,7 22,3 17,2 47,1 3,1 2,8 – 2,4 14,0 
1993 45,2 22,4 17,7 48,1 3,2 2,6 – 3,0 14,3 
1994 45,5 22,3 18,2 48,0 3,4 2,5 – 2,5 15,0 
1995c)  45,4 21,9 18,5 48,2 3,5 2,2 – 2,9 16,0 
1996 45,7 21,8 19,2 49,1 3,5 2,1 – 3,4 16,0 
1997 45,5 21,5 19,5 48,2 3,4 1,9 – 2,8 15,7 
1998 45,7 22,1 19,2 48,0 3,4 1,9 – 2,3 15,2 
1999 46,6 23,3 19,0 48,2 3,2 2,0 – 1,6 13,6 
2000d)  46,2 23,5 18,6 47,6 3,2 1,9 – 1,3 13,6 
2001 44,5 21,9 18,4 47,6 3,1 1,9 – 3,1 14,1 
2002 44,1 21,5 18,4 47,9 3,0 1,8 – 3,8 13,8 
2003 44,3 21,6 18,5 48,5 3,0 1,6 – 4,2 14,0 
2004 43,3 21,1 18,1 47,1 2,9 1,5 – 3,8 13,6 
2005 43,6 21,4 17,9 46,9 2,8 1,4 – 3,3 13,3 
2006 43,7 22,2 17,3 45,3 2,9 1,5 – 1,7 12,9 
2007 43,7 23,0 16,5 43,5 2,8 1,5 0,2 12,3 
2008 44,0 23,1 16,5 44,0 2,8 1,6 – 0,1 11,9 
2009 44,9 23,0 17,3 48,1 2,7 1,7 – 3,2 11,7 
2010e) 43,6 22,2 16,9 46,1 2,5 1,6 – 4,5 11,3 
2011 44,5 22,9 16,9 45,6 2,6 1,7 – 1,1 11,6 
2012 44,6 23,0 16,8 45,5 2,6 1,6 – 0,9 11,1 

a) In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. – b) Zinsausgaben des Staates in Relation zum 
Steueraufkommen. – c) Ohne Vermögenstransfers im Zusammenhang mit der Übernahme der Schulden der Treuhandanstalt 
und der Wohnungswirtschaft der ehemaligen DDR (per saldo: 119,6 Mrd. Euro). – d) Ohne Erlöse aus der Versteigerung der 
UMTS-Lizenzen (50,8 Mrd. Euro). – e) Ohne Erlöse aus der Versteigerung der Mobilfunklizenzen (4,4 Mrd. Euro).  

Quelle: Statistisches Bundesamt; 2011 und 2012: Prognose des ifo Instituts. 
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leicht über 80% liegen, sofern nicht Veränderungen des Brut-
toschuldenstands aufgrund der Banken- und Eurorettung
zum Tragen kommen.

Abgeschlossen am 13. Dezember 2011

Anhang
Die wichtigsten Daten 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
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Das ifo Institut veröffentlicht seit dem Jahr 2010 ergänzend Sektorkonten für die fünf institutionellen Sektoren gesamte Volkswirt-

schaft, nichtfinanzielle und finanzielle Kapitalgesellschaften, private Haushalte (einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbs-
zweck), Staat sowie übrige Welt. Die Sektoren werden aus institutionellen Einheiten entsprechend ihren Produktionsschwerpunkten
gebildet. Die Sektorkonten vermitteln einen systematischen Überblick über die wichtigsten, in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen erfassten wirtschaftlichen Tätigkeiten. 

Zunächst wird die Verteilung der von den Sektoren im Zuge der Produktionstätigkeit empfangenen Primäreinkommen dargestellt (Ar-
beitnehmerentgelte, Unternehmens- und Vermögenseinkommen, Produktions- und Importabgaben abzüglich der Subventionen).
Das verfügbare Einkommen eines Sektors folgt aus der Umverteilung der Primäreinkommen durch die Lohn- und Einkommensteuer,
durch Sozialbeiträge, monetäre Transfers und sonstige laufende Übertragungen. Die verfügbaren Einkommen werden für Konsum
und Sparen verwendet, wobei hier auch die betrieblichen Versorgungsansprüche der privaten Haushalte gegenüber den Kapitalge-
sellschaften erfasst werden. Betriebliche Versorgungsansprüche sind nicht Bestandteil des verfügbaren Einkommens der privaten
Haushalte, gehören aber zu deren Sparen. Die Veränderung des Reinvermögens eines Sektors ergibt sich aus dem Sparen und den
per saldo empfangenen Vermögenstransfers. Die sektorale Sachvermögensbildung umfasst die Nettoinvestitionen (Bruttoinvestitio-
nen abzüglich Abschreibungen) und den Nettozugang an nichtproduzierten Vermögensgütern. Die Sektorrechnung schließt mit dem
Nachweis der Geldvermögensbildung ab. Die sektoralen Finanzierungssalden zeigen, in welchem Umfang Finanzierungsmittel von ei-
nem Sektor zur Verfügung gestellt werden (sektoraler Finanzierungsüberschuss) oder in welchem Umfang eine Neuverschuldung ge-
genüber anderen Sektoren eingegangen wird (sektorales Finanzierungsdefizit). Der gesamtwirtschaftliche Finanzierungssaldo zeigt
die Veränderung des Geldvermögens gegenüber dem Ausland an; er ist weitgehend gleich dem Saldo der Leistungsbilanz (ein-
schließlich der Vermögensübertragungen). 

Die Sektorrechnung ist verzahnt mit der nominalen Verwendungs- und Verteilungsseite der Prognose in jährlicher Darstellung und er-
öffnet eine zusätzliche Möglichkeit der Plausibilitäts- und Konsistenzüberprüfung. Die einzelnen Positionen des Rechenwerks sind der
Jahresprognose entnommen, hinzukommen sektorspezifische Zuschätzungen sowie residual im Einkommenskreislauf bestimmte
Positionen. 

Sektorrechnung
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
Vorausschätzung für die Jahre 2011 und 2012

2010 (1) 2011 (2) 2012 (2) 2011 2012 (2)
1.Hj (1) 2.Hj (2) 1.Hj 2.Hj

Entstehung des Inlandsprodukts 
Veränderung in % gegenüber Vorjahr
Zahl der Erwerbstätigen 0,5 1,3 0,5 1,3 1,2 0,7 0,3
Arbeitsstunden je Erwerbstätigen 3) 1,8 0,3 -0,9 1,1 -0,4 -0,9 -1,0
Arbeitsvolumen 2,3 1,6 -0,4 2,5 0,7 -0,2 -0,7
Produktivität (4) 1,4 1,4 0,9 1,5 1,3 0,8 1,0
Bruttoinlandsprodukt, preisbereinigt 3,7 3,0 0,4 4,0 2,0 0,6 0,3

 
2. Verwendung des Inlandsprodukts in jeweiligen Preisen
a) Mrd. EUR
Konsumausgaben 1911,8 1974,9 2030,8 961,0 1013,8 989,0 1041,7
  Private Konsumausgaben 5) 1423,0 1473,4 1514,1 717,7 755,7 738,5 775,6
  Konsumausgaben des Staates 488,8 501,5 516,7 243,4 258,1 250,6 266,1
Bruttoanlageinvestitionen 433,6 469,2 481,3 222,4 246,9 227,9 253,4
  Ausrüstungen 170,8 185,4 188,5 87,4 97,9 89,3 99,2
  Bauten 235,0 255,4 263,8 121,3 134,1 124,7 139,0
  Sonstige Anlagen 27,8 28,5 28,9 13,7 14,8 13,8 15,1
Vorratsveränderungen 6) -4,0 -6,9 -12,1 4,7 -11,6 2,1 -14,2
Inländische Verwendung 2341,4 2437,2 2500,0 1188,1 1249,1 1219,1 1280,9
Außenbeitrag 135,5 132,9 122,3 68,9 64,0 66,1 56,2
  Exporte 1159,8 1291,3 1337,0 629,0 662,3 659,1 677,9
  Importe 1024,4 1158,5 1214,7 560,1 598,3 593,0 621,7
Bruttoinlandsprodukt 2476,8 2570,0 2622,2 1257,0 1313,1 1285,1 1337,1

b) Veränderung in % gegenüber Vorjahr
  Konsumausgaben 2,6 3,3 2,8 3,6 3,0 2,9 2,7
    Private Konsumausgaben 5) 2,6 3,5 2,8 4,0 3,1 2,9 2,6
    Konsumausgaben des Staates 2,7 2,6 3,0 2,6 2,6 3,0 3,1
  Bruttoanlageinvestitionen 5,9 8,2 2,6 10,5 6,3 2,5 2,6
    Ausrüstungen 10,1 8,5 1,7 12,1 5,5 2,2 1,3
    Bauten 3,5 8,7 3,3 10,2 7,3 2,9 3,7
    Sonstige Anlagen 2,7 2,7 1,5 2,9 2,5 1,2 1,8
Inländische Verwendung 3,8 4,1 2,6 4,7 3,5 2,6 2,5
Exporte 16,5 11,3 3,5 14,1 8,9 4,8 2,4
Importe 16,7 13,1 4,9 15,6 10,9 5,9 3,9
Bruttoinlandsprodukt 4,3 3,8 2,0 4,6 3,0 2,2 1,8
 
3. Verwendung des Inlandsprodukts, verkettete Volumenangaben (Referenzjahr 2005)
a) Mrd. EUR
  Konsumausgaben 1801,5 1826,3 1848,6 895,2 931,1 907,1 941,5
    Private Konsumausgaben 5) 1339,0 1358,1 1375,0 663,9 694,2 673,1 701,9
    Konsumausgaben des Staates 462,6 468,3 473,7 231,3 237,0 234,1 239,6
  Bruttoanlageinvestitionen 414,1 442,6 452,5 209,3 233,3 214,2 238,3
    Ausrüstungen 175,8 191,3 196,6 89,3 102,1 92,8 103,8
    Bauten 205,7 217,5 221,0 103,9 113,6 104,8 116,1
    Sonstige Anlagen 32,1 33,6 35,1 15,9 17,7 16,6 18,5
Inländische Verwendung 2228,0 2278,5 2305,5 1120,5 1158,1 1134,7 1170,8
Exporte 1131,9 1227,3 1261,7 599,9 627,4 624,1 637,7
Importe 992,0 1067,4 1116,9 515,5 551,8 545,9 571,0
Bruttoinlandsprodukt 2368,8 2438,7 2449,5 1204,9 1233,8 1212,6 1236,9

   
b) Veränderung in % gegenüber Vorjahr        
  Konsumausgaben 0,9 1,4 1,2 1,6 1,2 1,3 1,1
    Private Konsumausgaben 5) 0,6 1,4 1,2 1,8 1,1 1,4 1,1
    Konsumausgaben des Staates 1,7 1,2 1,2 1,1 1,4 1,2 1,1
  Bruttoanlageinvestitionen 5,5 6,9 2,2 9,1 4,9 2,3 2,1
    Ausrüstungen 10,5 8,8 2,8 12,4 5,9 3,9 1,7
    Bauten 2,2 5,7 1,6 7,4 4,3 0,9 2,2
    Sonstige Anlagen 4,7 4,6 4,6 4,8 4,4 4,8 4,4
Inländische Verwendung 2,4 2,3 1,2 2,8 1,8 1,3 1,1
Exporte 13,7 8,4 2,8 10,1 6,9 4,0 1,6
Importe 11,7 7,6 4,6 8,2 7,0 5,9 3,5
Bruttoinlandsprodukt 3,7 3,0 0,4 4,0 2,0 0,6 0,3
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noch Bundesrepublik Deutschland: Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
2010 (1) 2011 (2) 2012 (2) 2011 2012 (2)

1.Hj (1) 2.Hj (2) 1.Hj 2.Hj

4. Preisniveau der Verwendungsseite des Inlandsprodukts (2005=100)
Veränderung in % gegenüber Vorjahr
Konsumausgaben 1,7 1,9 1,6 2,0 1,8 1,6 1,6
  Private Konsumausgaben 5) 1,9 2,1 1,5 2,2 2,0 1,5 1,5
  Konsumausgaben des Staates 1,0 1,3 1,9 1,4 1,2 1,7 2,0
Bruttoanlageinvestitionen 0,4 1,3 0,3 1,2 1,3 0,2 0,5
  Ausrüstungen -0,4 -0,3 -1,0 -0,2 -0,4 -1,7 -0,4
  Bauten 1,3 2,8 1,7 2,6 2,9 2,0 1,4
  Sonstige Anlagen -1,9 -1,8 -3,0 -1,8 -1,8 -3,4 -2,6
Inländische Verwendung 1,4 1,8 1,4 1,8 1,8 1,3 1,4
Exporte 2,4 2,7 0,7 3,6 1,9 0,7 0,7
Importe 4,5 5,1 0,2 6,8 3,6 0,0 0,4
Bruttoinlandsprodukt 0,6 0,8 1,6 0,6 1,0 1,6 1,6
 
5. Einkommensentstehung und -verteilung
a) Mrd. EUR
Primäreinkommen der privaten Haushalte 1815,4 1905,8 1962,6 937,8 968,0 969,0 993,5
  Sozialbeiträge der Arbeitgeber 236,2 243,3 248,0 117,9 125,4 120,5 127,5
  Bruttolöhne und -gehälter 1026,7 1071,3 1101,3 511,5 559,8 527,3 574,1
  Übrige Primäreinkommen der privaten Haushalte 552,6 591,2 613,2 308,4 282,8 321,3 291,9
Primäreinkommen der übrigen Sektoren 330,6 326,5 317,8 139,7 186,8 134,6 183,2
Nettonationaleinkommen (Primäreinkommen) 2146,1 2232,3 2280,4 1077,5 1154,8 1103,7 1176,7
Abschreibungen 376,7 381,0 386,0 191,1 190,0 193,4 192,6
Bruttonationaleinkommen 2522,8 2613,4 2666,4 1268,6 1344,8 1297,0 1369,4
nachrichtlich:
Volkseinkommen 1897,8 1968,3 2011,0 946,8 1021,5 970,5 1040,5
  Arbeitnehmerentgelte 1262,9 1314,7 1349,3 629,4 685,2 647,7 701,6
  Unternehmens- und Vermögenseinkommen 635,0 653,6 661,7 317,4 336,2 322,8 338,9

b) Veränderung in % gegenüber Vorjahr
Primäreinkommen der privaten Haushalte 2,5 5,0 3,0 5,5 4,4 3,3 2,6
  Sozialbeiträge der Arbeitgeber 2,1 3,0 1,9 3,0 3,1 2,2 1,7
  Bruttolöhne und -gehälter 2,7 4,3 2,8 5,0 3,8 3,1 2,5
     Bruttolöhne und -gehälter je Beschäftigten 2,2 3,0 2,3 3,5 2,6 2,4 2,2
     Nettolöhne und -gehälter je Beschäftigten 3,6 1,9 2,2 2,2 1,6 2,2 2,2
  Übrige Primäreinkommen der privaten Haushalte 2,3 7,0 3,7 7,5 6,4 4,2 3,2
Primäreinkommen der übrigen Sektoren 18,2 -1,2 -2,7 -0,1 -2,1 -3,6 -1,9
Nettonationaleinkommen (Primäreinkommen) 4,6 4,0 2,2 4,8 3,3 2,4 1,9
Abschreibungen 0,9 1,1 1,3 1,3 1,0 1,2 1,4
Bruttonationaleinkommen 4,0 3,6 2,0 4,2 3,0 2,2 1,8
nachrichtlich:
Volkseinkommen 5,1 3,7 2,2 4,3 3,2 2,5 1,9
  Arbeitnehmerentgelte 2,5 4,1 2,6 4,6 3,6 2,9 2,4
  Unternehmens- und Vermögenseinkommen 10,5 2,9 1,2 3,7 2,2 1,7 0,8

6. Einkommen und Einkommensverwendung der privaten Haushalte und priv. Org. o.E.
a) Mrd. EUR
Masseneinkommen 1080,0 1095,4 1121,2 529,5 565,9 541,4 579,7
  Nettolöhne und -gehälter 688,5 710,2 729,3 335,4 374,8 345,2 384,1
  Monetäre Sozialleistungen 476,6 469,6 476,2 236,5 233,1 238,8 237,4
  abz. Abgaben auf soziale Leistungen,        
          verbrauchsnahe Steuern 85,1 84,4 84,3 42,5 41,9 42,5 41,8
Übrige Primäreinkommen der privaten Haushalte 552,6 591,2 613,2 308,4 282,8 321,3 291,9
Sonstige Transfers (Saldo) -56,8 -60,7 -63,7 -32,1 -28,6 -33,5 -30,2
Verfügbares Einkommen 1575,8 1625,8 1670,7 805,7 820,1 829,3 841,5
Zunahme betriebl. Versorgungsansprüche 28,0 29,3 30,4 14,3 15,0 14,9 15,6
  Private Konsumausgaben 5) 1423,0 1473,4 1514,1 717,7 755,7 738,5 775,6
  Sparen 180,8 181,7 187,1 102,3 79,3 105,6 81,4
        
Sparquote 7) 11,3 11,0 11,0 12,5 9,5 12,5 9,5

b) Veränderung in % gegenüber Vorjahr
Masseneinkommen 3,0 1,4 2,4 1,4 1,4 2,3 2,4
  Nettolöhne und -gehälter 4,1 3,1 2,7 3,6 2,8 2,9 2,5
  Monetäre Sozialleistungen 1,2 -1,5 1,4 -2,1 -0,8 0,9 1,9
  abz. Abgaben auf soziale Leistungen,        
          verbrauchsnahe Steuern 0,9 -0,8 -0,1 -2,2 0,6 0,1 -0,3
Übrige Primäreinkommen der privaten Haushalte 2,3 7,0 3,7 7,5 6,4 4,2 3,2
Verfügbares Einkommen 2,9 3,2 2,8 3,4 2,9 2,9 2,6
  Private Konsumausgaben 5) 2,6 3,5 2,8 4,0 3,1 2,9 2,6
  Sparen 4,5 0,5 3,0 -0,5 1,8 3,2 2,7
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2010 (1) 2011 (2) 2012 (2) 2011 2012 (2)

1.Hj (1) 2.Hj (2) 1.Hj 2.Hj

7. Einnahmen und Ausgaben des Staates 
a) Mrd. EUR
Einnahmen
  Steuern 548,9 587,9 603,5 296,5 291,4 304,5 299,0
  Sozialbeiträge 418,7 434,9 441,5 211,1 223,7 214,9 226,6
  Vermögenseinkünfte 19,6 25,6 24,5 14,8 10,8 14,1 10,4
  Sonstige Übertragungen 15,8 15,9 16,3 7,4 8,5 7,6 8,7
  Vermögensübertragungen 9,5 10,0 10,2 5,0 4,9 5,1 5,1
  Verkäufe 66,8 69,8 73,0 33,3 36,4 34,9 38,1
  Sonstige Subventionen 0,6 0,5 0,6 0,2 0,4 0,2 0,4
Einnahmen insgesamt 1079,8 1144,4 1169,5 568,3 576,1 581,2 588,3

Ausgaben
  Vorleistungen 120,0 124,9 130,3 57,4 67,5 59,9 70,4
  Arbeitnehmerentgelte 194,5 198,4 203,9 95,9 102,5 98,4 105,6
  Sonstige Produktionsabgaben 0,1 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
  Vermögenseinkünfte (Zinsen) 61,9 68,0 67,3 34,1 33,9 33,7 33,5
  Subventionen 27,2 25,9 25,0 12,9 13,0 12,3 12,7
  Monetäre Sozialleistungen 429,3 423,3 429,2 213,5 209,9 215,4 213,8
  Soziale Sachleistungen 203,0 208,0 213,7 103,3 104,7 106,1 107,5
  Sonstige Transfers 54,0 55,7 58,0 28,2 27,6 29,3 28,7
  Vermögenstransfers 60,8 26,7 25,6 11,1 15,6 10,1 15,5
  Bruttoanlageinvestitionen 40,8 42,7 42,7 18,5 24,1 18,6 24,1
  Nettozugang an nichtprod. Vermögensgütern -5,8 -1,7 -1,7 -0,9 -0,9 -0,8 -0,9
Ausgaben insgesamt 1185,8 1171,9 1194,0 574,1 597,8 583,1 610,9

       
Finanzierungssaldo -106,0 -27,5 -24,5 -5,7 -21,7 -1,8 -22,6
 
b) Veränderung in % gegenüber Vorjahr
Einnahmen
  Steuern 0,5 7,1 2,7 9,1 5,1 2,7 2,6
  Sozialbeiträge 2,2 3,9 1,5 3,7 4,0 1,8 1,3
  Vermögenseinkünfte -8,4 30,9 -4,3 36,8 23,5 -4,8 -3,7
  Sonstige Übertragungen 3,4 0,6 2,5 -1,5 2,5 2,7 2,4
  Vermögensübertragungen 0,4 4,6 2,8 11,3 -1,4 2,2 3,4
  Verkäufe 5,5 4,5 4,6 4,4 4,6 4,6 4,6
  Sonstige Subventionen - - - - - - -
Einnahmen insgesamt 1,3 6,0 2,2 7,2 4,9 2,3 2,1

Ausgaben
  Vorleistungen 4,5 4,1 4,3 3,9 4,3 4,3 4,3
  Arbeitnehmerentgelt 2,5 2,0 2,8 2,0 1,9 2,6 3,0
  Sonstige Produktionsabgaben - - - - - - -
  Vermögenseinkünfte (Zinsen) -3,1 9,8 -1,0 9,4 10,3 -1,0 -1,0
  Subventionen 0,1 -4,7 -3,4 -5,6 -3,9 -4,5 -2,3
  Monetäre Sozialleistungen 0,9 -1,4 1,4 -2,1 -0,7 0,9 1,9
  Soziale Sachleistungen 3,1 2,5 2,7 2,3 2,7 2,8 2,7
  Sonstige Transfers 4,2 3,2 4,1 2,7 3,6 4,0 4,2
  Vermögenstransfers 88,9 -56,1 -4,1 -25,4 -66,1 -9,1 -0,6
  Bruttoanlageinvestitionen -1,5 4,7 0,0 8,5 1,9 0,4 -0,2
  Nettozugang an nichtprod. Vermögensgütern - - - - - - -
Ausgaben insgesamt 3,8 -1,2 1,9 1,1 -3,3 1,6 2,2

nachrichtlich:        
Finanzierungssaldo in % des BIP -4,3 -1,1 -0,9 -0,5 -1,7 -0,1 -1,7
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8. Primäreinkommen, verfügbares Einkommen und Finanzierungssalden nach Sektoren 2010 (1)
Mrd. EUR
Primäreinkommen (Nettonationaleinkommen) 2146,1 129,1 201,6 1815,4 -181,4
    Arbeitnehmerentgelte 1262,9 - - 1262,9 .
    Unternehmens- und Vermögenseinkommen 635,0 129,1 -46,7 552,6 .
    Produktions- und Importabgaben abz. Subventionen 248,2 - 248,2 - .

Saldo der laufenden Transfers -37,9 -22,8 224,6 -239,6 37,9
    Einkommen- und Vermögensteuer 3,7 -54,8 273,5 -215,1 -3,7
    Sozialbeiträge 1,0 84,5 418,7 -502,2 -1,0
    Monetäre Transfers -6,3 -53,0 -429,3 476,0 6,3
    Sonstige laufende Übertragungen -36,2 0,5 -38,3 1,6 36,2

Verfügbares Einkommen 2108,2 106,2 426,1 1575,8 -143,6
Konsum 1911,8 - 488,8 1423,0 -
Zunahme betrieblicher Versorgungsansprüche - -28,0 - 28,0 -

Sparen 196,4 78,3 -62,6 180,8 -143,6
Saldo der Vermögenstransfers -0,3 44,7 -51,3 6,3 0,3
Bruttoinvestitionen 429,6 240,3 40,8 148,5 -
Abschreibungen 376,7 222,1 43,0 111,7 -
Nettozugang an nichtprod. Vermögensgütern - 4,8 -5,8 0,9 -

Finanzierungssaldo 143,2 99,8 -106,0 149,4 -143,2

2011 (2)

Primäreinkommen (Nettonationaleinkommen) 2232,3 108,3 218,2 1905,8 -176,2
    Arbeitnehmerentgelte 1314,7 - - 1314,7 .
    Unternehmens- und Vermögenseinkommen 653,6 108,3 -45,8 591,2 .
    Produktions- und Importabgaben abz. Subventionen 264,1 - 264,1 - .

Saldo der laufenden Transfers -36,9 -26,5 269,6 -280,0 36,9
    Einkommen- und Vermögensteuer 5,7 -61,4 297,9 -230,8 -5,7
    Sozialbeiträge 1,0 86,4 434,9 -520,3 -1,0
    Monetäre Transfers -6,0 -51,7 -423,3 469,0 6,0
    Sonstige laufende Übertragungen -37,5 0,3 -39,9 2,0 37,5

Verfügbares Einkommen 2195,5 81,9 487,8 1625,8 -139,3
Konsum 1974,9 - 501,5 1473,4 -
Zunahme betrieblicher Versorgungsansprüche - -29,3 - 29,3 -

Sparen 220,6 52,6 -13,7 181,7 -139,3
Saldo der Vermögenstransfers 0,1 12,4 -16,8 4,5 -0,1
Bruttoinvestitionen 462,3 258,7 42,7 161,0 -
Abschreibungen 381,0 226,3 43,9 110,7 -
Nettozugang an nichtprod. Vermögensgütern - 0,4 -1,7 1,3 -

Finanzierungssaldo 139,4 32,2 -27,5 134,6 -139,4

2012 (2)

Primäreinkommen (Nettonationaleinkommen) 2280,4 92,8 225,1 1962,6 -166,4
    Arbeitnehmerentgelte 1349,3 - - 1349,3 .
    Unternehmens- und Vermögenseinkommen 661,7 92,8 -44,3 613,2 .
    Produktions- und Importabgaben abz. Subventionen 269,4 - 269,4 - .

Saldo der laufenden Transfers -37,0 -24,8 279,6 -291,8 37,0
    Einkommen- und Vermögensteuer 5,8 -62,5 309,1 -240,8 -5,8
    Sozialbeiträge 1,0 88,6 441,5 -529,1 -1,0
    Monetäre Transfers -6,0 -52,4 -429,2 475,6 6,0
    Sonstige laufende Übertragungen -37,8 1,5 -41,8 2,5 37,8

Verfügbares Einkommen 2243,4 68,0 504,7 1670,7 -129,4
Konsum 2030,8 - 516,7 1514,1 -
Zunahme betrieblicher Versorgungsansprüche - -30,4 - 30,4 -

Sparen 212,7 37,6 -12,0 187,1 -129,4
Saldo der Vermögenstransfers -0,1 10,8 -15,4 4,5 0,1
Bruttoinvestitionen 469,2 262,5 42,7 164,0 -
Abschreibungen 386,0 229,7 43,9 112,3 -
Nettozugang an nichtprod. Vermögensgütern - 0,4 -1,7 1,3 -
Finanzierungssaldo 129,4 15,2 -24,5 138,6 -129,4

 1) Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes; Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 
 2) Vorausschätzung des ifo Instituts; Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen.
 3) Geleistete Arbeitsstunden.
 4) Bruttoinlandsprodukt in Vorjahrespreisen je Erwerbstätigenstunde.
 5) Konsumausgaben der privaten Haushalte und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck.  
 6) Einschließlich Nettozugang an Wertsachen.
 7) Ersparnis in % des verfügbaren Einkommens (einschließlich der Zunahme an betrieblichen Versorgungsansprüchen).

Gesamte Volks-
wirtschaft

Nichtfinanzielle und 
finanzielle Kapital-

gesellschaften
Staat

Private Haushalte 
und private Org. 

o.E. 
Übrige Welt
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Der städtische Verkehr ist für die internationalen Bemühun-
gen zur Minderung von Treibhausgasen von zunehmender
Bedeutung. Zum einen ist der Verkehr insgesamt seit län-
gerem ein Sorgenkind der Klimapolitik. Der Verkehrssektor
ist für etwa 13% der gesamten weltweiten Treibhausgas-
emissionen und für 23% der weltweiten energiebezogenen
Treibhausgasemissionen verantwortlich. Bei Fortschreibung
bestehender Trends wird mit einer Erhöhung der verkehrs-
bezogenen Emissionen um fast 50% bis 2030 und über 80%
bis 2050 gerechnet, was offensichtlich den postulierten CO2-
Minderungszielen des IPPC zuwiderlaufen würde (vgl. IEA
2009). Die größten Zuwächse im Verkehrsvolumen und in
den CO2-Emissionen werden in den Entwicklungs- und
Schwellenländern erwartet, während sich in den Industrie-
ländern bereits Sättigungstendenzen abzeichnen. Im Per-
sonenverkehr wird gerade in Asien und Lateinamerika mit
einer problematischen »nachholenden« Entwicklung gerech-
net, bei der Einkommens- und Bevölkerungszuwächse mit
zunehmendem Autobesitz und zunehmender Autonutzung
einhergehen.

Der städtische Verkehr ist zum anderen aber auch deshalb
von zunehmendem klimapolitischem Interesse, weil die in
Städten lebende Bevölkerung an Bedeutung gewinnt. Wäh-
rend heute etwa jeder zweite in einer Stadt wohnt, wird die-
ser Anteil bis 2050 auf voraussichtlich 70% ansteigen. Be-
sonders hohe Wachstumsraten zeichnen sich dabei für Afri-
ka, Asien und (mit gewissem Abstand) Lateinamerika ab (vgl.
UN Population Division 2009). Damit werden auch die von
Stadtbewohnern ausgehenden Treibhausgasemissionen zu-
nehmen.

Gerade in Städten ist der wachsende Trend zur übermä-
ßigen Nutzung des privaten Autos problematisch. Zwar
macht der städtische Verkehr derzeit nur etwa 20% des
gesamten Personenverkehrs aus. Zu den weitgehend un-
gedeckten Klimafolgekosten treten hier aber weitere exter-
ne Kosten, insbesondere aus Verkehrsstaus und der Luft-
verschmutzung, zutage. Gerade in Asien drohen viele Städ-
te nicht mehr lebenswert zu sein und förmlich zu kollabie-
ren. Zur Reduzierung der CO2-Emissionen wird neben der
Einführung und Verbreitung neuer kohlenstoffarmer Brenn-
stoffe und Technologien und einer stärkeren Regulierung
der Landnutzung und Raumstruktur die Verlagerung auf
weniger CO2-intensive Verkehrsträger – insbesondere den
öffentlichen Nahverkehr (ÖPNV) und den nicht-motorisier-
ten Verkehr – als richtungsweisend angesehen. Die För-
derung des ÖPNV soll dabei das Verkehrsaufkommen des
motorisierten Individualverkehrs und auf diesem Wege die
CO2-Emissionen verringern. Grundlegend ist hierbei die hö-
here Beförderungskapazität des ÖPNV gegenüber dem Au-
to, in dem nicht selten nur der Fahrer sitzt. So kann eine
Straßenbahn etwa drei- bis viermal so viele Personen pro
Stunde entlang einer Hauptverkehrsstraße befördern als

ein Auto. Bei U-Bahnen sind es bereits mindestens zehn-
mal so viele.

Diese Verlagerungsstrategie sieht sich allerdings ganz un-
terschiedlichen Gegebenheiten gegenüber, sowohl im Ver-
gleich zwischen Ländern und Kontinenten als auch zwi-
schen einzelnen Städten. Abbildung 1 zeigt zunächst die
unterschiedlichen Anteile des ÖPNV an allen motorisierten
Personenkilometern (Pkm) in verschiedenen Städten welt-
weit an. Grundlage ist die – inzwischen leider etwas ver-
altete, aber auf internationale Vergleiche angelegte – Mil-
lenium Cities Database von Kenworthy und Laube (2001;
2002).

Die geringsten Anteile des ÖPNV finden sich in den USA
(3% im Landesdurchschnitt). Viele US-amerikanische Städ-
te sind durch disperse Raumstrukturen und geringe Sied-
lungsdichten gekennzeichnet, die ein wirtschaftliches
ÖPNV-Angebot erschweren. Diese Strukturen sind wieder-
um vor allem das Ergebnis einer gegenüber Europa frühe-
ren und unkontrollierten Massenmotorisierung. Sie werden
zudem durch weiter bestehende regulatorische Unterschie-
de (Besteuerung des Pkw-Verkehrs, Parkregulierung, Aus-
weisung verkehrsberuhigte Zonen etc.) gestützt. In einigen
größeren US-Städten ist der Anteil des ÖPNV allerdings
deutlich über dem Landesdurchschnitt. Insbesondere New
York mit seinem riesigen U-Bahn-Netz sticht hier mit ei-
nem Anteil von 9% an den motorisierten Pkm und 11%
an allen Wegen hervor. Mit durchschnittlich 10% bzw. 8%
sind kanadische und australische/neuseeländische Städ-
te meistens etwas weniger stark autozentriert als US-ame-
rikanische, erreichen aber selten die ÖPNV-Anteile west-
europäischer Städte von durchschnittlich 19%. Zu den
westeuropäischen Städten mit den höchsten ÖPNV-An-
teilen zählen insbesondere große Millionenstädte, Städte
mit hoher Bevölkerungsdichte (z.B. Barcelona) und Städ-
te mit gut ausgebauten U-Bahn/S-Bahn-Systemen (z.B.
München, Berlin). Traditionell bedeutsam ist der ÖPNV in
Osteuropa (Durchschnittswert 1995: 53%). Er wurde lan-
ge Zeit zentralstaatlich betrieben und stark subventioniert.
Im Zuge der Auflösung planwirtschaftlicher Strukturen wird
der ÖPNV jedoch zunehmend von den Städten selbst be-
trieben und muss aus einem begrenzten Budget finan-
ziert werden. Eine zunehmende Priorisierung autobezoge-
ner Infrastruktur und stark wachsender Autobesitz haben
seit Mitte der 1990er Jahre jedoch zu einem rückläufigen
ÖPNV-Anteil geführt. In den reicheren Gegenden Asiens
haben einige Städte ebenfalls hohe ÖPNV-Anteile (bei ei-
nem Durchschnitt von japanischen Städten, Hongkong,
Singapur und Taipeh von 46%). Sie erklären sich vornehm-
lich aus der hohen städtebaulichen Dichte, den begrenz-
ten Möglichkeiten zur räumlichen Expansion, dem begrenz-
ten Parkraumangebot, den Maßnahmen zur Steuerung des
Autoverkehrs und dem frühzeitigen Aufbau eines ÖPNV-
Netzes (z.B. in Tokio). 

im internationalen Vergleich

Tilmann Rave und Jana Lippelt

Kurz zum Klima: Der öffentliche Nahverkehr 
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Relativ hohe ÖPNV-Anteile an allen motorisierten Pkm fin-
den sich auch in den ärmeren Ländern. Die Durchschnitts-
werte bewegen sich hier von 30% im mittleren Osten, über
41% im übrigen Asien (ohne China), 48% in Lateinamerika,
51% in Afrika und 55% in China. Überwiegend wird der
Verkehr in nicht-motorisierter Form, über Minibusse, Para-
transit oder Motorräder abgewickelt, während der private
Autoverkehr bzw. -besitz zwar (zum Teil rasant) wächst, sich
aber relativ zum Westen noch auf einem niedrigen Niveau
befindet.1 Kontrolliert man allerdings für das unterschiedli-
che Einkommensniveau, so ist die Motorisierungsquote vor
allem in vielen aufstrebenden asiatischen Städten um ca.
30% höher als in westlichen, heute reichen Städten. Diese
Quote drückt zugleich aus, dass der Besitz und die Nutzung
eines privaten Fahrzeugs dort weitgehend nicht reguliert wur-
de (wird). Folglich sind viele darauf nicht vorbereitete Städ-
te in Entwicklungs- und Schwellenländern in relativ kurzer
Zeit vom privaten Individualverkehr förmlich überrollt wor-
den. Ein leistungs- sowie wettbewerbsfähiges und vermehrt
auch schienengebundenes ÖPNV-System konnte dagegen
nur vereinzelt rechtzeitig entwickelt werden. Viele Städte sind
zu Motorradstädten geworden (z.B. Ho Chi Minh) und/oder
wickeln einen (noch) erheblichen Teil über Busse ab, die
angesichts des wachsenden Verkehrsaufkommens aber
im Stau stecken bleiben und zugleich zunehmend unat-
traktiv für aufstrebende Bevölkerungsschichten werden (zum
Beispiel in Bangkok, Kuala Lumpur). Ausgenommen von
diesem Trend sind allerdings insbesondere Städte, die inno-
vative Bussysteme (sog. Bus Rapid Transit) entwickelt ha-
ben. Über spezielle Busspuren oder Vorfahrtsregelungen so-
wie häufigen, schnellen und kundenfreundlichen Service ah-
men sie schienenbasierte Systeme bei einem Bruchteil der
Kosten nach. Vor allem in Brasilien (Curitiba, Sao Paolo), Ko-
lumbien (Bogota), aber auch in China (Kunming, Beijing,
Hangzhou) und etlichen westeuropäischen und nordameri-
kanischen Städten haben diese Systeme eine wesentliche
Bedeutung.

Abbildung 2 zeigt die CO2-Emissionen des Personenver-
kehrs in Städten pro Kopf. Es ergibt sich tendenziell ein
spiegelverkehrtes Bild: US-amerikanische Städte weisen
die höchsten Werte von durchschnittlich 4 000 kg pro Kopf
auf, angeführt von dem besonders zersiedelten und auto-
lastigen Atlanta. Eine Rolle spielt hierbei nicht nur der ge-
ringe ÖPNV-Anteil, sondern auch die Vorliebe für große
spritfressende Pkw in Nordamerika. Auch der relative Vor-
teil des ÖPNV gegenüber dem motorisierten Individual-
verkehr im Energieverbrauch pro Pkm fällt in den USA be-
scheidener aus. Während außerhalb der USA der ÖPNV
nur ein Sechstel bis ein Drittel so viel Energie pro Pkm ver-
braucht wie der motorisierte Individualverkehr, sind es in
den USA immerhin zwei Drittel. Hierin spiegelt sich die Tat-

sache wider, dass in den USA öffentliche Verkehrsmittel
häufig nicht ausgelastet sind und schwer erschließbare Ge-
genden wie Vorstädte mit unnötig großen Bussen bedient
werden. In Westeuropa liegen die CO2-Emissionen pro Kopf
nur bei durchschnittlich einem Viertel der US-Werte. Städ-
te mit hohem ÖPNV-Anteil haben dabei tendenziell die ge-
ringsten Emissionen pro Kopf. Die niedrigsten Werte erzielt
Barcelona mit rund 600 kg pro Kopf, was hauptsächlich
auf die überdurchschnittlich hohe Siedlungsdichte von fast
200 Personen pro Hektar zurückzuführen ist. Die Rolle un-
terschiedlich effizienter Technologien und Brennstoffe deu-
tet sich eher beim Vergleich europäischer mit außereuro-
päischen Städten an: So ist etwa Helsinki in Bezug auf Pro-
Kopf-Emissionen und Bevölkerungsdichte mit Prag, Buda-
pest und Johannesburg vergleichbar. Der ÖPNV- Anteil
an den Pkm ist jedoch deutlich geringer als in den ande-
ren drei Städten. Vermutlich ist daher der ÖPNV in Helsin-
ki vergleichsweise weniger emissionsintensiv.

Unter den reichen Städten sind die CO2-Emissionen pro Kopf
in Asien am niedrigsten, bei 60% des westeuropäischen und
16% des US-amerikanischen Niveaus. Hierbei spielt wohl
die Attraktivität des ÖPNV (vor allem in Japan und Singapur)
und die hohe Bevölkerungs- und Siedlungsdichte in Städ-
ten wie Taipeh oder Hongkong eine ausschlaggebende Rol-
le. Auch die meisten Städte aus Entwicklungs- und Schwel-
lenländern schneiden bezüglich der CO2-Emissionen pro
Kopf günstig ab. Dies ist auf die vergleichsweise geringe Au-
tonutzung, aber auch auf die hohe Auslastungen im ÖPNV
und zum Teil die Verwendung relativ effizienter Fahrzeuge
(Motorräder, Minibusse) zurückzuführen. Allerdings verrin-
gern die Trends der letzten Jahre zu Gunsten des zuneh-
menden Autobesitzes und der Dezentralisierung der Land-
nutzung diese relativen Vorteile, insbesondere in rasant wach-
senden Megastädten in Asien.

Die Effektivität der Förderung des ÖPNV als Maßnahme für
den Klimaschutz hängt sicherlich wesentlich von den un-
terschiedlichen Gegebenheiten in den jeweiligen Städten
und Ländern ab, also insbesondere dem Niveau der ÖPNV-
Nachfrage und der Quantität in Qualität des ÖPNV-Ange-
bots. Schlecht ausgelastete Busse, die dünn besiedelte
Vorstädte mit geringer Nachfrage bedienen, leisten kaum
einen Beitrag zum Klimaschutz. Auch in kleineren Städten,
in Städten mit kostenlosen Parkmöglichkeiten und in Städ-
ten ohne (ausgeprägtes) Zentrum sind die ökologischen
Vorteile einer isolierten ÖPNV-Förderung eher fraglich. An-
gebotsseitig ist zu bedenken, dass der ÖPNV – gerade in
Schwellenländern, aber auch in vielen amerikanischen
Städten – oft nicht attraktiv genug ist, um Autofahrer zum
Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel zu bewegen oder
von der Nutzung des Autos abzubringen. Autos werden
nicht nur oft als bequemer, verlässlicher und leichter zu-
gänglich, sondern auch als Statussymbol angesehen. Ins-
besondere diese weiterreichenden Erwartungen an Auto-
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besitz -und -nutzung lassen sich schwer durch den ÖPNV
erfüllen. Aber selbst in Städten mit gut ausgebautem ÖPNV
sind zusätzliche ÖPNV-Investitionen nicht unbedingt kli-
maschonend. So kann etwa ein U-Bahnausbau dazu bei-
tragen, dass nicht ehemalige Autofahrer, sondern ehema-
lige Fahrgäste von Bussen oder neue Fahrgäste, die vor-
her gar nicht am Verkehrsgeschehen teilgenommen ha-
ben, jetzt auf die U-Bahn umsteigen.

Anstelle einer isolierten ÖPNV-Förderung ist daher eine sog.
Push-and-pull-Strategie erfolgversprechender. Die Verbes-
serung und der Ausbau des ÖPNV ist dabei mit Politikmaß-
nahmen verbunden, die einer übermäßigen Autonutzung
(insbesondere in dicht besiedelten Gebieten) entgegenwir-
ken und die Entstehung zusätzlichen Verkehrs vermeiden.
So konnte etwa durch die Erhebung einer City-Maut in Lon-
don und die partielle Verwendung des Mautaufkommens für
den ÖPNV das Verkehrsaufkommen verringert und vor al-
lem der Busverkehr deutlich verbessert werden. Länger-
fristige Umweltvorteile können auch dann resultieren, wenn
die ÖPNV- und die Landnutzungsplanung besser verknüpft
werden und ÖPNV-Investitionen die Entstehung kompakter,
vielseitig genutzter und verkehrsberuhigter Stadtviertel be-
günstigt. Auch wenn die klimapolitisch kontraproduktiven
Entscheidungen der Vergangenheit vielerorts schwer revi-
dierbar sind, lässt sich für die Zukunft aus gelungenen Bei-
spielen einer integrierten städtischen Verkehrs- und Sied-
lungspolitik lernen (zum Beispiel aus vielen erfolgreichen Pro-
jekten in Skandinavien).
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